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Gemeindeneugliederungen in Thüringen 

- Antworten auf häufig gestellte Fragen (FAQs) - 

(Stand: 13. März 2025) 

 

 
 
 

Einführung 
 

Im Zuge der in der sechsten Legislaturperiode des Landtags eingeleiteten und in der 7. Wahlperiode 
fortgesetzten Gemeindegebietsreform hat sich eine große Anzahl der Gemeinden Thüringens für eine 
freiwillige Neugliederung entschieden. Mit dem 

• Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2018 vom 
28. Juni 2018 (GVBl. S. 273),  

• dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2019 
vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 795),  

• dem Zweiten Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im 
Jahr 2019 vom 10. Oktober 2019 (GVBl. S. 385),  

• dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2023 
vom 7. Dezember 2022 (GVBl. S. 475) und 

• dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2024 
vom 14. Dezember 2023 (GVBl. S. 347)  

wurden für mehr als ein Drittel aller Thüringer Gemeinden auf freiwilliger Grundlage größere Struktu-
ren geschaffen, die eine Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit ermöglichen. Die Zahl der kreisangehöri-
gen Gemeinden in Thüringen reduzierte sich von 843 im Jahr 2017 auf derzeit 600.  

 

Trotz dieser umfangreichen Maßnahmen während der sechsten und siebenten Legislaturperiode des 
Landtags besteht weiterer Handlungsbedarf. Die Gemeindestrukturen in Thüringen sind weiterhin 
durch eine erhebliche Kleinteiligkeit geprägt. Aktuell haben noch immer rund 60 Prozent der kreisan-
gehörigen Gemeinden weniger als 1.000 Einwohner. Bei etwa 40 Prozent der kreisangehörigen Ge-
meinden beträgt die Einwohnerzahl sogar weniger als 500 Einwohner. Mehr als 75 Prozent der kreis-
angehörigen Gemeinden nehmen ihre Aufgaben nicht eigenständig wahr, sondern bedienen sich der 
Hilfe einer Verwaltungsgemeinschaft oder erfüllenden Gemeinde. 

Die Gemeindestrukturen in Thüringen müssen angesichts des demografischen Wandels, des zuneh-
menden Fachkräftemangels, der Notwendigkeit, mit der rasant fortschreitenden Digitalisierung und 
der Entwicklung der Informationstechnologien Schritt zu halten sowie der gestiegenen und komplexer 
gewordenen Anforderungen an kommunale Dienstleistungen weiter gestärkt werden, um ihre Zu-
kunftsfähigkeit zu sichern. Andernfalls besteht die Gefahr einer Beeinträchtigung der verfassungsmä-
ßig geschützten kommunalen Selbstverwaltung. 

 



2 
 

Mit Beschluss vom 13. Dezember 2017 (Drs. 6/4876) hatte sich der Landtag für die weitere Stärkung 
der Gemeinden in Thüringen durch eine Neugliederung der überwiegend kleinteiligen Gemeindestruk-
turen ausgesprochen und hierbei dem Prinzip der Freiwilligkeit ausdrücklich eine hohe Bedeutung ein-
geräumt.  
 

Die Bildung von größeren und leistungsfähigeren Strukturen trägt dazu bei, dass die Gemeinden in 
Thüringen auch in Zukunft über die erforderliche Leistungs- und Verwaltungskraft verfügen, um die 
ihnen obliegenden Aufgaben sachgerecht, bürgernah, rechtssicher und eigenverantwortlich wahrneh-
men zu können. 

Die Gebietskörperschaften sollen zudem ein dauerhaft tragfähiges Fundament für die demokratische 
Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger bilden. 

Darüber hinaus sollen zentralörtliche Strukturen gestärkt werden.  

 

Gemeindeneugliederungen dienen der Zukunftsfähigkeit der gemeindlichen Strukturen und damit 
auch der Stärkung des ländlichen Raums. Die auf Gemeinwohlgründen beruhende Freiwilligkeit dieses 
Prozesses fördert eine größtmögliche Akzeptanz der strukturellen Veränderungen und stellt somit eine 
entscheidende Voraussetzung dar, um die sich ergebenden Fusionspotenziale optimal nutzen zu kön-
nen. Hierzu zählen insbesondere: 

• die Stärkung bzw. der langfristige Erhalt der Leistungs- und Verwaltungskraft der Gemeinde, 

• die Anpassung der Verwaltungsstruktur an die Folgen des demografischen Wandels, 

• die Bündelung der Kräfte und Potenziale der Gemeinde, 

• eine Steigerung des kommunalen Finanzvolumens, des politischen Gewichts sowie der Hand-
lungs- und Investitionsspielräume, 

• die Schaffung bzw. der Erhalt der Voraussetzungen für eine eigenständige (d. h. von Dritten un-
abhängige und somit in vollem Umfang unmittelbar demokratisch legitimierte) Aufgabenwahr-
nehmung durch die Gemeinde, 

• die langfristige Gewährleistung eines tragfähigen Fundaments für die demokratische Mitwir-
kung der Bürgerinnen und Bürger, 

• eine Stärkung zentralörtlicher Strukturen, 

• eine Erleichterung der Anpassung an die fortschreitende Digitalisierung und IT-Entwicklung, 

• bessere Möglichkeiten für die Gewinnung und Bindung von qualifiziertem und spezialisiertem 
Verwaltungspersonal, 

• die langfristige Realisierung von Synergie- und Skalierungseffekten sowie 

• eine nachhaltigere Ausrichtung der flächen- und einwohnerbezogenen Investitionsplanung. 

Damit schaffen kommunale Neugliederungen auch die Voraussetzungen dafür, dass mittel- und lang-
fristig Fusionsrenditen erreicht werden können. Deren Größenordnung hängt jedoch in erster Linie von 
den Gegebenheiten vor Ort ab sowie davon, inwieweit die Städte und Gemeinden im Rahmen ihres 
Selbstverwaltungsrechts die Möglichkeiten hierfür nutzen. 

 

Im Juli 2022 veranstaltete das Innenministerium einen Kommunalkongress unter dem Titel „Freiwillige 
Gemeindeneugliederungen in Thüringen - Gemeinsam stärker“. Im Fokus stand dabei vor allem, den 
praxisorientierten Erfahrungsaustausch unter den Kommunen zu erleichtern. Auf dieser Veranstal-
tung, an der etwa 100 Gemeindevertreter und weitere Gäste teilnahmen, berichteten kommunale Ver-
antwortungsträger bereits erfolgreich fusionierter Gemeinden von ihren bisherigen Erfahrungen.  Alle 
Informationen sowie die  Redebeiträge und Fragerunden können auf den Internetseiten des Thüringer 
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Ministeriums für Inneres, Kommunales und Landesentwicklung unter https://innen.thuerin-
gen.de/kommunales/kommunalkongress abgerufen werden. 

Im November 2024 haben sich die regierungstragenden Parteien in ihrem Regierungsvertrag für die 
Jahre 2024 – 2029 darauf verständigt, dass Gemeindezusammenschlüsse auch zukünftig auf der Ba-
sis der Freiwilligkeit und anreizorientiert erfolgen sollen (S. 122). 

  

https://innen.thueringen.de/kommunales/kommunalkongress
https://innen.thueringen.de/kommunales/kommunalkongress
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I. Allgemeines 

 
I.1 Welche kommunalen Neugliederungen werden angestrebt? 

Vorrang bei der Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden hat die Bildung von Einheits- und Land-
gemeinden. Diese sollen mindestens 6.000 Einwohner haben, bezogen auf das Jahr 2035. 

Die Landgemeinde unterscheidet sich von der Einheitsgemeinde durch ein gesetzlich garantiertes und 
gestärktes Ortschaftsrecht nach § 45a Thüringer Kommunalordnung (ThürKO), das den Ortschaften 
erweiterte Gestaltungsspielräume (insbesondere zusätzliche Entscheidungsbefugnisse und Vor-
schlagsrechte) gewährt. 

Kommunale Neugliederungen erfolgen in der Regel im Wege eines Zusammenschlusses von Gemein-
den oder der Eingliederung von Gemeinden in eine andere Gemeinde. 

Bei einem Zusammenschluss werden alle beteiligten Gemeinden aufgelöst und aus ihren Gebieten 
wird eine neue Gemeinde (Einheits- oder Landgemeinde) gebildet. Dies hat etwa zur Folge, dass ein 
Name für die neue Gemeinde bestimmt und neue Organe der Gemeinde gewählt werden müssen. 

Entscheiden sich die Gemeinden hingegen für eine Eingliederung, so werden nur die einzugliedernden 
Gemeinden aufgelöst, während die aufnehmende Gemeinde als Rechtspersönlichkeit bestehen bleibt. 
Diese behält somit auch ihren Namen und ihre Organe. Der Gemeinderat wird in diesem Fall für den 
Rest der gesetzlichen Amtszeit im Verhältnis der Einwohnerzahlen der beteiligten Gemeinden erwei-
tert (§ 9 Abs. 5 ThürKO). Die Form der Eingliederung wird im Regelfall gewählt, wenn eine der beteilig-
ten Gemeinden die übrigen Gemeinden hinsichtlich ihrer Größe und Einwohnerzahl deutlich überragt. 

 

I.2 Wann und wie sind die Einwohnerinnen und Einwohner zu beteiligen? 

Kommunale Neugliederungen erfordern eine gesetzliche Regelung. 

Im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens des Landtags für ein Neugliederungsgesetz erfolgt unter ande-
rem eine schriftliche Anhörung der betroffenen Einwohnerinnen und Einwohner. Hierdurch wird si-
chergestellt, dass sich die Betroffenen zum Inhalt des Gesetzentwurfs äußern können und der Gesetz-
geber ihren Standpunkt in seine Abwägungsentscheidung einbeziehen kann. 

Es ist jedoch sinnvoll und der Bedeutung einer Neugliederung angemessen, die Einwohnerinnen und 
Einwohner bereits in einem frühen Stadium der Planungen für eine Strukturänderung (in jedem Falle 
rechtzeitig vor dem Beschluss der Gemeinde über die Neugliederung) zu beteiligen. Um eine hinrei-
chende Akzeptanz und Unterstützung der Neugliederung seitens der Einwohnerinnen und Einwohner 
zu ermöglichen, sollten diese durch die Gemeinde frühzeitig und umfassend informiert sowie mög-
lichst weitgehend in den Diskussionsprozess einbezogen werden. 

Die Mindestanforderungen an eine Beteiligung ergeben sich aus § 15 Abs. 1 Satz 1 ThürKO, der eine 
Pflicht der Gemeinde vorsieht, die Einwohnerinnen und Einwohner über wichtige Gemeindeangele-
genheiten in geeigneter Form zu unterrichten. 

Um eine angemessene Einbeziehung der Einwohnerschaft zu ermöglichen, sollten diese jedoch nicht 
nur informiert werden, sondern auch geeignete Möglichkeiten haben, sich zu den Planungen zu äu-
ßern. 

Im Rahmen zurückliegender Gesetzgebungsverfahren hat sich gezeigt, dass sich das Interesse der Ein-
wohnerinnen und Einwohner nicht nur auf die Neugliederung als solche sowie die Wahl der Fusions-
partner bezieht. Darüber hinaus sind beispielsweise auch der künftige Name ihrer Gemeinde sowie 
deren Ortsteil- bzw. Ortschaftsstrukturen von gesteigerter Bedeutung für die Einwohnerschaft.  
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Im Falle von kreisübergreifenden Gemeindeneugliederungen ist für die Einwohnerschaft zudem die 
Frage der künftigen Kreiszugehörigkeit von großer Bedeutung. 
 
Bei der Beteiligung der Einwohner- bzw. Bürgerschaft ist das kommunalrechtliche Kompetenzgefüge 
zu beachten. Der Beschluss über eine Gemeindeneugliederung fällt in die Entscheidungshoheit des 
Gemeinderates. Soweit sich eine Gemeinde zu einer vorherigen Einwohner- bzw. Bürgerbefragung ent-
schließt, kann diese daher nur einen konsultativen Charakter haben und das Befragungsergebnis keine 
Bindungswirkung für den Gemeinderat entfalten bzw. dessen Entscheidung vorwegnehmen. Zudem 
ist der Gemeinderat aus verfassungsrechtlichen Gründen dazu aufgefordert, die Neugliederungsent-
scheidung anhand aller im Einzelfall relevanten Gemeinwohlbelange zu treffen und somit auch das 
Einwohner- bzw. Bürgervotum mit anderen für und gegen die jeweilige Neugliederungsoption spre-
chenden Gesichtspunkten des öffentlichen Wohls abzuwägen. Um Missverständnisse und spätere Ak-
zeptanzprobleme zu vermeiden, sollte daher bereits im Vorfeld einer entsprechenden Befragung aktiv 
und unmissverständlich zum Ausdruck gebracht werden, dass diese keine verbindliche Abstimmung 
darstellt, sondern dem entscheidungszuständigen Gemeinderat dazu dient, die Neugliederungsvor-
stellungen in der Bevölkerung zu eruieren und in seine Entscheidung einbeziehen zu können. Vor allem 
aber sollten Bürgerbefragungen auf einer fundierten Informationsgrundlage durchgeführt werden. 
Im Zweifelsfall lohnt es sich, die Erfahrungen neugegliederter Gemeinden hierbei mit einzubeziehen. 
 

I.3 Inwieweit werden freiwillige Gemeindeneugliederungen finanziell unterstützt? 

In der sechsten Legislaturperiode wurden freiwillige Gemeindeneugliederungen insbesondere auf der 
Grundlage des Thüringer Gemeindeneugliederungsfinanzhilfegesetzes (ThürGNGFG) finanziell unter-
stützt. Der in diesem Gesetz vorgesehene Förderzeitraum ist inzwischen abgelaufen. 

Als Nachfolgeregelung trat am 29. Mai 2021 das Thüringer Gesetz zur Förderung freiwilliger Gemein-
deneugliederungen (ThürGFfG) vom 11. Mai 2021 in Kraft (GVBl. S. 231), das die Fortsetzung der fi-
nanziellen Unterstützung freiwilliger Gemeindeneugliederungen bis zum Jahr 2026 vorsieht.  

Gesetzlich verankert wurden in diesem Rahmen: 

• Neugliederungsprämien (§ 2), um die Bereitschaft der Gemeinden zu freiwilligen Neugliede-

rungen zu unterstützen. Zudem können Neugliederungsprämien auch als finanzielle Grundlage 

für den Prozess der Umsetzung der Strukturänderung genutzt werden. 

Die Neugliederungsprämie ist eine allgemeine, steuerkraftunabhängige, nicht zweckgebun-

dene Zuweisung. Sie beträgt unverändert 200 Euro pro Einwohner der an einer freiwilligen 

Neugliederung beteiligten Gemeinde, maximal jedoch 2 Millionen Euro je beteiligte Gemeinde. 

• Strukturbegleithilfen (§ 3), mit denen finanzielle Schieflagen aufgefangen werden sollen, die 

durch den Zusammenschluss mit leistungsschwächeren Gemeinden in die neue Struktur hin-

eingetragen werden und/oder die strukturell bedingt sind. 

Die Strukturbegleithilfe ist eine allgemeine, steuerkraftunabhängige Zuweisung. Vorausset-

zung für die Gewährung einer Strukturbegleithilfe ist, dass mindestens eine an der kommuna-

len Neugliederung beteiligte Gemeinde  

- zum 31. Dezember 2020 zur Aufstellung oder Fortschreibung eines Haushaltssiche-

rungskonzeptes verpflichtet war und  

- in den Jahren 2017, 2018 oder 2019 einen Fehlbetrag in der Jahresrechnung be-

ziehungsweise einen Finanzmittelfehlbetrag aufwies. 
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Die Höhe der auszuzahlenden Strukturbegleithilfe ergibt sich aus der Summe der (Finanzmit-

tel-)Fehlbeträge aus den Jahren 2017 bis 2019 der an der freiwilligen Neugliederung beteilig-

ten Gemeinde, die die vorgenannten Voraussetzungen erfüllt. Die Strukturbegleithilfe ist be-

grenzt auf die Höhe der jeweiligen Verschuldung dieser Gemeinde nach der Tabelle "Schulden 

der Gemeinden und Gemeindeverbände am 31. Dezember 2019 in Thüringen" des Thüringer 

Landesamtes für Statistik. 

• Besondere Entschuldungshilfen (§ 4), die darauf abzielen, die Schulden von deutlich über-

durchschnittlich verschuldeten Gemeinden zu reduzieren und diesen Gemeinden Neugliede-

rungen mit leistungsstärkeren Gemeinden zu ermöglichen. 

Die besondere Entschuldungshilfe ist eine allgemeine, steuerkraftunabhängige Zuweisung. Vo-

raussetzungen für die Gewährung einer besonderen Entschuldungshilfe sind: 

- eine am 31. Dezember 2019 bestehende deutlich überdurchschnittliche Verschul-

dung der an der freiwilligen Neugliederung beteiligten Gemeinde und 

- die Verpflichtung der Gemeinde, zum Stichtag 31. Dezember 2020 ein Haushalts-

sicherungskonzept aufzustellen oder fortzuschreiben.  

Die Höhe der besonderen Entschuldungshilfe ist begrenzt auf den Betrag der erforderlich ist, um die 
Verschuldung der anspruchsberechtigten Gemeinde je Einwohner auf die Höhe des Doppelten des 
Landesdurchschnitts der Verschuldung aller Thüringer Städte und Gemeinden in Thüringen zum 31. 
Dezember 2019 (d.h. auf 924,76 Euro je Einwohner) zu senken. Dabei darf die Höhe der besonderen 
Entschuldungshilfe die Höhe der tatsächlichen Verschuldung dieser Gemeinde zum Zeitpunkt der Neu-
gliederung nicht übersteigen.  

Über die genannten Förderinstrumente des ThürGFfG hinaus wurden bisher weitere ergänzende Fi-

nanzhilfen gewährt, die in den konkreten Neugliederungsgesetzen geregelt und individuell ausgestal-

tet wurden. Diese ergänzenden Finanzhilfen umfassten: 

• den Verzicht des Landes auf rückzahlbare Bedarfszuweisungen sowie 

• verschiedene temporäre Kompensationsleistungen an die von den Neugliederungen betroffe-

nen Landkreise, Städte und Gemeinden sowie Verwaltungsgemeinschaften. 

 

Im Februar 2024 hat die Landesregierung im Rahmen eines Berichts zum Beschluss des Thüringer Land-

tags „Freiwillige Gemeindezusammenschlüsse fördern – unbillige Härten vermeiden“ vom 7. Dezem-

ber 2023 (Drucksache 7/9210) Vorschläge für Regelungen vorgelegt, um die ergänzenden Finanzhilfen, 

die bisher in den konkreten Gemeindeneugliederungsgesetzen der sechsten und siebenten Legislatur-

periode enthalten waren, im Interesse einer größtmöglichen Planungssicherheit für die Kommunen 

ebenfalls im ThürGFfG zu verankern. Diese Vorschläge in Form eines Gesetzentwurfs beinhalten auch 

eine Aktualisierung der Stichtage bzw. Bezugsjahre der in den §§ 3 und 4 ThürGFfG geregelten Struk-

turbegleithilfen und besonderen Entschuldungshilfen (sh. Landtagsdrucksache 7/9630).  

Zudem hat sich die Landesregierung im Mai 2024 in einem Bericht zu den Landtagsbeschlüssen 7/9202 

und 7/9210 dafür ausgesprochen, neugegliederte Gemeinden bei Härtefällen im Zusammenhang 

mit bestehenden Investitionsdefiziten finanziell zu unterstützen (sh. Drucksache 7/10080).  

Es obliegt der Zuständigkeit des Landtags, über den weiteren Umgang mit den vorgeschlagenen Rege-

lungen zu entscheiden. In der 7. Wahlperiode hat sich der Landtag hierzu nicht positioniert.  
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Da das ThürGFfG bis zum Jahr 2026 befristet ist, strebt das Thüringer Ministerium für Inneres, Kom-

munales und Landesentwicklung an, dass spätestens nach dem Auslaufen dieses Gesetzes eine An-

schlussregelung für kommunale Neugliederungen zur Verfügung steht. In diesem Zusammenhang ist 

auch beabsichtigt, die vorgenannten Berichte zu berücksichtigen, um besondere finanzielle Belas-

tungen, die der Generierung von Fusionspotenzialen entgegenstehen bzw. diese verhindern würden, 

im Rahmen der haushalterischen Möglichkeiten abzumildern.  
 

Mit Blick auf die Zielsetzungen der finanziellen Förderung von Gemeindeneugliederungen ist darauf 

hinzuweisen, dass Finanzhilfen für freiwillige Gemeindeneugliederungen nur eine Anschub- und Un-

terstützungsfunktion für die Weiterentwicklung der kommunalen Strukturen in Thüringen haben. 

Jede Gemeindefusion sollte grundsätzlich auch ohne Finanzhilfen des Landes tragfähig sein und sinn-

volle Synergien ermöglichen. Kommunale Neugliederungen haben vor allem das Ziel, zu stärkeren 

und leistungsfähigeren Städten und Gemeinden beizutragen. 
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II. Antragsverfahren 

 

II.1. Wie wird eine freiwillige Gemeindeneugliederung auf den Weg gebracht? Welche Be-
schlüsse müssen die Gemeinden im Vorfeld der Antragstellung fassen? 

Grundlage einer freiwilligen Gemeindeneugliederung ist zunächst eine Verständigung der beteiligten 
Gemeinden über die Strukturänderung und ihre Modalitäten. 

Die Einleitung der Gemeindeneugliederung erfolgt auf der Basis übereinstimmender Neugliederungs-
beschlüsse der unmittelbar an der Neugliederung beteiligten Gemeinden. Dies sind alle Gemeinden, 
deren Gebiet oder Bestand im Zuge der Neugliederung geändert werden soll. Die beteiligten Gemein-
den müssen übereinstimmend über den angestrebten Zusammenschluss oder die Eingliederung be-
schließen, die aufzulösenden Gemeinden darüber hinaus über ihre Auflösung. 

Der Neugliederungsantrag (siehe Antworten auf Fragen II.8 ff) ist zusammen mit den erforderlichen 
Antragsunterlagen auf dem Dienstweg schriftlich beim Thüringer Ministerium für Inneres, Kommuna-
les und Landesentwicklung, also unmittelbar bei der örtlich zuständigen unteren Rechtsaufsichtsbe-
hörde (Kommunalaufsicht des Landratsamtes) bzw. im Falle kreisübergreifender Gemeindeneugliede-
rungen beim Landesverwaltungsamt einzureichen. 

Die Umsetzung freiwilliger Zusammenschlüsse und Eingliederungen von Gemeinden erfolgt durch ein 
Neugliederungsgesetz des Landtags. Der Entwurf eines solchen Neugliederungsgesetzes wird feder-
führend durch das Thüringer Ministerium für Inneres, Kommunales und Landesentwicklung auf Grund-
lage der eingegangenen Neugliederungsanträge erarbeitet. 

 

II.2 Welche weiteren Beschlussfassungen sind sinnvoll? 

Es hat sich als sinnvoll erwiesen, in einem Neugliederungsvertrag die Modalitäten der angestrebten 
Strukturänderung zu regeln und in diesem Rahmen verbindliche Festlegungen für die Zukunft zu tref-
fen (siehe Abschnitt II.3 bis II.5). Soweit ein Neugliederungsvertrag geschlossen werden soll, müssen 
die Gemeinden übereinstimmend über den Inhalt des Vertrages beschließen. 

Optional sind auch Beschlüsse zur künftigen Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung der neu gegliederten 
Gemeinde. 

Soweit die Gemeinden eine von § 45 Abs. 8 Satz 1 (Einheitsgemeinden) bzw. § 45a Abs. 11 Satz 1 
ThürKO (Landgemeinden) abweichende Regelung zur künftigen Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung 
anstreben, müssen hierzu entsprechende Beschlüsse gefasst werden. Aus diesen Beschlüssen muss 
hervorgehen, welche abweichende Regelung zur Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung gewünscht wird 
und dass zu deren Umsetzung ein Antrag nach § 45 Abs. 9 bzw. § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt wird. 
Eine solche Beschlussfassung ist insbesondere erforderlich, wenn die Gemeinden ihre bisherigen Orts-
teile mit Ortsteilverfassung erhalten und in die neue Gemeindestruktur überleiten wollen. Nähere In-
formationen hierzu werden in der Antwort zu der Frage V.5 bereitgestellt. 

 

II. 3 Was kann und sollte in einem Neugliederungsvertrag geregelt werden? 

Ein Neugliederungsvertrag ist keine zwingende Voraussetzung für eine Gemeindeneugliederung. Viele 
Gemeinden nutzen jedoch einen solchen Vertrag, um die Einzelheiten der geplanten Neugliederung zu 
regeln und verbindliche Festlegungen für die Zukunft treffen.  

In einem Neugliederungsvertrag können insbesondere folgende Einzelheiten geregelt werden: 

• Art und Weise der Neugliederung (Neubildung oder Eingliederung) 

• Name der neu gebildeten Gemeinde 
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• künftige Ortsteile und deren Namen 

• künftige Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung 

• Fortgeltung und Vereinheitlichung des Ortsrechts 

• Künftige Förderung des kulturellen, gesellschaftlichen und sportlichen Lebens sowie Bestand 
und Betrieb von kommunalen Einrichtungen 

• Künftige Investitionen in der Gemeinde und ihren Ortsteilen 

• Klärung von Meinungsverschiedenheiten und Voraussetzungen für künftige Abweichungen vom 
Neugliederungsvertrag. 

In den Anlagen werden Muster für entsprechende Neugliederungsverträge bereitgestellt. Es empfiehlt 
sich, bei der Vertragsgestaltung eine Beratung durch die örtlich zuständige untere Rechtsaufsichtsbe-
hörde (Kommunalaufsicht des Landratsamtes) in Anspruch zu nehmen und/oder ihr den Vertragsent-
wurf vor der Beschlussfassung des Gemeinderats zur Prüfung vorzulegen. 

 

II.4 Welche rechtlichen Grenzen sind bei der Gestaltung des Neugliederungsvertrags zu be-
achten? 

Grundsätzlich ist ein Neugliederungsvertrag ein sinnvolles und anerkanntes Instrument für die Ge-
meinden, um bestimmte Interessen für die Zeit nach Inkrafttreten der Neugliederung zu sichern. Die 
vertraglichen Verpflichtungen führen daher in gewissem Umfang zu einer Einschränkung der Entschei-
dungsfreiheit der neu gebildeten oder vergrößerten Gemeinde. 

Die Vereinbarungen eines Neugliederungsvertrags müssen gleichwohl die geltenden rechtlichen Be-
stimmungen, insbesondere der ThürKO, einhalten und dürfen die gesetzlich vorgesehene Entschei-
dungshoheit der neu gegliederten Gebietskörperschaft und ihrer Organe nicht in unzulässiger Weise 
einschränken. Maßgeblich sind insoweit die Umstände des jeweiligen Einzelfalls. 

Diese rechtlichen Grenzen haben insbesondere für Vereinbarungen Bedeutung, die die Haushaltswirt-
schaft der neu gegliederten Gemeindestruktur betreffen. Der Beschluss über künftige Haushaltssat-
zungen fällt in die ausschließliche Zuständigkeit des Gemeinderates der neu gebildeten oder vergrö-
ßerten Gemeinde (§ 26 Abs. 2 Nr. 7, § 57 Abs. 1 ThürKO bzw. § 8 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über 
die kommunale Doppik - ThürKDG). Er hat durch die darin getroffenen Festsetzungen für eine ord-
nungsgemäße Haushaltswirtschaft zu sorgen und bindet sich insoweit selbst. Rechtlich problematisch 
und auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten bedenklich können vor allem Vereinbarungen in ei-
nem Neugliederungsvertrag sein, die die neu gebildete oder vergrößerte Gemeinde ohne Rücksicht 
auf deren finanzielle Möglichkeiten zwingend zur Erfüllung von Aufgaben oder zu Investitionen ver-
pflichten. Daher ist insbesondere bei Vereinbarungen über künftige Aufgaben, Ausgaben und Ver-
pflichtungen durch eine Öffnungsklausel wie einen Haushalts- oder Wirtschaftlichkeitsvorbehalt und 
gegebenenfalls durch eine Befristung sicherzustellen, dass es nicht zu einer rechtlich unzulässigen Be-
schränkung der Haushaltsautonomie der neu gegliederten Gebietskörperschaft kommt. 

 

Hinweis: Der Thüringer Rechnungshof hat in seinem Jahresbericht 2025 zur Überörtlichen Kommunal-
prüfung darauf hingewiesen, dass er es vor einer Neugliederung für zwingend erforderlich hält, bei den 
vorgehaltenen kommunalen Einrichtungen eine Bestandsaufnahme durchzuführen und deren zukünf-
tige Wirtschaftlichkeit zu prüfen. (S. 45) 
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II.5 Sollte die Bindungswirkung der vertraglichen Regelungen durch Öffnungsklauseln, Be-
fristungen oder ein Kündigungsrecht begrenzt werden? 

Ein Neugliederungsvertrag hat grundsätzlich eine zeitlich unbefristete Bindungswirkung für die Ver-
tragsparteien und ihre Rechtsnachfolger. Die neu gebildete oder vergrößerte Gemeinde ist somit ver-
pflichtet, die getroffenen Festlegungen umzusetzen und alles zu unterlassen, was diesen Festlegungen 
widersprechen würde. Die Bindungswirkung gilt für alle Regelungen, denen ein rechtsgeschäftlicher 
Bindungswille der Vertragspartner zugrunde liegt und die rechtlich zulässig sind. Dies führt dazu, dass 
ein wirksamer Neugliederungsvertrag grundsätzlich nur unter den in diesem Vertrag vorgesehenen 
Voraussetzungen geändert werden kann. 

Der Umfang der Bindungswirkung kann und sollte im Neugliederungsvertrag durch spezielle Verein-
barungen wie Öffnungsklauseln, Befristungen oder ein Kündigungsrecht gesteuert werden. 

Im Zeitpunkt des Vertragsschlusses sind zukünftige Entwicklungen und Veränderungen der Sachlage 
nur begrenzt überschaubar. Um zu verhindern, dass Vereinbarungen im Laufe der Zeit zu sachwidri-
gen oder unwirtschaftlichen Ergebnissen führen und die Gemeinde dennoch daran gebunden ist, 
sollte stets genau geprüft werden, ob für die jeweilige vertragliche Regelung eine uneingeschränkte, 
dauerhafte Bindung angemessen ist. Soweit dies nicht der Fall ist, sollte ein Bindungszeitraum oder 
eine Abweichungsmöglichkeit festgelegt werden. 

Neben der Begrenzung der Bindungswirkung einzelner Vereinbarungen sollte eine allgemeine Rege-
lung über die Möglichkeit der Vertragsabweichung bzw. Vertragsänderung in den Neugliederungsver-
trag aufgenommen werden. Die in den Anlagen bereitgestellten Vertragsmuster enthalten jeweils in 
ihrem § 11 Abs. 4 eine solche Regelung. Diese sieht vor, dass von einzelnen Vereinbarungen des Ver-
trags (nur dann) abgewichen werden kann, wenn sich die dem Vertrag zugrundeliegende Sach- oder 
Rechtslage wesentlich geändert hat und die Bürger der betroffenen Ortsteile bzw. Ortschaften der 
Abweichung jeweils mit einer Mehrheit von zwei Dritteln zustimmen. Auf der Grundlage dieser Rege-
lung im Vertragsmuster sind Abweichungen von den Vereinbarungen des Vertrages somit nur unter 
sehr engen Voraussetzungen möglich, insbesondere muss in jedem betroffenen Ortsteil bzw. jeder 
betroffenen Ortschaft eine Zwei-Drittel-Mehrheit (Abstimmungsmehrheit) für die Abweichung er-
reicht werden. 

Die vorgenannten Gesichtspunkte betreffen primär die Vertragsbindung im Zeitraum nach der Umset-
zung der Gemeindeneugliederung. Für den Zeitraum zwischen dem Vertragsschluss und der Verab-
schiedung des Neugliederungsgesetzes durch den Landtag sehen die beigefügten Vertragsmuster in 
§ 11 Abs. 5 darüber hinaus ein Kündigungsrecht vor. Auf Basis der aktuellen Rechtsprechung (Verwal-
tungsgericht Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 2 K 1384/22 Ge) ist davon auszugehen, dass die 
beteiligten Gemeinden nach dem Vertragsschluss nur dann weiterhin über die Umsetzung ihrer Struk-
turänderung disponieren und einen bereits eingereichten Neugliederungsantrag ohne Vertragsbruch 
zurücknehmen können (zur Antragsrücknahme siehe Frage II.10.), wenn ein solches vertragliches Kün-
digungsrecht besteht.  

Des Weiteren sind nach der vorgenannten Rechtsprechung auch Bürgerbegehren bzw. Bürgerent-
scheide in Bezug auf eine vertraglich vereinbarte Gemeindeneugliederung nur dann rechtlich zulässig, 
wenn der Neugliederungsvertrag ein Kündigungsrecht enthält. Ohne ein solches Kündigungsrecht 
wäre ein Bürgerbegehren, das sich gegen die vom Gemeinderat beschlossene und in einem Neuglie-
derungsvertrag vereinbarte Gemeindeneugliederung wendet, nach der einschlägigen Rechtsprechung 
auf einen Vertragsbruch und somit auf ein gesetzwidriges Ziel im Sinne von § 1 Abs. 3 Nr. 1 des Thü-
ringer Gesetzes über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid (Thür-
EBBG) gerichtet. 
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II.6 Wo sind Anträge auf freiwillige Gemeindeneugliederung einzureichen? 

Anträge auf freiwillige Gemeindeneugliederungen sind auf dem Dienstweg beim Thüringer Ministe-
rium für Inneres, Kommunales und Landesentwicklung, das heißt unmittelbar bei der örtlich zuständi-
gen unteren Rechtsaufsichtsbehörde (Kommunalaufsicht des Landratsamtes) bzw. im Falle kreisüber-
greifender Gemeindeneugliederungen beim Landesverwaltungsamt einzureichen. 

 

II.7 Welche Antragsfrist ist zu beachten? 

Neugliederungsanträge können grundsätzlich jederzeit eingereicht werden. 

Sobald ein Verfahren zur Erarbeitung und Verabschiedung eines konkreten Neugliederungsgesetzes 
anberaumt worden ist, informiert das Thüringer Ministerium für Inneres, Kommunales und Landesent-
wicklung umgehend über die Antragsfrist zur Berücksichtigung in diesem Gesetzgebungsverfahren. Es 
handelt sich dabei nicht um eine Ausschlussfrist, sondern um eine Orientierung für die Gemeinden, bis 
zu welchem Zeitpunkt die Einbeziehung neuer Anträge in dieses Gesetzgebungsverfahren noch sicher-
gestellt ist. Für Anträge, die erst nach Fristablauf eingehen, kann eine Berücksichtigung in dem laufen-
den Gesetzgebungsverfahren hingegen nicht garantiert werden. 

Bereits begonnen hat das Gesetzgebungsverfahren für ein Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neuglie-
derung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2026. Dieses Gesetz wird voraussichtlich am 1. Januar 
2026 in Kraft treten.  
 
Zudem hat das Innenministerium mit Rundschreiben vom 16. April 2024 alle Städte und Gemeinden 
des Landes darauf hingewiesen, dass  
 

Anträge für eine Aufnahme in ein Gemeindeneugliederungsgesetz mit angestrebtem In-
krafttreten zum 31. Dezember 2026 (Zweites ThürGNGG 2026) voraussichtlich bis zum 
30. November 2025 auf dem Dienstweg eingereicht werden sollten.  
 
Je nach Antragslage sind weitere Gemeindeneugliederungsgesetze zum 1. Januar 2028 und zum 1. Ja-
nuar 2029 vorgesehen.  

 

II.8 Welche Unterlagen sind einem Neugliederungsantrag beizufügen?  

Ein Antrag auf freiwillige Gemeindeneugliederung ist schriftlich einzureichen. Dem Neugliederungsan-
trag sind die Antragsunterlagen beizufügen. Diese umfassen: 

• die Neugliederungsbeschlüsse aller beteiligten Gemeinden, 

• die Beschlüsse zur Beantragung einer vom Regelfall abweichenden Einführung der Ortsteil- bzw. 
Ortschaftsverfassung nach § 45 Abs. 9 oder § 45a Abs. 12 ThürKO (fakultativ), 

• den Neugliederungsvertrag und die Beschlüsse zu diesem Vertrag (fakultativ). 

Dabei sind für jeden vorzulegenden Gemeinderatsbeschluss folgende ergänzende Unterlagen zur Prü-
fung der formellen Rechtmäßigkeit vorzulegen:  

• Einladungsschreiben zur Ratssitzung, 

• öffentliche Bekanntmachung der Ratssitzung, 

• Auszug der Niederschrift über die Ratssitzung. 

Der Antrag sollte zudem eine Begründung enthalten, in der alle für die beantragte Strukturänderung 
relevanten Gemeinwohlbelange dargestellt werden. 
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II.9 Was sollte in der Begründung des Antrags aufgeführt werden?  

Um eine sachgerechte Bewertung der beantragten Neugliederung zu ermöglichen, sollte der Antrag 
eine Begründung enthalten, aus der alle gemeinwohlrelevanten Belange hervorgehen, die im Rahmen 
der Abwägung der für und gegen die Neugliederung sprechenden Gesichtspunkte zu berücksichtigen 
sind. Dies schließt insbesondere eine detaillierte Darlegung der regionalen Verflechtungsbeziehungen 
zwischen den betroffenen kommunalen Strukturen ein. Dabei sollte beispielsweise auf folgende As-
pekte eingegangen werden: 

• infrastrukturelle Beziehungen (insb. Verkehrswege) und Erreichbarkeiten 

• räumlicher Zusammenhang des neuen oder vergrößerten Gemeindegebiets 

• Flächenausdehnung und Distanzen innerhalb der neuen Gemeindestruktur unter dem Aspekt 
der Auswirkungen auf die örtliche Gemeinschaft und die bürgerschaftlich-demokratische Mit-
wirkung 

• landsmannschaftliche, historische, traditionelle und religiöse Gemeinsamkeiten 

• verwaltungsstrukturelle Verflechtungen und interkommunale Zusammenarbeit 

• Verflechtungen von Strukturen und Einrichtungen der kommunalen Daseinsvorsorge, wie Feu-
erwehr, Kindertagesstätten und Schulen, Senioren- und Jugendeinrichtungen, Sportstätten, 
Friedhöfe, einschließlich Aufgabenträger 

• Verflechtungen bei der Nutzung von Dienstleistungen, von Angeboten des täglichen Bedarfs und 
von Arbeitsplatzangeboten 

• Soziale Verflechtungen, insbesondere im Bereich der örtlichen Vereine 

• landschaftliche und topografische Gegebenheiten 

• Aspekte der Raumordnung sowie der Landes- und Regionalentwicklung 

• Voraussichtliche Auswirkungen der Neugliederung auf die Leistungsfähigkeit der neuen Gemein-
destruktur 

• absehbare Auswirkungen der Neugliederung auf benachbarte Gemeinden 

• ggf. zu erwartende Auswirkungen einer kreisübergreifenden Neugliederung auf die betroffenen 
Landkreise 

 

II.10 Kann ein eingereichter Neugliederungsantrag durch die antragstellenden Gemeinden 
wieder zurückgenommen werden? 

Jeder Neugliederungsantrag kann im Allgemeinen bis zur Entscheidung des Gesetzgebers über die 
Neugliederung, das heißt bis zur Verabschiedung des Neugliederungsgesetzes durch den Landtag, zu-
rückgenommen werden. Ist der entsprechende Gesetzentwurf für ein Gemeindeneugliederungsgesetz 
bereits in den Landtag eingebracht worden, ist im Falle einer beabsichtigten Antragsrücknahme neben 
dem Thüringer Ministerium für Inneres, Kommunales und Landesentwicklung auch der Landtag zu kon-
taktieren. 

Auf Basis der aktuellen verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung (Verwaltungsgericht Gera, Urteil 
vom 27. September 2023, Az. 2 K 1384/22 Ge) ist jedoch davon auszugehen, dass die Rücknahme des 
Antrags für eine Neugliederung, die in einem Neugliederungsvertrag vereinbart wurde, nur dann 
ohne Vertragsbruch möglich ist, wenn der Vertrag ein Kündigungsrecht enthält (siehe hierzu die Ant-
wort auf Frage II.5 sowie jeweils § 11 Abs. 5 der als Anlage beigefügten Vertragsmuster).   

Unabhängig davon ist für den Fall einer Antragsrücknahme davon auszugehen, dass der Landtag 
eine solche im Rahmen seiner Beratung und Beschlussfassung angemessen berücksichtigt, zumal 
dann nicht mehr von einer Freiwilligkeit ausgegangen werden könnte. 
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II.11 Wie verläuft das Gesetzgebungsverfahren für eine kommunale Neugliederung? 

Bis zum In-Kraft-Treten eines Neugliederungsgesetzes werden folgende Etappen durchlaufen: 

1. Erarbeitung des Gesetzentwurfes durch das Thüringer Ministerium für Inneres, Kommunales 
und Landesentwicklung, anschließende Ressortabstimmung innerhalb der Landesregierung 

2. Erste Beratung der Landesregierung 

3. Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände sowie der Spitzenverbände der Gewerkschaften 
und Berufsverbände 

4. Zweite Beratung der Landesregierung und - nach Beschlussfassung - Zuleitung des Gesetzent-
wurfs über die Staatskanzlei an den Landtag 

5. Erste Beratung im Landtag mit anschließender Überweisung an den zuständigen Ausschuss 
des Landtags (i. d. R. Landtagsausschuss für Inneres, Kommunales und Landesentwicklung) 

6. Nach entsprechender Beschlussfassung durch den zuständigen Ausschuss: förmliches schriftli-
ches, ggf. zusätzliches mündliches Anhörungsverfahren der beteiligten bzw. betroffenen Ge-
meinden, Landkreise und Verwaltungsgemeinschaften sowie der betroffenen Einwohner-
schaft 

7. Auswertung der Ergebnisse des Anhörungsverfahrens 

8. Weitere Beratung(-en) im zuständigen Landtagsausschuss sowie Verabschiedung einer Be-
schlussvorlage 

9. Zweite Beratung im Landtag und Verabschiedung des Gesetzes 

10. Verkündung des Gesetzes im Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen 

11. Inkrafttreten 
 

Das beschriebene Gesetzgebungsverfahren beansprucht in der Regel einen Zeitraum von mindestens 
zehn Monaten. Das Gesetzgebungsverfahren und die jeweilige Terminierung der parlamentarischen 
Behandlung ist dem Landtag vorbehalten. Der Landtag ist an den Gesetzentwurf der Landesregierung 
nicht gebunden. Er kann die vorgeschlagenen Maßnahmen umsetzen, unterlassen oder abändern. 
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III. Rechtliche Maßstäbe für freiwillige Gemeindeneugliederungen 

 

III.1 Welche Rechtsgrundlagen sind für kommunale Neugliederungen maßgeblich? 

Vor allem folgende Gesetze und Rechtsverordnungen sind für freiwillige Gemeindeneugliederungen 
maßgeblich: 

1. Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

2. Verfassung des Freistaats Thüringen 

3. Thüringer Kommunalordnung 

4. Thüringer Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 

5. Thüringer Kommunalwahlgesetz 

6. Thüringer Kommunalwahlordnung 

Darüber hinaus hat der Landtag am 13. Dezember 2017 Eckpunkte des Leitbildes und der Leitlinien für 
die Neugliederung der Gemeinden in Thüringen unter Berücksichtigung des Urteils des ThürVerfGH 
vom 9. Juni 2017 beschlossen. Dieser Beschluss (Drs. 6/4876) enthält die grundlegenden Ziele und 
Maßstäbe für freiwillige Gemeindeneugliederungen in Thüringen. 

 

III.2 Unter welchen rechtlichen Voraussetzungen wird eine beantragte Gemeindeneugliederung in 
den Entwurf eines Neugliederungsgesetzes aufgenommen und umgesetzt? 

Gemeindeneugliederungen sind nach Art. 92 Abs. 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen und § 9 
Abs. 1 ThürKO nur aus Gründen des öffentlichen Wohls zulässig. 

Ob eine beantragte Neugliederung dem öffentlichen Wohl entspricht, entscheidet der Gesetzgeber im 
Rahmen einer Abwägung aller im konkreten Fall relevanten Gemeinwohlbelange. Die beantragte 
Neugliederung kann demnach in den Entwurf eines Neugliederungsgesetzes aufgenommen und um-
gesetzt werden, wenn im Ergebnis einer Abwägung die Gemeinwohlbelange, die für diese neue Struk-
tur sprechen, diejenigen Gesichtspunkte überwiegen, die gegen die neue Struktur sprechen. 

Der Rahmen für die geschilderte Gemeinwohlabwägung wird durch das Leitbild und die Leitlinien der 
Gemeindegebietsreform bestimmt, die der Gesetzgeber für seine Neugliederungsmaßnahmen festge-
legt hat. Das Leitbild enthält die wesentlichen Ziele der Reform; die Leitlinien die Maßstäbe zum Errei-
chen dieser Ziele. 

Das Leitbild und die Leitlinien der aktuellen, in der 6. Legislaturperiode eingeleiteten Gemeindege-
bietsreform wurden im Beschluss des Landtags vom 13. Dezember 2017 niedergelegt (Drs. 6/4876) 
und durch die allgemeinen Begründungen der danach beschlossenen Neugliederungsgesetze konkre-
tisiert. Dies sind: 

• das Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2018 
(GVBl. S. 273), 

• das Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2019 
vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 795), 

• das Zweite Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 
2019 vom 10. Oktober 2019 (GVBl. S. 385), 

• das Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2023 
vom 7. Dezember 2022 (GVBl. S. 475) sowie 

• das Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2024 
vom 14. Dezember 2023 (GVBl. S. 347).   
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Da der Landtag seither keine abweichenden Festlegungen getroffen hat, haben die in diesem Beschluss 
festgelegten Ziele und Maßstäbe für Gemeindeneugliederungen grundsätzlich weiterhin Bestand. Eine 
beantragte Gemeindeneugliederung muss sich daher daran orientieren. 

 

III.3 Was sind die wesentlichen Maßstäbe für die Gestaltung der künftigen Gemeindestrukturen? 

Für die Neugliederung der Gemeinden hat der Gesetzgeber insbesondere folgende wesentliche Leitli-
nien in seinem Beschluss vom 13. Dezember 2017 (Drs. 6/4876) festgelegt: 

• Vorrang hat die Bildung von Einheitsgemeinden … oder von Landgemeinden, deren jeweilige Min-
desteinwohnergröße 6.000 Einwohner bezogen auf das Jahr 2035 betragen soll. 

Die Leitlinie zielt auf die Neubildung oder Vergrößerung eigenständiger (d. h. keiner Verwaltungsge-
meinschaft oder erfüllenden Gemeinde zugeordneter) Einheits- und Landgemeinden, die noch im Jahr 
2035 über mindestens 6.000 Einwohner verfügen werden. 

Nach dem Beschluss des Landtags vom 13. Dezember 2017 ist für die Abschätzung der Einwohnerzahl 
im Jahr 2035 die am 5. April 2016 veröffentlichte Vorausberechnung für die kreisangehörigen Gemein-
den des Landesamtes für Statistik (TLS) maßgeblich. Das TLS hat jedoch im Dezember 2020 mit der 
1. Gemeindebevölkerungsvorausberechnung (1. GemBv) eine aktualisierte Vorausberechnung für die 
Einwohnerzahlen der Gemeinden im Jahr 2035 vorgelegt. Es ist daher davon auszugehen, dass der 
Gesetzgeber voraussichtlich diese aktuelleren Daten bei seinen künftigen Neugliederungsentscheidun-
gen zugrunde legen wird.  

• Jede neu gegliederte Gemeinde soll so strukturiert sein, dass sie die Funktion eines Zentralen Or-
tes wahrnehmen kann. Gemeinden, die im Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 als 
Ober- oder Mittelzentrum ausgewiesen sind, sollen durch Eingliederungen von Umlandgemein-
den gestärkt werden. 

Die Zentralen Orte umfassen Ober-, Mittel- und Grundzentren und erfüllen wichtige Versorgungsfunk-
tionen über ihre Gemeindegrenzen hinaus. Sie sind im Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 
und in den Regionalplänen der Regionalen Planungsgemeinschaften verbindlich festgelegt. 

Nach dieser Leitlinie soll jede neu strukturierte Gemeinde mindestens die Funktion eines Grundzen-
trums in den genannten Raumordnungsplänen bereits innehaben oder nach der Gemeindeneugliede-
rung übernehmen können. 

Darüber hinaus wird durch die Leitlinie eine Stärkung von Ober- und Mittelzentren im Wege der Ein-
gliederung von Umlandgemeinden angestrebt. Neugliederungen von Umlandgemeinden mit einem 
Ober- oder Mittelzentrum können sich insoweit auf eine gesteigerte Bedeutung für das Gemeinwohl 
berufen, während Neugliederungen von Umlandgemeinden ohne Beteiligung des angrenzenden Ober- 
oder Mittelzentrums dessen spezifischen Entwicklungsbedarf und die bestehenden Stadt-Umland-Be-
ziehungen hinreichend berücksichtigen müssen. 

 

III.4 Haben nur Neugliederungsanträge auf eine leitliniengerechte Gemeindestruktur Aussicht auf 
Erfolg? 

Grundsätzlich muss jede Gemeindeneugliederung mit den Vorgaben des Leitbildes und der Leitlinien 
(gemäß Drs. 6/4876) vereinbar sein (Gebot der Systemgerechtigkeit). Dies führt jedoch nicht dazu, dass 
nur Neugliederungsanträge, die diese Voraussetzungen erfüllen, auch umgesetzt werden. 

Zum einen kommen Ausnahmen (dauerhafte Abweichungen) von den Leitlinien in Betracht, wenn im 
Einzelfall hinreichende Sachgründe hierfür vorliegen (z. B. wenn die Einhaltung der angestrebten Min-
desteinwohnerzahl von 6.000 im Jahr 2035 aufgrund einer geringen Bevölkerungsdichte zu einer flä-
chenmäßigen Überdehnung der Gemeinde führen würde). 
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Zum anderen hat der Gesetzgeber im Rahmen seines Leitbildes dem Prinzip der Freiwilligkeit eine hohe 
Bedeutung für die erforderliche Stärkung der Strukturen eingeräumt und daher bislang auch eine 
schrittweise Umsetzung des Leitbildes und der Leitlinien auf freiwilliger Grundlage zugelassen. 

Daher haben auch solche Neugliederungsanträge Aussicht auf Erfolg, die zwar noch nicht unmittel-
bar zu einer vollständig leitliniengerechten Struktur führen, die aber einen ersten Schritt zu einer 
solchen leitliniengerechten Struktur darstellen, der in Verbindung mit einer weiteren Neugliederung 
zu einem späteren Zeitpunkt zur vollständigen Umsetzung des Leitbildes und der Leitlinien führen 
kann. 

Bei Fragen zu diesem Themenkomplex können die vom Thüringer Ministerium für Inneres, Kommuna-
les und Landesentwicklung angebotenen Beratungsgespräche in Anspruch genommen werden. 
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IV. Gemeindenamen und Namenszusätze  

 

IV.1 Was sollte bei der Wahl des neuen Gemeindenamens beachtet werden? 

Die neugliederungswilligen Gemeinden sollen einen miteinander abgestimmten und beschlossenen 
Vorschlag für den Namen der künftigen Gemeinde bei der Antragstellung für eine Gemeindeneubil-
dung unterbreiten. Letztlich entscheidet der Gesetzgeber im Rahmen des jeweiligen Neugliederungs-
gesetzes auf der Grundlage des Vorschlags der beteiligten Gemeinden über den künftigen Gemeinde-
namen. Der Vorschlag der Gemeinden wird im Gesetzgebungsverfahren im Hinblick auf die Gründe 
des öffentlichen Wohls insbesondere dahingehend geprüft, ob die Gefahr einer Namensverwechslung 
ausgeschlossen ist (etwa wegen der Übereinstimmung oder einer starken Ähnlichkeit mit einem be-
stehenden Gemeindenamen) und ob die Verwendung der vorgeschlagenen Namensbestandteile (wie 
etwa „Bad“) zulässig ist. 

Die an einem Zusammenschluss beteiligten Gemeinden sollen sich bei ihrem Namensvorschlag an den 
Empfehlungen des Ständigen Ausschusses für geographische Namen (StAGN) orientieren. Dieser hat 
in seinem Positionspapier vom 4. September 2007 folgende Leitlinien für die Neu-/Umbenennung von 
Ortsnamen vorgelegt, um eine identitätsstiftende Namensgebung sicherzustellen: 

1. Bei jeder Veränderung der kommunalen Gliederung (Eingemeindung, Zusammenschluss, Umbe-
nennung) sollten die Namen der bisherigen Kommunen oder Teilgemeinden im öffentlichen Be-
wusstsein wahrnehmbar bleiben. Dies betrifft beispielsweise die Ortsbeschilderung oder die Er-
wähnung in den amtlichen Kartenwerken. Dies ist eine zentrale Forderung, nicht nur unter dem 
Aspekt des Erhalts der Namensvielfalt, sondern vor allem auch aus dem Grund, der ortsansässi-
gen Bevölkerung ihre lokale Identität zu bewahren. Bei den gesetzlichen Vorgaben sollte auf 
diese emotionalen Befindlichkeiten der Bevölkerung Rücksicht genommen und der Schutz aller 
bestehenden Namen gewährleistet werden. 

2. Bei Um- und Neubenennungen von Gemeinden sollten in ausreichendem Maße Fachleute kon-
sultiert werden. 

3. Die einfachste und sinnvollste Lösung bei der Benennung einer neuen Gemeinde besteht in der 
Übernahme eines eingeführten Ortsnamens, wobei der Sitz der Gemeindeverwaltung ein we-
sentliches Kriterium sein sollte. Bei Zusammenschlüssen mehrerer Gemeinden kann auch ein 
Doppelname aus den beiden größten und bedeutendsten Orten gebildet werden. Von Namen-
ketten mit drei oder mehr Bestandteilen ist jedoch genauso abzusehen, wie auch von Kunstna-
men. 

 

IV.2 Geht das Stadtrecht auf eine neu gebildete oder vergrößerte Gemeinde über? 

Wird eine Gemeinde, die die Bezeichnung „Stadt“ führt, aufgelöst und in eine andere Gemeinde ein-
gegliedert oder mit einer anderen Gemeinde zu einer neuen Gemeinde zusammengeschlossen, so 
kann die aufnehmende oder neu gebildete Gemeinde nach § 5 Abs. 1 S. 3 ThürKO diese Bezeichnung 
als eigene Bezeichnung weiterführen. Dies ist unabhängig davon, ob die aufnehmende oder neugebil-
dete Gemeinde die Kriterien zur Verleihung des „Stadtrechts“ nach § 5 Abs. 1 S. 2 ThürKO erfüllen 
würde. 

 

IV.3 Inwieweit kann nach einer Gemeindeneugliederung die Bezeichnung „Erholungsort" weiterge-
führt werden? 

Die Bezeichnung „Erholungsort“ ist eine Artbezeichnung nach § 2 Thüringer Kurortegesetz (ThürKOG). 
Nach den Bestimmungen des ThürKOG wird auf Antrag der Gemeinde, auf deren Gebiet sich die bean-
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tragte Artbezeichnung erstrecken soll, eine der in § 2 genannten Artbezeichnungen staatlich aner-
kannt, wenn die im ThürKOG und in der Thüringer Verordnung über die Voraussetzungen der Aner-
kennung als Kur- und Erholungsort (ThürAnKOVO) aufgestellten Voraussetzungen für die Artbezeich-
nung vorliegen. 

Kur- und Erholungsorte können nach § 1 ThürKOG auch Gemeindeteile sein. Die Führung der Artbe-
zeichnungen regelt § 4 ThürKOG. Da der Rechtsstatus nach dem ThürKOG sich auch auf Gemeindeteile 
beschränken kann, bleibt der Status auch erhalten, wenn eine Gemeinde mit einer staatlichen Aner-
kennung nach dem ThürKOG aufgelöst und in eine andere Gemeinde eingegliedert oder mit einer an-
deren Gemeinde zu einer neuen Gemeinde zusammengeschlossen wird. In der aufnehmenden bzw. 
neu gebildeten Gemeinde kann die aufgelöste Gemeinde als Ortsteil bzw. Ortschaft die Bezeichnung 
weiterführen. 
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V. Ortsteil- und Ortschaftsrecht 

 

Die Gemeinden können nach § 4 Abs. 2 Satz 1 ThürKO durch Regelung in der Hauptsatzung ihr Gebiet 
räumlich in Ortsteile einteilen. 

Eine Einheitsgemeinde kann durch Regelung in der Hauptsatzung für alle, einzelne oder mehrere be-
nachbarte Ortsteile gemeinsam eine Ortsteilverfassung einführen. Ortsteile mit Ortsteilverfassung ver-
fügen über einen Ortsteilbürgermeister und einen Ortsteilrat. 

Eine Landgemeinde hat durch Regelung in der Hauptsatzung für die Ortsteile, gegebenenfalls auch für 
mehrere Ortsteile gemeinsam, eine Ortschaftsverfassung einzuführen. Ortsteile mit Ortschaftsverfas-
sung verfügen über einen Ortschaftsbürgermeister und einen Ortschaftsrat. 

Für den Fall einer Gemeindeneugliederung enthalten § 45 Abs. 8 und 9 ThürKO für Einheitsgemeinden 
und § 45a Abs. 11 und 12 ThürKO für Landgemeinden spezielle Regelungen zur Einführung der Ortsteil- 
bzw. Ortschaftsverfassung und zur Überleitung der Gemeindeorgane. Diese werden im Folgenden nä-
her erläutert. 

 

V.1 Was passiert mit den bisherigen Ortsteilen einer aufgelösten Gemeinde sowie den bisherigen 
Ortsteilbürgermeistern und Ortsteilratsmitgliedern? 

Mit der Auflösung und Neugliederung der Gemeinde gehen deren bisherige Ortsteile unter. Die bishe-
rigen Ortsteil-/Ortschaftsbürgermeister und Ortsteil-/Ortschaftsratsmitglieder scheiden aus ihren Äm-
tern aus (soweit keine Überleitung der Ortsteile auf der Grundlage eines Antrags nach § 45 Abs. 9 bzw. 
§ 45a Abs. 12 ThürKO erfolgt – siehe hierzu Antwort auf Frage V.5). 

 

V.2 Wie wird die neue Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung bei Gemeindeneugliederungen regulär 
eingeführt? 

Gemeindeneugliederungen werden in der Regel während der gesetzlichen Amtszeit des Gemeindera-
tes wirksam. § 45 Abs. 8 Satz 1 (gilt für Einheitsgemeinden) sowie § 45a Abs. 11 Satz 1 (gilt für Landge-
meinden) ThürKO sehen für diesen Fall vor, dass mit Wirksamwerden der Gemeindeneugliederung auf 
dem Gebiet der aufgelösten Gemeinde kraft Gesetzes für einen Übergangszeitraum die Ortsteil- bzw. 
Ortschaftsverfassung eingeführt wird.  

Durch die Einführung der Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung erhält der neue Ortsteil / die neue Ort-
schaft einen Ortsteil- bzw. Ortschaftsrat sowie einen Ortsteil- bzw. Ortschaftsbürgermeister, um über 
die spezifischen Interessen des Ortsteils / der Ortschaft und ihrer Einwohner beraten und diese in der 
Gemeinde vertreten zu können. Zudem räumt die Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung den Ortsteilen / 
Ortschaften eigene Entscheidungsbefugnisse sowie Beteiligungsrechte in Bezug auf die Angelegenhei-
ten der Gemeinde ein. 

 

V.3 Welche Kompetenzen haben Ortsteil- und Ortschaftsräte? 

Die gesetzlichen Regelungen zur Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung, insbesondere zu den Kompeten-
zen des Ortsteil- bzw. Ortschaftsrates, finden sich in den §§ 45 und 45a ThürKO. Dabei ist das Recht 
auf Mitsprache der Ortschaften in Landgemeinden (§ 45a ThürKO) grundsätzlich stärker ausgeprägt als 
die Möglichkeit der Mitsprache der Ortsteile in Einheitsgemeinden (§ 45 ThürKO). Zum einen müssen 
nur Landgemeinden zwingend über eine Ortschaftsverfassung verfügen, zum anderen sind die gesetz-
lich vorgesehenen Kompetenzen der Ortschaften umfangreicher ausgestaltet.  

Sowohl für Einheits- als auch für Landgemeinden gilt jedoch, dass den Ortsteil- bzw. Ortschaftsräten 
über die gesetzlich vorgesehenen Kompetenzen hinaus durch eine entsprechende Regelung in der 
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Hauptsatzung der Gemeinde weitere Aufgaben zur Beratung und Entscheidung übertragen werden 
können (§ 45 Abs. 6 Satz 3 und § 45a Abs. 8 Satz 1 ThürKO). 

 

V.4 Welche Funktion übernehmen der bisherige Bürgermeister und die bisherigen Gemeinderats-
mitglieder nach der Auflösung einer Gemeinde im neuen Ortsteil/in der neuen Ortschaft? Wie lange 
gelten diese Regelungen? 

Wird eine Gemeinde im Zuge einer Eingliederung oder eines Zusammenschlusses aufgelöst, so geht sie 
als Gebietskörperschaft mit ihren Organen (Bürgermeister und Gemeinderatsmitglieder) unter. § 45 
Abs. 8 sowie § 45a Abs. 11 ThürKO sehen jedoch eine Überleitung der aufgelösten Gemeinde und ihrer 
Organe auf die Ortsteilebene der neuen oder vergrößerten Gemeinde vor. 

Hierzu wird zunächst mit Inkrafttreten der Neugliederung für den Rest der gesetzlichen Amtszeit und 
die folgende gesetzliche Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der aufgelösten Gemeinde die 
Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung eingeführt. Das Gebiet einer aufgelösten Gemeinde bildet somit 
nach der Neugliederung einen Ortsteil bzw. eine Ortschaft innerhalb der neu gebildeten oder vergrö-
ßerten (Land-)Gemeinde und verfügt über eine eigene Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung.  

Darüber hinaus ist der bisherige Bürgermeister der aufgelösten Gemeinde für die Dauer seiner ver-
bleibenden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum Ortsteil- bzw. 
Ortschaftsbürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinderatsmitglieder sind für den Rest der 
gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ortsteil- bzw. Ortschaftsratsmitglieder.  

Es finden somit in dem neu geschaffenen Ortsteil bzw. in der neu geschaffenen Ortschaft grundsätzlich 
keine Neuwahlen statt, sondern die bisherigen Gemeindeorgane vertreten die Einwohner einer aufge-
lösten Gemeinde bis zum Ende der genannten Zeiträume nunmehr auf der Ortsteilebene. 

Eine Verpflichtung zur Übernahme dieser Ehrenämter besteht nicht. Natürlich können ehemalige Bür-
germeister auch für das Amt des Bürgermeisters der neu gebildeten Einheits- oder Landgemeinde kan-
didieren. 

Weitere Informationen zu den Auswirkungen einer Gemeindeneugliederung auf die kommunalen 
Wahlbeamten einschließlich der Themen Ruhegehalt, Aufwandsentschädigung und Ehrensold werden 
in den Antworten zu den Fragen VII.1 und VII.2. bereitgestellt.     

 

V.5 Welche Möglichkeiten haben Gemeinden, die eine vom Regelfall abweichende Ortsteil- bzw. 
Ortschaftsverfassung anstreben? 

§ 45 Abs. 9 bzw. § 45a Abs. 12 ThürKO eröffnet den an einer freiwilligen Neugliederung beteiligten 
Gemeinden die Möglichkeit, eine Abweichung von der gesetzlich vorgesehenen Einführung der Orts-
teil- oder Ortschaftsverfassung (nach § 45 Abs. 8 sowie § 45a Abs. 11 ThürKO) bzw. von ihren Rechts-
folgen zu beantragen. Ein solcher Abweichungsantrag nach § 45 Abs. 9 bzw. § 45a Abs. 12 ThürKO ist 
zwingend vor der Neugliederung zu stellen, da die Abweichung eine entsprechende Regelung im Neu-
gliederungsgesetz voraussetzt. 

Der Gesetzgeber hat im Rahmen der zurückliegenden Neugliederungsgesetze verschiedene Abwei-
chungen zugelassen. Unter Zugrundelegung der bisherigen Regelungspraxis haben Abweichungsan-
träge mit den nachfolgend genannten Zielen Aussicht auf Erfolg: 

• Zeitliche Begrenzung der gesetzlichen Einführung der Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung nach 
§ 45 Abs. 8 bzw. § 45a Abs. 11 ThürKO auf den Rest der laufenden gesetzlichen Amtszeit des Ge-
meinderates 

§ 45 Abs. 8 Satz 1 und § 45a Abs. 11 Satz 1 ThürKO sehen vor, dass die gesetzliche Einführung der 
Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung für den Rest der gesetzlichen Amtszeit und die folgende gesetzliche 
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Amtszeit des Gemeinderats erfolgt. Dies führt grundsätzlich dazu, dass die mit Inkrafttreten der Neu-
gliederung eingeführte Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung bis zum Ablauf dieses Zeitraums nicht ge-
ändert oder aufgehoben werden kann. 

Soweit die beteiligten Gemeinden zwar eine Überleitung im Sinne der gesetzlichen Regelung wün-
schen, aber eine kürzere Bindungsdauer anstreben, kann ein Antrag gestellt werden, dass die gesetz-
liche Einführung der Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung abweichend von § 45 Abs. 8 Satz 1 bzw. § 45a 
Abs. 11 Satz 1 ThürKO nur für den Rest der laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates erfol-
gen soll. 

In diesem Fall werden die Rechtsfolgen von § 45 Abs. 8 bzw. § 45a Abs. 11 ThürKO auf den Zeitraum 
der laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates begrenzt (dies gilt auch für die Dauer der 
Überleitung des bisherigen Bürgermeisters in das Amt des Ortsteil- bzw. Ortschaftsbürgermeisters, so 
dass dessen ggf. längere verbleibende Amtszeit unter Umständen nicht ausgeschöpft werden kann). 
Anschließend kann die Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
in der Hauptsatzung neu geregelt werden. 

• Künftiger Verzicht auf eine Ortsteilverfassung in Einheitsgemeinden 

Soweit in einzelnen oder allen Ortsteilen einer neu gegliederten Einheitsgemeinde künftig keine Orts-
teilverfassung bestehen soll (oder eine Einteilung des Gemeindegebiets in Ortsteile gänzlich unterblei-
ben soll), kann der Antrag gestellt werden, dass § 45 Abs. 8 ThürKO für einzelne oder alle an der 
Neugliederung beteiligten Gemeinden keine Anwendung finden soll. In diesem Fall unterbleibt die 
Einführung der Ortsteilverfassung im Zuge der Neugliederung und es findet keine Überleitung des bis-
herigen Bürgermeisters und der bisherigen Gemeinderatsmitglieder statt. Diese scheiden vielmehr aus 
ihren Ämtern aus. Das gleiche gilt für den bisherigen Ortsteilbürgermeister und die Ortsteilratsmitglie-
der, da die bisherigen Ortsteile mit Ortsteilverfassung im Zuge der Auflösung der Gemeinde ebenfalls 
untergehen. 

Da in Landgemeinden die Einführung der Ortschaftsverfassung gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist, 
besteht für Landgemeinden die Möglichkeit des Verzichts auf die Ortschaftsverfassung im Rahmen ei-
ner kommunalen Neugliederung nicht. 

• Überleitung der bisherigen Ortsteile mit Ortsteilverfassung sowie des Ortsteilbürgermeisters und 
der Ortsteilratsmitglieder in die neu gebildete oder vergrößerte Gemeinde 

Soweit die Gemeinden ihre bisherigen Ortsteile mit Ortsteilverfassung in der neu gebildeten oder ver-
größerten Gemeinde fortführen und den Ortsteilbürgermeister sowie die Ortsteilratsmitglieder in die 
neue Struktur überleiten wollen, kann dies ebenfalls mit einem Abweichungsantrag umgesetzt wer-
den. 

In diesem Fall muss der Antrag darauf gerichtet sein, dass § 45 Abs. 8 bzw. § 45a Abs. 11 ThürKO keine 
Anwendung finden und stattdessen die bestehenden Ortsteile mit Ortsteilverfassung einschließlich 
ihrer Ortsteilorgane in die neue Gemeindestruktur übergeleitet werden sollen. 

Wird diesem Antrag vom Gesetzgeber entsprochen, besteht die Ortsteilverfassung der aufgelösten 
Gemeinde für einen Übergangszeitraum (bspw. für den Rest der laufenden gesetzlichen Amtszeit des 
Gemeinderats) in der neuen Gemeindestruktur fort. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass in diesem Fall nur eine Überleitung der bisherigen Ortsteilbürger-
meister und der bisherigen Ortsteilratsmitglieder erfolgt. Der bisherige Bürgermeister und die bishe-
rigen Gemeinderatsmitglieder der aufgelösten Gemeinde werden hingegen mangels Anwendung 
von § 45 Abs. 8 bzw. § 45a Abs. 11 ThürKO nicht übergeleitet, sondern scheiden aus ihren Ämtern 
aus. Dies gilt auch dann, wenn die bisherigen Ortsteile, für die die Überleitung stattfindet, nur einen 
Teil des Gebietes der aufgelösten Gemeinde einnehmen und der Rest des Gemeindegebietes bisher 
nicht als Ortsteil mit Ortsteilverfassung ausgewiesen war. Es ist insbesondere nicht möglich, die Orts-
teile überzuleiten und hinsichtlich des übrigen Gemeindegebietes § 45 Abs. 8 bzw. § 45a Abs. 11 



25 
 

ThürKO zur Anwendung zu bringen. Eine gleichzeitige Überleitung der bisherigen Organe der Ge-
meinde und der bisherigen Organe von Ortsteilen ist aus rechtlichen Gründen ausgeschlossen. 

• Ausgestaltung der künftigen Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung nach dem Inkrafttreten der Neu-
gliederung durch Regelung in der Hauptsatzung der neu gebildeten oder vergrößerten Gemeinde 

Soweit in einer neu gebildeten oder vergrößerten Gemeinde künftig Ortsteile mit Ortsteilverfassung 
oder Ortschaften mit Ortschaftsverfassung bestehen sollen, deren Zuschnitte weder den Gebieten der 
aufgelösten Gemeinden noch den Gebieten der bisherigen Ortsteile / Ortschaften der aufgelösten Ge-
meinde entsprechen, so kann dies nicht durch eine gesetzliche Überleitung, sondern nur durch eine 
entsprechende Regelung in der Hauptsatzung nach Inkrafttreten der Neugliederung umgesetzt wer-
den. Eine solche Ausgestaltung der Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung in der Hauptsatzung unmittel-
bar nach dem Inkrafttreten der Neugliederung ist nur dann möglich, wenn die Anwendung des § 45 
Abs. 8 bzw. § 45a Abs. 11 ThürKO zuvor ausgeschlossen wurde, da die Gemeinde andernfalls bis zum 
Ende der folgenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates an die gesetzlich eingeführte Ortsteil- 
bzw. Ortschaftsverfassung gebunden ist. 

Daher muss in den genannten Fällen ebenfalls ein Antrag gestellt werden, dass § 45 Abs. 8 bzw. § 45a 
Abs. 11 ThürKO keine Anwendung finden soll. Wird diesem Antrag vom Gesetzgeber entsprochen, 
unterbleibt die Einführung der Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung im Zuge der Neugliederung und es 
findet keine Überleitung des bisherigen Bürgermeisters und der bisherigen Gemeinderatsmitglieder 
statt. Das gleiche gilt für den bisherigen Ortsteilbürgermeister und die Ortsteilratsmitglieder, die eben-
falls aus ihren Ämtern ausscheiden. In der Folge ist die neu gebildete oder vergrößerte Gemeinde nicht 
an eine gesetzlich eingeführte Ortsteil- bzw. Ortschaftsverfassung gebunden und kann bzw. muss (im 
Fall einer Landgemeinde) diese in ihrer Hauptsatzung ausgestalten. Anschließend findet die Wahl der 
Ortsteil- bzw. Ortschaftsbürgermeister und der Ortsteil- bzw. Ortschaftsratsmitglieder statt. 

Ein solches Vorgehen kommt beispielsweise dann in Betracht, wenn bislang nur ein Teil des Gebietes 
einer beteiligten (aufzulösenden) Gemeinde in Ortsteile mit Ortsteilverfassung eingeteilt ist und in der 
neu gebildeten oder vergrößerten Gemeinde diese bisherigen Ortsteile mit Ortsteilverfassung fortge-
führt, aber nunmehr auch die übrigen Gebiete der aufgelösten Gemeinde ebenfalls Ortsteile bilden 
und mit einer Ortsteilverfassung ausgestattet werden sollen. Gleiches gilt, wenn mehrere, bisher je-
weils mit einer eigenen Ortsteilverfassung ausgestattete Ortsteile einer beteiligten Gemeinde in der 
neuen Struktur zwar fortbestehen, aber nun eine gemeinsame Ortsteil- oder Ortschaftsverfassung 
nach § 45 Abs. 1 Satz 2 bzw. § 45a Abs. 1 Satz 2 ThürKO erhalten sollen.     

Da die Gestaltung eines Abweichungsantrags komplexe Fragen aufwerfen kann, wird empfohlen, in 
Zweifelsfällen eine Beratung durch die örtlich zuständige untere Rechtsaufsichtsbehörde (Kommu-
nalaufsicht des Landratsamtes) in Anspruch zu nehmen.  
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VI. Zusammensetzung und Wahl des Gemeinderats 

 

VI.1 Wie setzt sich der Gemeinderat nach einer Eingliederung zusammen und wann wird ein neuer 
Gemeinderat gewählt? 

Im Fall einer Eingliederung wird die einzugliedernde Gemeinde aufgelöst und das Gebiet der aufneh-
menden Gemeinde um das Gebiet der aufgelösten Gemeinde erweitert. Die aufgelöste Gemeinde geht 
als Gebietskörperschaft mit ihren Organen unter. Erfolgt die Eingliederung während der laufenden ge-
setzlichen Amtszeit des Gemeinderats, so wird der Gemeinderat der aufnehmenden Gemeinde für 
den Rest der gesetzlichen Amtszeit nach § 9 Abs. 5 ThürKO erweitert. 

Die Anzahl der neuen Gemeinderatsmitglieder ergibt sich aus dem Verhältnis der Einwohnerzahl der 
aufnehmenden Gemeinde und der Einwohnerzahl der eingegliederten Gemeinde. Der Gemeinderat 
der aufnehmenden Gemeinde wird jedoch mindestens um ein Gemeinderatsmitglied der eingeglie-
derten Gemeinde erweitert. Die genaue Anzahl der neuen Gemeinderatsmitglieder wird im Neuglie-
derungsgesetz bestimmt. 

Die Erweiterung des Gemeinderates gewährleistet, dass die Bürger einer eingegliederten Gemeinde 
im Gemeinderat der aufnehmenden Gemeinde durch ihre in der letzten Gemeinderatswahl gewählten 
Mandatsträger von Beginn an angemessen repräsentiert werden.  

Entsprechend dem Ergebnis der letzten Gemeinderatswahl in der aufgelösten Gemeinde stellt der Bür-
germeister der aufnehmenden Gemeinde die neuen Gemeinderatsmitglieder fest und macht dies öf-
fentlich bekannt. Die Amtszeit der neuen Gemeinderatsmitglieder beginnt am Tag nach der Annahme 
des Amtes. Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt die Zusammensetzung des Gemeinderats der aufnehmenden 
Gemeinde unverändert. 

Bei der nächsten Gemeinderatswahl richtet sich die Zahl der zu wählenden Gemeinderatsmitglieder 
nach der Einwohnerzahl der vergrößerten Gemeinde gemäß § 23 Abs. 3 S. 1 ThürKO. Nach § 23 Abs. 3 
Satz 2 ThürKO hat eine vergrößerte Gemeinde jedoch die Möglichkeit, für eine Übergangszeit bis zum 
Ende der nächsten auf die allgemeinen Kommunalwahlen folgenden gesetzlichen Amtszeit des Ge-
meinderats durch Regelung in der Hauptsatzung die Zahl der zu wählenden Gemeinderatsmitglieder 
um eine gerade Zahl zu erhöhen. Diese Vergrößerung des Gemeinderats dient der Verbesserung der 
Chancen der Bürger im Gebiet der aufgelösten Gemeinden, in dem neuen Gemeinderat ihre Belange 
und Interessen durch einen Vertreter wahrnehmen zu können. 

 

VI.2 Wie setzt sich der Gemeinderat nach der Neubildung einer Gemeinde zusammen und wann wird 
der neue Gemeinderat gewählt? 

Beim Zusammenschluss mehrerer Gemeinden zu einer neuen Gemeinde werden die beteiligten Ge-
meinden aufgelöst und gehen mit ihren Organen unter. In diesem Fall sieht § 9 Abs. 6 ThürKO vor, dass 
die Wahl der Gemeinderatsmitglieder und des Bürgermeisters der neu gebildeten Gemeinde inner-
halb von sechs Monaten nach Wirksamwerden der Gemeindeneubildung durchgeführt wird, soweit 
der Einhaltung dieser Frist keine Ausnahmesituation wie die Corona-Pandemie oder sonstige wichtige 
sachliche Gründe entgegenstehen („Soll-Vorschrift“). Den Wahltermin bestimmt die jeweilige Rechts-
aufsichtsbehörde. 

Bis zum Beginn der Amtszeit der neuen Gemeinderatsmitglieder setzt sich der Gemeinderat der neu 
gebildeten Gemeinde aus den Gemeinderatsmitgliedern der Gemeinderäte der aufgelösten Gemein-
den zusammen. Die Funktion des Bürgermeisters übernimmt bis zum Beginn seiner Amtszeit ein von 
der Rechtsaufsichtsbehörde bestellter Beauftragter. Dieser leitet auch die Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Wahlen, sofern er nicht nach dem Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) verhindert ist. 
Im Fall der Verhinderung wird die Bestellung aufgehoben und ein neuer Beauftragter bestellt. 
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Die Zahl der zu wählenden Gemeinderatsmitglieder der neu gebildeten Gemeinde bestimmt sich nach 
deren Einwohnerzahl gemäß § 23 Abs. 3 S. 1 ThürKO. Nach § 23 Abs. 3 Satz 2 ThürKO hat eine neu 
gebildete Gemeinde jedoch die Möglichkeit, für eine Übergangszeit bis zum Ende der nächsten auf 
die allgemeinen Kommunalwahlen folgenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats durch Rege-
lung in der Hauptsatzung die Zahl der zu wählenden Gemeinderatsmitglieder um eine gerade Zahl zu 
erhöhen. Die Vergrößerung des Gemeinderats dient der Verbesserung der Chancen der Bürger im Ge-
biet der aufgelösten Gemeinden, in dem neuen Gemeinderat ihre Belange und Interessen durch einen 
Vertreter wahrnehmen zu können. 
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VII. Auswirkungen der Neugliederung auf die kommunalen Wahlbeamten und die Bediens-
teten 

 

VII.1 Was passiert bei einer Gemeindeneugliederung mit den im Amt befindlichen kommunalen 
Wahlbeamten? 

Im Zuge einer kommunalen Neugliederung gehen die Ämter der kommunalen Wahlbeamten der auf-
gelösten Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften unter. 

Grundsätzlich treten die von einer Umbildung einer Körperschaft betroffenen Beamten nach § 16 
Abs. 1 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) und § 14 Abs. 1 Thüringer Beamtengesetz (ThürBG) in den 
Dienst der aufnehmenden Körperschaft über. Ihnen soll nach § 18 Abs. 1 Satz 1 BeamtStG und § 16 
Satz 1 ThürBG ein gleich zu bewertendes Amt übertragen werden, das ihrem bisherigen Amt nach Be-
deutung und Inhalt ohne Rücksicht auf Dienststellung und Dienstalter entspricht. Da für die hauptamt-
lichen kommunalen Wahlbeamten eine Verwendung, die ihrem bisherigen Wahlamt nach Bedeutung 
und Inhalt entspricht, nach Inkrafttreten der Neugliederung nicht mehr möglich ist bzw. nur durch eine 
Wahl erreicht werden kann, wird in den Neugliederungsgesetzen geregelt, dass diese Beamten auf 
Grundlage des § 29 Abs. 1 ThürBG mit Inkrafttreten der kommunalen Neugliederung kraft Gesetzes 
in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden. 

Die Versetzung in den Ruhestand setzt nach § 32 BeamtStG die Erfüllung einer versorgungsrechtlichen 
Wartezeit voraus. § 34 Abs. 1 ThürBG regelt, dass die Versetzung in den Ruhestand eine Wartezeit von 
fünf Jahren voraussetzt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Ohne die Erfüllung dieser War-
tezeit ist der Beamte i. d. R. zu entlassen und kann auch nicht in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
werden. 

Für die Gewährung eines Ruhegehalts für einen sich im Ruhestand befindlichen Beamten ist nach § 11 
Abs. 1 Nr. 1 Thüringer Beamtenversorgungsgesetz (ThürBeamtVG) eine Voraussetzung, dass der Be-
amte eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet hat. 

Um allen hauptamtlichen kommunalen Wahlbeamten, die aufgrund einer kommunalen Neugliederung 
ihr Amt verlieren, einen Versorgungsanspruch zu sichern, auch wenn sie die ruhegehaltsfähige Dienst-
zeit von fünf Jahren nicht im Beamtenverhältnis verbracht haben und auch sonst keine Zeiten auf die 
Wartezeit von fünf Jahren angerechnet werden können, beinhalten die Neugliederungsgesetze eine 
Regelung, wonach bei diesen kommunalen Wahlbeamten die Dienstzeit i. S. d. § 11 Abs. 1 Nr. 1 Thür-
BeamtVG (Wartezeit) als abgeleistet gilt, wenn bis zum Ende der regulären Amtszeit eine Dienstzeit 
von mindestens fünf Jahren erreicht worden wäre. Die Höhe des Ruhegehaltes ergibt sich aus den 
einschlägigen Regelungen des ThürBeamtVG. 

Unabhängig von den vorgenannten Regelungen können sich die in den einstweiligen Ruhestand ver-
setzten Beamten um ein Amt als hauptamtlicher kommunaler Wahlbeamter bewerben oder ein Amt 
als ehrenamtlicher kommunaler Wahlbeamter wahrnehmen. 

Insoweit wird insbesondere auf die in der Antwort auf Frage V.5 näher erläuterten Regelungen der 
§§ 45 Abs. 8 und 45a Abs. 11 ThürKO zur Überleitung der bisherigen Bürgermeister und Gemeinde-
ratsmitglieder auf die Ebene des Ortsteils bzw. der Ortschaft hingewiesen. Die Regelungen sehen vor, 
dass die bisherigen ehrenamtlichen und hauptamtlichen Bürgermeister aufgelöster Gemeinden für die 
Dauer ihrer verbleibenden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum 
Ortsteil- bzw. Ortschaftsbürgermeister zu ernennen sind und dass die bisherigen Gemeinderatsmit-
glieder für den Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ortsteil- bzw. Ortschaftsratsmit-
glieder sind. Eine Verpflichtung der einzelnen Personen zur Übernahme dieser Ehrenämter besteht 
jedoch nicht. 

Wird der bisherige Bürgermeister einer aufgelösten Gemeinde für die Dauer seiner verbleibenden 
Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum Ortsteil- bzw. Ortschaftsbür-
germeister ernannt, so darf dessen Aufwandsentschädigung nach § 45 Abs. 8 Satz 5 bzw. § 45a Abs. 11 
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Satz 5 ThürKO für die Dauer seiner verbleibenden Amtszeit abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 2 der Thü-
ringer Verordnung über die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten 
auf Zeit (ThürAufEVO) bis zum monatlichen Höchstbetrag festgesetzt werden. Es besteht somit die 
Möglichkeit, dem bisherigen ehrenamtlichen Bürgermeister einer aufgelösten Gemeinde nach dessen 
Überleitung in das Amt des Ortsteil- bzw. Ortschaftsbürgermeisters für den Rest seiner verbleibenden 
Amtszeit eine Aufwandsentschädigung in der gleichen Höhe wie bisher zu gewähren. Bisherige haupt-
amtliche Bürgermeister, die eine Dienstaufwandsentschädigung erhalten haben, können auch diesen 
Höchstbetrag an Aufwandsentschädigung, der die bisherige Dienstaufwandsentschädigung deutlich 
übersteigt, erhalten. 

 

VII.2 Welche Auswirkungen hat eine Gemeindeneugliederung auf eine mögliche spätere Bewilligung 
von Ehrensold? Ab welchem Zeitpunkt ist die Gewährung von Ehrensold möglich? 

Im Falle einer Wiederwahl in der neugegliederten Gemeinde: 

Werden ehrenamtliche Bürgermeister, Ortsteilbürgermeister oder Ortschaftsbürgermeister nach ei-
ner kommunalen Neugliederung in der neuen Gemeinde in ein entsprechendes Ehrenbeamtenverhält-
nis wiedergewählt, so werden nach § 8 Abs. 4 Satz 1 des Thüringer Gesetzes über kommunale Wahl-
beamte (ThürKWBG) ihre Amtszeiten in der früheren Gemeinde bei der Prüfung der Voraussetzungen 
für die Bewilligung von Ehrensold angerechnet. Der Ehrensold beträgt nach § 8 Abs. 2 Satz 1 ThürKWBG 
ein Drittel der zuletzt bezogenen Aufwandsentschädigung. 

Im Falle des Ausscheidens aus dem Amt: 

Scheiden ehrenamtliche Bürgermeister, die im Zuge einer Gemeindeneugliederung nach § 45 Abs. 8 
oder § 45a Abs. 11 ThürKO zum Ortsteil- oder Ortschaftsbürgermeister ernannt werden könnten, bei 
der Bildung oder Umbildung einer Gemeinde aus dem Amt aus, so wird nach § 8 Abs. 5 Satz 1 ThürK-
WBG die nicht vollständig zurückgelegte Amtszeit als ehrenamtlicher Bürgermeister in der früheren 
Gemeinde als volle Wahlperiode auf die erforderlichen Zeiten für die Gewährung von Ehrensold nach 
§ 8 Abs. 1 ThürKWBG angerechnet. Diese Anrechnung tritt ein, wenn der Gemeinderat den erforderli-
chen Beschluss über die Bewilligung des Ehrensoldes getroffen hat. Die Regelung gilt nach § 8 Abs. 5 
Satz 2 ThürKWBG auch für Ortsteil- oder Ortschaftsbürgermeister, die bei der Neu- oder Umbildung 
einer Gemeinde oder Landgemeinde ausscheiden und nicht wiedergewählt werden. 

Erfüllt ein ausgeschiedener ehrenamtlicher Bürgermeister aus diesem Amt heraus die Voraussetzun-
gen für die Gewährung von Ehrensold und hat der Gemeinderat dessen Bewilligung beschlossen, so ist 
es für die Gewährung des Ehrensoldes nicht schädlich, wenn der ausgeschiedene ehrenamtliche Bür-
germeister ein anderes kommunales Ehrenbeamtenverhältnis begründet. Daher ist ein Nebeneinan-
der von Ehrensold und Aufwandsentschädigung dann möglich, wenn es sich nicht um das gleiche Amt 
handelt. 

Die Bewilligung der Gewährung des Ehrensoldes ist bereits vor dem Zeitpunkt möglich, in dem die 
Amtszeit des ausgeschiedenen ehrenamtlichen Bürgermeisters ursprünglich abgelaufen wäre. Liegen 
die oben genannten Voraussetzungen für eine Anrechnung vor, gilt der angerechnete Zeitraum als 
tatsächlich zurückgelegt. 

 

VII.3 Was wird nach einer Neugliederung mit den Bediensteten der aufgelösten Gemeinden und Ver-
waltungsgemeinschaften? 

Im Falle der Auflösung von Gemeinden oder Verwaltungsgemeinschaften ergeben sich die Rechtsfol-
gen für die Bediensteten aus den einschlägigen Regelungen des Thüringer Beamtengesetzes, insbe-
sondere den §§ 14 ff. ThürBG, sowie aus den im jeweiligen Neugliederungsgesetz enthaltenen Bestim-
mungen. 
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Die betroffenen Beamten treten mit der Umbildung kraft Gesetzes in den Dienst der zur Rechtsnach-
folgerin bestimmten Körperschaft über oder sind von dieser zu übernehmen, ggf. anteilig. Sofern bei 
der Neugliederung oder Auflösung einer Verwaltungsgemeinschaft keine Rechtsnachfolge für die Ver-
waltungsgemeinschaft angeordnet ist (insb. wenn mit der Neugliederung nicht alle Mitgliedsgemein-
den der Verwaltungsgemeinschaft in dieselbe kommunale Struktur integriert werden), haben die an 
der Umbildung beteiligten Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften innerhalb von sechs Monaten 
nach der Umbildung im Einvernehmen miteinander Regelungen zur anteiligen Überleitung von Beam-
ten nach § 14 ThürBG zu treffen. 

Da diese Regelungen auf Beamte beschränkt sind, sehen die Neugliederungsgesetze entsprechende 
Regelungen auch für den Bereich der Tarifbeschäftigten und Auszubildenden vor. 

Die Neugliederungsgesetze enthalten darüber hinaus weiterführende Bestimmungen zur Überleitung 
der Bediensteten von Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften, etwa zur Frage der Entscheidungs-
zuständigkeit, wenn es bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist von sechs Monaten nicht zu einer Einigung 
zwischen den Beteiligten kommt. Beispielhaft kann insoweit auf die §§ 22 und 23 des Zweiten Thürin-
ger Gesetzes zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2019 (GVBl. 2019 
S. 389 ff.) verwiesen werden. 
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VIII.  Abwicklung und Auseinandersetzung bei geänderten oder aufgelösten Verwaltungs-
gemeinschaften 

 

VIII.1 Was ist bei der Abwicklung einer aufgelösten Verwaltungsgemeinschaft zu beachten? 

Gemäß § 52 Abs. 2 ThürKO gelten für die Verwaltungsgemeinschaft die Bestimmungen zu den Zweck-
verbänden des Thüringer Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) entspre-
chend, soweit nichts anderes bestimmt ist. Demnach findet nach der Auflösung einer Verwaltungsge-
meinschaft grundsätzlich eine Abwicklung ihrer Geschäfte unter entsprechender Anwendung von § 41 
ThürKGG statt. Diese wird auch im Neugliederungsgesetz ausdrücklich angeordnet. 

Die Abwicklung erfolgt grundsätzlich durch den bisherigen hauptamtlichen Gemeinschaftsvorsitzen-
den, der kraft Gesetzes Abwickler ist, wenn die Gemeinschaftsversammlung vor der Neugliederung 
nichts anderes beschließt (§ 52 Abs. 2 ThürKO in Verbindung mit § 41 Abs. 2 ThürKGG). Im Rahmen der 
Abwicklung sind die laufenden Geschäfte zu beenden, Forderungen einzuziehen und die Ansprüche 
von Gläubigern zu erfüllen. 

Das verbleibende Vermögen ist in entsprechender Anwendung von § 41 Abs. 4 Satz 2 und 3 ThürKGG 
nach dem Umlegungsschlüssel im Zeitpunkt der Auflösung auf die ehemaligen Mitgliedsgemeinden 
bzw. ihre Rechtsnachfolgerinnen zu verteilen. Im Fall der Verwaltungsgemeinschaft ergibt sich dieser 
bei entsprechender Anwendung aus § 50 Abs. 1 ThürKO. 

Sollten im Zeitpunkt der Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft deren vorhandene Mittel zur Beglei-
chung der noch zu erfüllenden Forderungen nicht ausreichen, muss nach § 52 Abs. 2 ThürKO in Ver-
bindung mit § 41 Abs. 1 ThürKGG die Verwaltungsgemeinschaft in Abwicklung nach § 50 Abs. 1 ThürKO 
von den bisherigen Mitgliedsgemeinden bzw. ihren Rechtsnachfolgerinnen eine Umlage auf der 
Grundlage des Umlageschlüssels zum Zeitpunkt der Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft erheben. 

 

VIII.2 Was ist bei der Auseinandersetzung im Falle der Ausgliederung einer oder mehrerer Mitglieds-
gemeinden aus einer Verwaltungsgemeinschaft zu beachten? 

Erfolgt im Zusammenhang mit einer Gemeindeneugliederung eine Ausgliederung von Gemeinden aus 
einer Verwaltungsgemeinschaft (die mit reduzierter Mitgliederzahl fortbesteht), so wird im Neuglie-
derungsgesetz angeordnet, dass zwischen der Verwaltungsgemeinschaft und den Rechtsnachfolgerin-
nen der ausgegliederten Gemeinden eine Auseinandersetzung stattzufinden hat. 

Die Auseinandersetzung erfolgt im Einvernehmen der Beteiligten durch Abschluss eines öffentlich-
rechtlichen Auseinandersetzungsvertrages. Auf Basis der bisherigen Regelungen zur Auseinanderset-
zung in den Neugliederungsgesetzen entscheidet die Rechtsaufsichtsbehörde nach billigem Ermessen 
über die Auseinandersetzung, wenn innerhalb eines Jahres nach der Neugliederung ein Auseinander-
setzungsvertrag ganz oder teilweise nicht zustande kommt. 
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IX. Ortsrecht 

IX.1 In welchem Zeitraum ist bei kommunalen Neugliederungen das allgemeine Ortsrecht anzupas-
sen? 

Das Satzungsrecht der Gemeinden ist eine Angelegenheit der kommunalen Selbstverwaltung. Die Frist 
zur Anpassung des Ortsrechts wird in dem jeweiligen Neugliederungsgesetz geregelt. Bezüglich der 
Anpassungsfrist berücksichtigte der Gesetzgeber bei freiwilligen Strukturänderungen bisher grund-
sätzlich die in den Neugliederungsverträgen der beteiligten Gemeinden getroffenen Vereinbarungen. 
In der Regel war das Ortsrecht der Gemeinden spätestens bis zum Ende des auf das Inkrafttreten des 
Gesetzes folgenden Kalenderjahres anzupassen. 

Aus § 1 der Thüringer Verordnung zur Bestimmung der Zuständigkeit für die Zulassung unterschiedli-
cher Realsteuerhebesätze vom 18. August 1995 (GVBl. 1995, 298) ergibt sich eine zeitliche Beschrän-
kung der Frist für die Harmonisierung des diesbezüglichen Ortsrechts auf maximal drei Jahre. 

 

IX.2 Inwieweit kann innerhalb einer neu gegliederten Gemeinde unterschiedliches Satzungsrecht für 
leitungsgebundene Einrichtungen gelten? 

Die für die Aufgaben der Wasserver- und Abwasserentsorgung zuständigen Gemeinden sind weitge-
hend in Zweckverbänden organisiert. In diesen Fällen nehmen die jeweiligen Zweckverbände die Auf-
gaben der Wasserver- und/oder Abwasserentsorgung soweit wahr, wie ihre Mitgliedsgemeinden 
ihnen diese Aufgaben übertragen haben. 

Gemeindeneugliederungen lassen den Bestand von Zweckverbänden regelmäßig unberührt. Wird im 
Zuge einer Neugliederung eine Gemeinde aufgelöst, die Mitglied eines Zweckverbandes ist, so tritt 
nach § 39 Abs. 1 ThürKGG die aufnehmende oder neu gebildete Gemeinde an die Stelle des früheren 
Verbandsmitglieds (diese übergeleitete Mitgliedschaft kann nach § 39 Abs. 2 ThürKGG innerhalb einer 
bestimmten Frist sowohl durch den Zweckverband als auch durch die Gemeinde selbst beendet wer-
den). Die Mitgliedschaft der aufnehmenden oder neu gebildeten Gemeinde besteht jedoch nur in den 
räumlichen Grenzen, in denen der Zweckverband in der aufgelösten Gemeinde die Aufgabe der Was-
server- und/oder Abwasserentsorgung wahrgenommen hat. Somit ist es im Zuge einer Gemeindeneu-
gliederung möglich, dass für verschiedene Teile des Gemeindegebiets unterschiedliche Aufgabenträ-
ger zuständig sind. In diesen Fällen bestehen für die Bürgerinnen und Bürger innerhalb des Gemeinde-
gebiets unterschiedliche Zuständigkeiten für die Wasserver- und/oder Abwasserentsorgung; es gilt 
entsprechend der Zuständigkeiten auch innerhalb des Gemeindegebiets unterschiedliches Satzungs-
recht mit ggf. unterschiedlichen Gebühren- und Beitragssätzen. 

Auch außerhalb der Zweckverbandsstrukturen, also in eigenversorgenden bzw. eigenentsorgenden 
Gemeinden, kommen unterschiedliches Satzungsrecht und damit auch unterschiedliche Abgabensätze 
innerhalb des Gemeindegebiets bei der Wasserversorgung oder Abwasserentsorgung dann in Be-
tracht, wenn die Gemeinde im Rahmen ihres Organisationsermessens verschiedene öffentliche Ein-
richtungen betreibt. Nach §§ 7 und 12 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) ist inso-
weit beim Vollzug auf die jeweilige Einrichtung abzustellen.  
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X. Steuerrechtliche Fragen 

X.1. Allgemeines zur Grunderwerbsteuer 

Die Grunderwerbsteuer ist eine Steuer, die auf den Übergang der rechtlichen und wirtschaftlichen Ver-
fügungsmacht an einem Grundstück (u. a. bebaute und unbebaute Grundstücke, Erbbaurecht) im In-
land erhoben wird. Welche Rechtsvorgänge grunderwerbsteuerpflichtig sind, wird in § 1 Grunder-
werbsteuergesetz (GrEStG) geregelt.  

Der Steuersatz beträgt in Thüringen seit dem 1. Januar 2024 5 % der Bemessungsgrundlage (Kaufpreis 
oder Grundbesitzwert). 

Ausnahmen von der Besteuerung werden in § 3 GrEStG („allgemeine Steuerbefreiungen“) und § 4 
GrEStG („besondere Steuerbefreiungen“) geregelt. 

In Fällen der freiwilligen Gemeindeneugliederung sind bestimmte Rechtsvorgänge, die unmittelbare 
Rechtsfolge eines Zusammenschlusses kommunaler Gebietskörperschaften sind, gemäß § 4 Nummer 
4 GrEStG von der Grunderwerbsteuer befreit. Das Gesetz ist insoweit eng auszulegen.  
 

X.2 Ist Grunderwerbsteuer zu entrichten, wenn im Zuge einer Gemeindeneugliederung Grundstücke 
der eingegliederten oder zusammengeschlossenen Gemeinden auf die aufnehmende oder neu ge-
bildete Gemeinde übergehen?  

Werden Gemeinden in eine andere Gemeinde eingegliedert oder zu einer neuen Gemeinde zusam-
mengeschlossen und gehen die Grundstücke, die im Eigentum dieser Gemeinden stehen, auf Basis der 
im Neugliederungsgesetz angeordneten Rechtsnachfolge auf die vergrößerte oder neu gebildete Ge-
meinde über, so werden diese Grundstückübertragungen nach § 4 Nummer 4 GrEStG von der Grund-
erwerbsteuer befreit. 

 

Was gilt, wenn sich diese Grundstücke nicht unmittelbar im Eigentum der neu gegliederten Gemein-
den, sondern im Eigentum einer gemeindlichen Wohnungs(bau)gesellschaft befinden, an der die ein-
gegliederte oder zusammengeschlossene Gemeinde zu mindestens 90 % beteiligt ist? 

Die gemeindliche Aufgabe des öffentlichen Wohnungsbaus wird ganz überwiegend mit kommunalen 
Wohnungs(bau)gesellschaften sichergestellt. Die Unternehmen werden von den Gemeinden in der 
Regel als Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH) und damit als eigenständige juristische Per-
sonen des privaten Rechts gehalten. Diese Gesellschaften bleiben – vorbehaltlich einer anderweitigen 
Regelung – als Rechtspersönlichkeit von einer kommunalen Neugliederung unberührt. Denn durch 
eine kommunale Neugliederungsmaßnahme tritt die aufnehmende oder neu gebildete Gemeinde in 
der Regel die Rechtsnachfolge der eingegliederten oder zusammengeschlossenen Gemeinden auch als 
Gesellschafterin des Unternehmens an. Es wechselt also lediglich die Gesellschafterin bzw. die Zuord-
nung von Gesellschaftsanteilen, die GmbH selbst ist in ihrer Existenz hiervon nicht betroffen.  

Die Steuerbefreiung des § 4 Nummer 4 GrEStG greift ebenfalls für den Übergang der Gesellschaftsan-
teile an einer kommunalen Wohnungs(bau)-GmbH, an der die eingegliederte oder zusammengeschlos-
sene Gemeinde zu mindestens 90 % beteiligt ist. Auch dieser Anteilsübergang ist unmittelbare Rechts-
folge der kommunalen Neugliederung, wenn er aufgrund der im Neugliederungsgesetz angeordneten 
Rechtsnachfolge eintritt. 
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X.3. Ist Grunderwerbsteuer zu entrichten, wenn in der Folge einer Gemeindeneugliederung Grund-
stücke, die sich unmittelbar in Gemeindeeigentum befinden, auf eine kommunale Woh-
nungs(bau)gesellschaft übertragen werden?  

Wird eine Gemeinde in eine andere Gemeinde eingegliedert, so gehen die im unmittelbaren Eigentum 
der eingegliederten Gemeinde befindlichen Grundstücke auf Basis der im Neugliederungsgesetz ange-
ordneten Rechtsnachfolge in das unmittelbare Eigentum der aufnehmenden Gemeinde über (für die-
sen Erwerb ist keine Grunderwerbsteuer zu entrichten; siehe Frage X. 2.). Der Erwerb unmittelbaren 
Eigentums durch die aufnehmende Gemeinde erfolgt auch dann, wenn diese über eine Woh-
nungs(bau)gesellschaft verfügt.  

Überträgt die aufnehmende Gemeinde das im Zuge der Neugliederung erworbene Grundeigentum 
wiederum an ihre Wohnungs(bau)gesellschaft, sind diese Grundstücksübertragungen steuerpflichtig. 
Eine Steuerbefreiung nach § 4 Nummer 4 GrEStG kommt nicht in Betracht, da diese Grundstücksüber-
tragungen anlässlich eines rechtsgeschäftlich veranlassten Rechtsträgerwechsels erfolgten und keine 
unmittelbare Rechtsfolge aufgrund des Neugliederungsgesetzes darstellen.  

Was gilt, wenn im Zuge einer Gemeindeneugliederung Grundstücke der bisherigen Woh-
nungs(bau)gesellschaft einer eingegliederten Gemeinde an die Wohnungs(bau)gesellschaft der auf-
nehmenden Gemeinde übertragen werden oder wenn mehrere kommunale Wohnungs(bau)gesell-
schaften fusionieren? 

Wird eine Gemeinde, die über eine Wohnungs(bau)gesellschaft verfügt, in eine andere Gemeinde ein-
gegliedert, gehen die Gesellschaftsanteile der eingegliederten Gemeinde bzw. deren Gesellschafter-
stellung unmittelbar auf Basis der im Neugliederungsgesetz angeordneten Rechtsnachfolge auf die 
aufnehmende Gemeinde über (für diesen Erwerb ist keine Grunderwerbsteuer zu entrichten; siehe 
Frage X. 2.).  

Verfügt die aufnehmende Gemeinde bereits zuvor über eine eigene Wohnungs(bau)gesellschaft, führt 
die Neugliederung dazu, dass die aufnehmende Gemeinde Gesellschafterin mehrerer Woh-
nungs(bau)unternehmen ist, die eine einheitliche kommunale Aufgabe erfüllen. Dies gilt ebenso für 
eine neu gebildete Gemeinde, die aus dem Zusammenschluss mehrerer Gemeinden hervorgegangen 
ist, welche jeweils über eine eigene Wohnungs(bau)gesellschaft verfügten. 

Soweit im Anschluss an die kommunale Neugliederung zur Vereinheitlichung der Aufgabenwahrneh-
mung eine Übertragung von Grundstücken zwischen mehreren Wohnungs(bau)gesellschaften der 
aufnehmenden bzw. neu gebildeten Gemeinde erfolgt oder eine Fusion dieser Wohnungs(bau)gesell-
schaften durchgeführt wird, handelt es sich hierbei um grunderwerbsteuerpflichtige Übertragungen, 
da diese Transaktion nicht unmittelbare Rechtsfolge des Zusammenschlusses der fusionierenden Ge-
meinden ist, sondern eine auf wirtschaftlichen Erwägungen beruhende Entscheidung (rechtsgeschäft-
lich veranlasster Rechtsträgerwechsel) darstellt. Eine Steuerbefreiung nach § 4 Nummer 4 GrEStG 
kommt nicht in Betracht.  

 

Hinweis: Es wird dringend empfohlen, vor der Beantragung einer kommunalen Neugliederung eine 
steuerrechtliche Beratung  in Anspruch zu nehmen.
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XI. Kreisübergreifende Gemeindeneugliederungen 

XI.1 Allgemeines 

Zusammenschlüsse und Eingliederungen sind grundsätzlich auch zwischen Gemeinden möglich, die 
unterschiedlichen Landkreisen angehören. 

Da eine kreisübergreifende Gemeindeneugliederung eine Änderung der Gebiete der betroffenen Land-
kreise erfordert und mit sehr komplexen Rechtsfolgen verbunden ist (vermögensbezogene Auseinan-
dersetzung zwischen den Landkreisen, Integration des wechselnden Gemeindegebietes in neue Ver-
waltungsstrukturen auf der Kreisebene etc.), sollte sie nur dann in Betracht gezogen werden, wenn 
sehr gewichtige Gründe für eine kreisübergreifende Strukturänderung sprechen. 

Soweit Gemeinden eine kreisübergreifende Neugliederung anstreben, ist eine frühzeitige Abstimmung 
mit den betroffenen Landkreisen empfehlenswert, um nach Möglichkeit eine auch auf der Kreisebene 
einvernehmliche Strukturänderung auf den Weg bringen zu können. 
 
XI.2 Welche rechtlichen Maßstäbe gelten für kreisübergreifende Gemeindeneugliederungen?  

Für kreisübergreifende Gemeindeneugliederungen gelten prinzipiell die gleichen rechtlichen Maß-
stäbe wie für Gemeindeneugliederungen innerhalb eines Landkreises (siehe hierzu die Fragen in Ab-
schnitt III.). Auch kreisübergreifende Gemeindeneugliederungen sind nur aus Gründen des öffentli-
chen Wohls zulässig, wobei das Vorliegen entsprechender Gründe im Rahmen einer Abwägung aller 
im konkreten Fall relevanten, für und gegen die Neugliederung sprechenden Gemeinwohlbelange fest-
gestellt wird. Da bei kreisübergreifenden Gemeindeneugliederungen der Zuschnitt der Kreisgebiete 
verändert wird, sind hierbei auch die Belange der betroffenen Landkreise zu berücksichtigen. 

Wesentliche Bedeutung für die Gemeinwohlabwägung haben auch bei kreisübergreifenden Neuglie-
derungen insbesondere die regionalen Verflechtungsbeziehungen (siehe hierzu Frage II.9). In einem 
entsprechenden Neugliederungsantrag sollte daher insbesondere dargestellt werden, inwieweit zwi-
schen den beteiligten Gemeinden trotz unterschiedlicher Kreiszugehörigkeit Verflechtungen beste-
hen, die eine Fusion tragen. 

Des Weiteren ergibt sich im Falle einer kreisübergreifenden Neugliederung die Frage, welchem der 
betroffenen Landkreise die neue Struktur künftig zugeordnet werden soll. Auch diese Zuordnung ist 
am öffentlichen Wohl auszurichten. Maßgeblich zu berücksichtigen ist hierbei insbesondere, zu wel-
chem der betroffenen Landkreise einschließlich der Kreisstadt die neue Gemeindestruktur in ihrer Ge-
samtheit engere Verflechtungsbeziehungen aufweist und wie sich ein Gemeindewechsel auf den 
räumlichen und landesplanerischen Zusammenhang des Kreisgebiets, die wirtschaftliche und finanzi-
elle Leistungskraft sowie die Erfüllung der Verwaltungsaufgaben der betroffenen Landkreise auswirkt. 
Für Letzteres ist unter anderem das Ausmaß des Gebiets- und Bevölkerungsverlusts des jeweiligen 
Landkreises von Bedeutung. 
 
XI.3 Welche Rechtsaufsichtsbehörde ist für die Beratung der Gemeinden im Vorfeld einer kreisüber-
greifenden Gemeindeneugliederung zuständig und wo ist ein Antrag auf kreisübergreifende Neuglie-
derung einzureichen? 

Im Falle von Angelegenheiten, die eine kreisübergreifende Gemeindeneugliederung betreffen, ist zu-
ständige Rechtsaufsichtsbehörde für die kreisangehörigen Gemeinden nach Maßgabe der Rechtspre-
chung des Verwaltungsgerichts Gera (Urteil vom 16. Dezember 2020, Az. 2 K 888/19 Ge) gemäß § 118 
Abs. 1 Satz 2 ThürKO das Thüringer Landesverwaltungsamt (TLVwA). 
 
Die Beratung von Gemeinden zu einer kreisübergreifenden Neugliederung fällt daher grundsätzlich in 
die Zuständigkeit des TLVwA. Zudem ist ein Antrag auf kreisübergreifende Gemeindeneugliederung 
einschließlich der zugehehörigen Unterlagen beim TLVwA einzureichen. Im Rahmen der Bearbeitung 
des Neugliederungsantrags wird das TLVwA die unteren Rechtsaufsichtsbehörden beteiligen und auf 
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diesem Wege auch Informationen in das Verfahren einbeziehen, die gegebenenfalls nur auf der Ebene 
der unteren Rechtsaufsichtsbehörden vorliegen. 
 
Die Zuständigkeit des TLVwA als Rechtsaufsichtsbehörde schließt es gleichwohl nicht aus, dass Ge-
meinden im Vorfeld der Einreichung eines kreisübergreifenden Neugliederungsantrags ein bestehen-
des Beratungsangebot der unteren Rechtsaufsichtsbehörde in Anspruch nehmen, wenn sie dies wün-
schen. Das förmliche Antragsverfahren, das mit der Einreichung des Neugliederungsantrags beginnt, 
ist hingegen zwingend durch das TLVwA zu führen. 
  
XI.4 Welche Folgen hat eine kreisübergreifende Gemeindeneugliederung? 

Bei einer kreisübergreifenden Gemeindeneugliederung wird das Gebiet einer oder mehrerer Gemein-
den aus einem Landkreis ausgegliedert, in einen anderen Landkreis eingegliedert und dort mit einer 
oder mehreren anderen Gemeinden fusioniert. Im Zuge des Kreiswechsels gehen die auf das wech-
selnde Gemeindegebiet bezogenen Aufgaben des abgebenden Landkreises auf den aufnehmenden 
Landkreis über. 

Eine kreisübergreifende Gemeindeneugliederung wirkt sich somit auf die überörtlichen Verwaltungs-
strukturen bzw. räumlichen Zuständigkeitsbereiche aus, in welche die (den Landkreis wechselnden) 
Gemeinden und die Landkreise eingebettet sind. Hieraus können sich – in Abhängigkeit von den Gege-
benheiten des jeweiligen Einzelfalls – vielfältige rechtliche und tatsächliche Folgen für die Wahrneh-
mung der überörtlichen öffentlichen Aufgaben auf dem Gebiet der wechselnden Gemeinden erge-
ben. Dies betrifft beispielsweise die Aufgabenbereiche der überörtlichen Gefahrenabwehr und des Ka-
tastrophenschutzes, des Leitstellen- und Rettungsdienstes, der schulischen Bildung und Schülerbeför-
derung, des Krankenhauswesens und der Sparkassen. 

Die konkreten Auswirkungen einer kreisübergreifenden Gemeindeneugliederung auf die Wahrneh-
mung solcher Aufgaben und der ggf. notwendige Anpassungsbedarf für die zugrundeliegenden Struk-
turen bzw. Vereinbarungen hängen von individuellen Gegebenheiten ab und lassen sich daher nur im 
jeweiligen Einzelfall bestimmen. Soweit Gemeinden vorab eine entsprechende Prüfung vornehmen 
wollen, empfiehlt sich die Einbeziehung der für den jeweiligen Aufgabenbereich fachlich zuständigen 
Stellen. 

Des Weiteren wird im Zuge des Aufgabenübergangs zwischen den beteiligten Landkreisen eine sog. 
Auseinandersetzung erforderlich, mit der insbesondere eine Neuzuordnung der Vermögensgegen-
stände erfolgt, welche der Erfüllung der übergegangenen Landkreisaufgaben dienen. Im Falle der in 
den Jahren 2019, 2023 und 2024 umgesetzten landkreisübergreifenden Gemeindeneugliederungen 
waren im jeweiligen Neugliederungsgesetz weitergehende Regelungen zur Auseinandersetzung ent-
halten (§ 53 des Thüringer Gesetzes zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im 
Jahr 2019, GVBl. 2018, S. 795, § 15 des Thüringer Gesetzes zur freiwilligen Neugliederung kreisange-
höriger Gemeinden im Jahr 2023, GVBl. 2022, S. 475 und § 20 des Thüringer Gesetzes zur freiwilligen 
Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2024, GVBl. 2023, S. 347). 

 
XI.5 Was geschieht mit dem Kreistagsmandat von Kreistagsmitgliedern, deren Wohnsitzgemeinde 
im Zuge einer kreisübergreifenden Neugliederung in einen anderen Landkreis wechselt? 

Wechseln kreisangehörige Gemeinden infolge freiwilliger Gemeindeneugliederungen ihre Zugehörig-
keit zum Landkreis, verlieren Wahlberechtigte aus diesen kreisangehörigen Gemeinden, die in den 
Kreistag des jeweiligen Landkreises gewählt wurden, ihre Wählbarkeit und damit nach § 30 Abs. 1 
Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) ihr Kreistagsmandat. 

Voraussetzung für die Wählbarkeit ist unter anderem, dass die Wahlberechtigten seit mindestens drei 
Monaten in dem jeweiligen Wahlgebiet (Landkreis) ihren Aufenthalt haben; d. h. seit mindestens drei 
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Monaten in dem betroffenen Landkreis gemeldet sind. Ist eine Person in mehreren Landkreisen ge-
meldet, so ist sie in jenem Landkreis wahlberechtigt, in dem sie ihre Hauptwohnung im Sinne des Mel-
derechts hat (§ 27 Abs. 3 i. V. m. § 1 ThürKWG). 

Wechselt eine kreisangehörige Gemeinde im Rahmen einer gemeindlichen Neugliederung die Zugehö-
rigkeit zum jeweiligen Landkreis, verlieren diejenigen Kreistagsmitglieder, die in der betreffenden 
kreisangehörigen Gemeinde ihren Aufenthalt haben, eine Kernvoraussetzung für ihre Wählbarkeit als 
Kreistagsmitglied, da der Aufenthalt in dem jeweiligen Landkreis gemäß § 27 Abs. 3 i. V. m. § 12 i. V. m. 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 ThürKWG dann nicht mehr gegeben ist. Das Kreistagsmitglied verliert in diesem Fall 
gemäß § 30 Abs. 1 Satz 1 ThürKWG sein Amt. 

Eine Ausnahmeregelung dergestalt, dass die betroffenen Kreistagsmitglieder abweichend von der Re-
gelung des § 30 Abs. 1 Satz 1 ThürKWG ihr Kreistagsmandat behalten, ist aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht möglich. Nach Artikel 28 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes und Artikel 95 der Thüringer 
Verfassung muss das Volk in den Gemeinden und Gemeindeverbänden eine Vertretung haben, die aus 
allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. Im Falle eines 
Kreiswechsels der Wohnsitzgemeinde gehört das bisherige Gemeindegebiet jedoch nicht mehr zu dem 
Landkreis und damit gehört das betroffene Kreistagsmitglied auch nicht mehr zum Kreisvolk und kann 
dieses auch nicht mehr vertreten. 

Der Verlust des Kreistagsmandats tritt nicht ein, wenn das Kreistagsmitglied vor dem Kreiswechsel 
der Wohnsitzgemeinde seinen Aufenthalt in einer anderen kreisangehörigen Gemeinde desselben 
Landkreises nimmt, deren Kreiszugehörigkeit nicht wechselt, da dann die Kernvoraussetzung des § 27 
Abs. 3 i. V. m. § 12 i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 ThürKWG - der Aufenthalt im bisherigen Landkreis - weiter-
hin erfüllt ist. Um den Verlust der Wählbarkeit und damit den Verlust des Kreistagsmandats auszu-
schließen, muss der Wohnsitzwechsel vor dem Inkrafttreten des Kreiswechsels der Wohnsitzgemeinde 
erfolgen (eine bestimmte Frist vor dem Inkrafttreten des Kreiswechsels ist hierbei nicht einzuhalten). 
Die von § 1 Abs. 1 Nr. 3 ThürKWG vorausgesetzte Aufenthaltsdauer von mindestens drei Monaten in 
dem jeweiligen Wahlgebiet wäre bei einem Wohnsitzwechsel innerhalb des bisherigen Landkreises 
gegeben. 

Auf die allgemeinen melderechtlichen Bestimmungen nach dem Bundesmeldegesetzgesetz und hier 
insbesondere die §§ 17 ff. Bundesmeldegesetz (BMG) wird in diesem Zusammenhang hingewiesen.  
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Abkürzungsverzeichnis 

 

BeamtStG Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Län-
dern (Beamtenstatusgesetz) 

ThürAnKOVO Thüringer Verordnung über die Voraussetzungen der Anerkennung als Kur- und 
Erholungsort  

ThürBG Thüringer Beamtengesetz 

ThürGFfG 

ThürKO 

Thüringer Gesetz zur Förderung freiwilliger Gemeindeneugliederungen 

Thüringer Kommunalordnung 

ThürKAG Thüringer Kommunalabgabengesetz 

ThürBeamtVG Thüringer Beamtenversorgungsgesetz 

ThürKDG Thüringer Gesetz über die kommunale Doppik 

ThürKOG Thüringer Kurortegesetz 

ThürKGG Thüringer Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 

ThürKWBG Thüringer Gesetz über kommunale Wahlbeamte 

ThürKWG Thüringer Kommunalwahlgesetz 
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Beschlussmuster für eine Eingliederung in eine Landgemeinde  

- hier: aufzulösende Gemeinde -  

 

Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde …: 

 
BESCHLUSS NR.:       DATUM: 
 
 
Gemeinderatsmitglieder insgesamt: 

Anwesende Gemeinderatsmitglieder: 

 
Abstimmung: 
 
ja:        nein:    Enthaltungen:  

 
Beschlusstext: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde ... beschließt (nach vorangegangener Information der Ein-

wohner durch ... (z.B. Einwohnerversammlung))* in seiner öffentlichen Sitzung am  ........... 

 

a) die Auflösung der Gemeinde ... sowie ihre Eingliederung in die Landgemeinde ... . 

und ggf. 

b)  dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen soll und stattdessen nach Wirksamwerden der Bestandsänderung gemäß 
§ 45a Abs. 1 Satz 1 ThürKO durch Regelung in der Hauptsatzung der Landgemeinde … 
die Ortschaftsverfassung eingeführt wird. ** 

 [dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen soll und stattdessen die gemäß der Hauptsatzung der aufgelösten Ge-
meinde … bestehenden Ortsteile mit Ortsteilverfassung …, … und … einschließlich ihrer 
Ortsteilorgane in die Landgemeinde … übergeleitet werden sollen.] ** 

 [dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit der Maßgabe zur Anwendung kommen soll, dass abwei-
chend von Satz 1 mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nur für den Rest der laufen-
den gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der aufgelösten Gemeinde 
… die Ortschaftsverfassung eingeführt wird.] **  

 

Kein Mitglied des Gemeinderats war aufgrund von § 38 Abs. 1 ThürKO von der Beratung und 

Beschlussfassung ausgeschlossen. 

 

 
………………..                                                                           ……………………… 
Bürgermeister                       Datum, Siegel  

________________________________________________________________ 

Anmerkung:  

*  Die in Klammern stehenden Formulierungen können entsprechend der konkreten Gegebenheiten 
geändert/ergänzt/weggelassen oder in separaten Beschlüssen gefasst werden. 

** Die Formulierungen stellen Alternativen dar. Nähere Informationen zu einem Abweichungsantrag 
nach § 45a Abs. 12 ThürKO und den Antragsalternativen siehe FAQ Abschnitt V. 5.  



40 
 

Beschlussmuster für eine Eingliederung in eine Landgemeinde  

- hier: aufnehmende Gemeinde -  

 

 
Auszug aus dem Sitzungsbuch der Landgemeinde …: 
 
BESCHLUSS NR.:       DATUM: 
 
 
Gemeinderatsmitglieder insgesamt: 

Anwesende Gemeinderatsmitglieder: 
 
 
Abstimmung: 
 
ja:        nein:    Enthaltungen:  
 
 
Beschlusstext: 
 
Der Gemeinderat der Landgemeinde ... beschließt (nach vorangegangener Information der 
Einwohner durch ... (z.B. Einwohnerversammlung))* in seiner öffentlichen Sitzung am  ........... 
 
a) die Eingliederung der Gemeinde … in die Landgemeinde ... .  
 
und ggf. 
 
b) dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-

dung kommen soll und stattdessen nach Wirksamwerden der Bestandsänderung gemäß 
§ 45a Abs. 1 Satz 1 ThürKO durch Regelung in der Hauptsatzung der Landgemeinde … 
die Ortschaftsverfassung eingeführt wird. ** 

 [dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen soll und stattdessen die gemäß der Hauptsatzung der aufgelösten Ge-
meinde … bestehenden Ortsteile mit Ortsteilverfassung …, … und … einschließlich ihrer 
Ortsteilorgane in die Landgemeinde … übergeleitet werden sollen.] ** 

 [dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit der Maßgabe zur Anwendung kommen soll, dass abwei-
chend von Satz 1 mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nur für den Rest der laufen-
den gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der aufgelösten Gemeinde 
… die Ortschaftsverfassung eingeführt wird.] ** 

 
Kein Mitglied des Gemeinderats war aufgrund von § 38 Abs. 1 ThürKO von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen. 

 
 
………………..                                                                           ……………………… 
Bürgermeister                       Datum, Siegel  

_____________________________________________________________________ 

Anmerkung:  

*  Die in Klammern stehenden Formulierungen können entsprechend der konkreten Gegebenheiten 
geändert/ergänzt/weggelassen oder in separaten Beschlüssen gefasst werden. 

** Die Formulierungen stellen Alternativen dar. Nähere Informationen zu einem Abweichungsantrag 
nach § 45a Abs. 12 ThürKO und den Antragsalternativen siehe FAQ Abschnitt V. 5. 
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Beschlussmuster für eine Eingliederung in eine Einheitsgemeinde  

- hier: aufzulösende Gemeinde - 

 

Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde …: 

 
BESCHLUSS NR.:       DATUM: 
 
Gemeinderatsmitglieder insgesamt: 

Anwesende Gemeinderatsmitglieder: 
 
Abstimmung: 
 
ja:        nein:    Enthaltungen:  
 
 
Beschlusstext: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde ... beschließt (nach vorangegangener Information der Ein-
wohner durch ... (z.B. Einwohnerversammlung))* in seiner öffentlichen Sitzung am  ........... 
 
a) die Auflösung der Gemeinde ... sowie ihre Eingliederung in die Gemeinde ... . 

und ggf. 

b)  dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen und künftig auf eine Ortsteilverfassung auf dem Gebiet der aufgelösten 
Gemeinde … verzichtet werden soll. ** 

 [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen und stattdessen nach Wirksamwerden der Bestandsänderung gemäß § 45 
Abs. 1 Satz 1 ThürKO durch Regelung in der Hauptsatzung der Gemeinde … die Ortsteil-
verfassung eingeführt werden soll.] **  

 [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen soll und stattdessen die gemäß der Hauptsatzung der aufgelösten Ge-
meinde … bestehenden Ortsteile mit Ortsteilverfassung …, … und … einschließlich ihrer 
Ortsteilorgane in die Gemeinde … übergeleitet werden sollen.] ** 

 [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit der Maßgabe zur Anwendung kommen soll, dass abwei-
chend von Satz 1 mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nur für den Rest der laufen-
den gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der aufgelösten Gemeinde 
… die Ortsteilverfassung eingeführt wird.] **  

 
Kein Mitglied des Gemeinderats war aufgrund von § 38 Abs. 1 ThürKO von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen. 

 
………………..                                                                           ……………………… 
Bürgermeister                       Datum, Siegel  

_____________________________________________________________________ 

Anmerkung:  

*  Die in Klammern stehenden Formulierungen können entsprechend der konkreten Gegebenheiten 
geändert/ergänzt/weggelassen oder in separaten Beschlüssen gefasst werden. 

** Die Formulierungen stellen Alternativen dar. Nähere Informationen zu einem Abweichungsantrag 
nach § 45 Abs. 9 ThürKO und den Antragsalternativen siehe FAQ Abschnitt V. 5.  
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Beschlussmuster für eine Eingliederung in eine Einheitsgemeinde  

- hier: aufnehmende Gemeinde - 

 

Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde …: 
 
BESCHLUSS NR.:       DATUM: 
 
Gemeinderatsmitglieder insgesamt: 

Anwesende Gemeinderatsmitglieder: 
 
 
Abstimmung: 
 
ja:        nein:    Enthaltungen:  
 
Beschlusstext: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde ... beschließt (nach vorangegangener Information der Ein-
wohner durch ... (z.B. Einwohnerversammlung))* in seiner öffentlichen Sitzung am  ........... 
 

a) die Eingliederung der Gemeinde … in die Gemeinde ... . 

 
und ggf. 
 
b) dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-

dung kommen und künftig auf eine Ortsteilverfassung auf dem Gebiet der aufgelösten 
Gemeinde … verzichtet werden soll. ** 

 [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen und stattdessen nach Wirksamwerden der Bestandsänderung gemäß § 45 
Abs. 1 Satz 1 ThürKO durch Regelung in der Hauptsatzung der Gemeinde … die Ortsteil-
verfassung eingeführt werden soll.] **  

  [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen soll und stattdessen die gemäß der Hauptsatzung der aufgelösten Ge-
meinde … bestehenden Ortsteile mit Ortsteilverfassung …, … und … einschließlich ihrer 
Ortsteilorgane in die Gemeinde … übergeleitet werden sollen.] ** 

 [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit der Maßgabe zur Anwendung kommen soll, dass abwei-
chend von Satz 1 mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nur für den Rest der laufen-
den gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der aufgelösten Gemeinde 
… die Ortsteilverfassung eingeführt wird.] ** 

 
Kein Mitglied des Gemeinderats war aufgrund von § 38 Abs. 1 ThürKO von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen. 

 
………………..                                                                           ……………………… 
Bürgermeister                       Datum, Siegel  

_____________________________________________________________________ 

Anmerkung:  

*  Die in Klammern stehenden Formulierungen können entsprechend der konkreten Gegebenheiten 
geändert/ergänzt/weggelassen oder in separaten Beschlüssen gefasst werden. 

** Die Formulierungen stellen Alternativen dar. Nähere Informationen zu einem Abweichungsantrag 
nach § 45 Abs. 9 ThürKO und den Antragsalternativen siehe FAQ Abschnitt V. 5. 
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Beschlussmuster für die Neubildung einer Landgemeinde 

 
 
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde … : 

 
BESCHLUSS NR.:       DATUM: 
 
Gemeinderatsmitglieder insgesamt: 

Anwesende Gemeinderatsmitglieder: 
 
Abstimmung: 
 
ja:        nein:    Enthaltungen:  
 
 
Beschlusstext: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde ... beschließt (nach vorangegangener Information der Ein-
wohner durch ... (z.B. Einwohnerversammlung))* in seiner öffentlichen Sitzung am ...........: 
 

a) die Auflösung der Gemeinde ... sowie  
 

b) die Bildung einer Landgemeinde nach § 6 Abs. 5 ThürKO mit dem Namen ... durch 
Zusammenschluss der Gemeinden ..., ..., …, ..., ... . 

 
und ggf. 
 
c) dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-

dung kommen soll und stattdessen nach Wirksamwerden der Bestandsänderung gemäß 
§ 45a Abs. 1 Satz 1 ThürKO durch Regelung in der Hauptsatzung der neu gebildeten 
Landgemeinde … die Ortschaftsverfassung eingeführt wird. ** 

 [dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung für das Gebiet 
der aufgelösten Gemeinde/n … nicht zur Anwendung kommen soll und stattdessen die 
gemäß der Hauptsatzung der aufgelösten Gemeinde/n … bestehenden Ortsteile mit Orts-
teilverfassung …, … und … einschließlich ihrer Ortsteilorgane in die neu gebildete Land-
gemeinde … übergeleitet werden sollen.] ** 

 [dass § 45a Abs. 11 ThürKO mit der Maßgabe zur Anwendung kommen soll, dass abwei-
chend von Satz 1 mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nur für den Rest der laufen-
den gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der aufgelösten Gemeinden 
die Ortschaftsverfassung eingeführt wird.] ** 

 
Kein Mitglied des Gemeinderats war aufgrund von § 38 Abs. 1 ThürKO von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen. 

 

………………..                                                                        …………………….. 
Bürgermeister                   Datum, Siegel  

_____________________________________________________________________ 

Anmerkung:  

*  Die in Klammern stehenden Formulierungen können entsprechend der konkreten Gegebenheiten 
geändert/ergänzt/weggelassen oder in separaten Beschlüssen gefasst werden. 

** Die Formulierungen stellen Alternativen dar. Nähere Informationen zu einem Abweichungsantrag 
nach § 45a Abs. 12 ThürKO und den Antragsalternativen siehe FAQ Abschnitt V. 5. 
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Beschlussmuster für die Neubildung einer Einheitsgemeinde 

 
Beglaubigter Auszug aus dem Sitzungsbuch der Gemeinde … : 

 
BESCHLUSS NR.:       DATUM: 
 
Gemeinderatsmitglieder insgesamt: 

Anwesende Gemeinderatsmitglieder: 
 
Abstimmung: 
 
ja:        nein:    Enthaltungen:  
 
Beschlusstext: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde ... beschließt (nach vorangegangener Information der Ein-
wohner durch ... (z.B. Einwohnerversammlung))* in seiner öffentlichen Sitzung am ...........: 
 
a) die Auflösung der Gemeinde … sowie 

b) die Bildung einer neuen Gemeinde mit dem Namen ... durch Zusammenschluss der Ge-

meinden ..., ..., …, ..., ... . 
 
und ggf. 
 
c) dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-

dung kommen und künftig auf eine Ortsteilverfassung in der neu gebildeten Gemeinde … 
verzichtet werden soll. ** 

 [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nicht zur Anwen-
dung kommen und stattdessen nach Wirksamwerden der Bestandsänderung gemäß § 45 
Abs. 1 Satz 1 ThürKO durch Regelung in der Hauptsatzung der neu gebildeten Gemeinde 
… die Ortsteilverfassung eingeführt werden soll.] **  

 [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit Wirksamwerden der Bestandsänderung für das Gebiet der 
aufgelösten Gemeinde/n … nicht zur Anwendung kommen soll und stattdessen die gemäß 
der Hauptsatzung der aufgelösten Gemeinde/n … bestehenden Ortsteile mit Ortsteilver-
fassung …, … und … einschließlich ihrer Ortsteilorgane in die neu gebildete Gemeinde 
… übergeleitet werden sollen.] ** 

 [dass § 45 Abs. 8 ThürKO mit der Maßgabe zur Anwendung kommen soll, dass abwei-
chend von Satz 1 mit Wirksamwerden der Bestandsänderung nur für den Rest der laufen-
den gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats für das Gebiet der aufgelösten Gemeinden 
die Ortsteilverfassung eingeführt wird.] ** 

 
Kein Mitglied des Gemeinderats war aufgrund von § 38 Abs. 1 ThürKO von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen. 

………………..                                                                        …………………….. 
Bürgermeister                   Datum, Siegel  

_____________________________________________________________________ 

Anmerkung:  

*  Die in Klammern stehenden Formulierungen können entsprechend der konkreten Gegebenheiten 
geändert/ergänzt/weggelassen oder in separaten Beschlüssen gefasst werden. 

** Die Formulierungen stellen Alternativen dar. Nähere Informationen zu einem Abweichungsantrag 
nach § 45 Abs. 9 ThürKO und den Antragsalternativen siehe FAQ Abschnitt V. 5. 



45 
 

Vertragsmuster für Eingliederung in eine Landgemeinde 

 

Anlage zum Beschluss Nr.  ...vom ... des Gemeinderats ... , 

             zum Beschluss Nr. ... vom ... des Gemeinderats ... . 

 

VERTRAG ÜBER DIE EINGLIEDERUNG IN EINE LANDGEMEINDE 

zwischen 
 
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in, und 
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in  
 

Präambel 

Der Gemeinderat der Gemeinde … hat in seiner Sitzung am … mit Beschluss Nr. …,  ebenso 
der Gemeinderat der Gemeinde …in seiner Sitzung am … mit Beschluss Nr. … zugestimmt, 
dass die Gemeinde … aufgelöst und in die Gemeinde … eingegliedert werden soll. 
 
(Die Einwohner der Gemeinden… und … wurden vor der Beschlussfassung der Gemeinderäte 
zu dieser Entscheidung informiert und ihre Meinung angehört.)* 
 
In Durchführung der übereinstimmenden Beschlüsse ihrer Gemeinderäte und zur Regelung 
von hieraus entstehenden Rechts- und Verwaltungsfragen schließen die beteiligten Gemein-
den folgenden Vertrag:  
 

§ 1 

Eingliederung 

Mit Inkrafttreten des durch den Thüringer Landtag zu beschließenden Gesetzes wird die Ge-
meinde ... aufgelöst. Das Gebiet der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Gemeinde 
…. eingegliedert.  
 

§ 2* 

Ortsteile, Ortsteilnamen 

(1)  Ortsteile der vergrößerten Gemeinde nach § 4 Abs. 2 Satz 1 ThürKO … sind: 
-  
-  
- . 

 
(2)  Jeder Ortsteil nach Absatz 1 führt seinen bisherigen Namen in Verbindung mit dem Na-

men der Gemeinde … als Ortsteilnamen weiter. Der Ortsteilname ist, soweit rechtlich zu-
lässig und geboten, im amtlichen Sprach- und Schriftverkehr weiter zu verwenden.  
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§ 3  

Ortschaftsverfassung 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Eingliederung wird gemäß § 45a Abs. 11 ThürKO für das 
Gebiet der aufgelösten Gemeinde für den Rest der gesetzlichen Amtszeit und die folgende 
gesetzliche Amtszeit des Gemeinderats die Ortschaftsverfassung eingeführt. * 

 
(2) Der bisherige Bürgermeister der aufgelösten Gemeinde ist für die Dauer seiner verblei-

benden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum Ort-
schaftsbürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinderatsmitglieder der aufgelös-
ten Gemeinde sind für den Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ort-
schaftratsmitglieder.  

 
(3) Die Rechte des Ortschaftsrates ergeben sich aus § 45a ThürKO. 
 
(4) Die Landgemeinde … stellt der/den Ortschaft/en nach § 45a Abs. 9 ThürKO die finanziel-

len Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 45a ThürKO in angemessenem Umfang zur 
Verfügung. 

(Anmerkung: Soweit ein Abweichungsantrag nach § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt werden 
soll, ergeben sich folgende Regelungsalternativen: 

Alternative 1 (Nichtanwendung von § 45a Abs. 11 ThürKO und Ausgestaltung der Ort-
schaftsverfassung nach Inkrafttreten der Neugliederung durch Regelung in der Hauptsat-
zung): 

(1)  Auf die gesetzliche Einführung der Ortschaftsverfassung für das Gebiet der aufgelös-
ten Gemeinde … sowie die Überleitung des bisherigen Bürgermeisters und der bisherigen 
Gemeinderatsmitglieder nach § 45a Abs. 11 ThürKO wird verzichtet. Hierzu wird ein An-
trag nach § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt, dass § 45a Abs. 11 ThürKO für das Gebiet der 
aufgelösten Gemeinde … nicht zur Anwendung kommen soll. 

(2)  Nach dem Wirksamwerden der Eingliederung wird gemäß § 45a Abs. 1 Satz 1 ThürKO 
durch Regelung in der Hauptsatzung der Landgemeinde … wie folgt die Ortschaftsverfas-
sung eingeführt: 

… 

(3) Die Rechte des Ortschaftsrates ergeben sich aus § 45a ThürKO. 

(4) Die Landgemeinde … stellt der/den Ortschaft/en nach § 45a Abs. 9 ThürKO die finan-
ziellen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 45a ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 

Alternative 2 (Überleitung der bisherigen Ortsteile mit Ortsteilverfassung der aufgelösten 
Gemeinde einschließlich der Ortsteilorgane in die vergrößerte Landgemeinde): 

(1) Auf die gesetzliche Einführung der Ortschaftsverfassung für das Gebiet der aufgelös-
ten Gemeinde … sowie die Überleitung des bisherigen Bürgermeisters und der bisherigen 
Gemeinderatsmitglieder nach § 45a Abs. 11 ThürKO wird verzichtet. Stattdessen sollen 
die gemäß der Hauptsatzung in der aufgelösten Gemeinde … bestehenden Ortsteile mit 
Ortsteilverfassung …, … und … einschließlich ihrer Ortsteilbürgermeister und Ortsteilrats-
mitglieder auf die Ortschaftsebene der vergrößerten Landgemeinde … übergeleitet wer-
den. Hierzu wird ein entsprechender Antrag nach § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt. 

(2) Die Rechte des Ortschaftsrates ergeben sich aus § 45a ThürKO. 
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(3) Die Landgemeinde … stellt der/den Ortschaft/en nach § 45a Abs. 9 ThürKO die finan-
ziellen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 45a ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 

Alternative 3 (Begrenzung der Anwendung von § 45a Abs. 11 ThürKO auf den Zeitraum 
der laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates): 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Eingliederung soll § 45a Abs. 11 ThürKO für das Gebiet 
der aufgelösten Gemeinde mit der Maßgabe Anwendung finden, dass nur für den Rest 
der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ortschaftsverfassung eingeführt wird. 
Hierzu wird ein entsprechender Antrag nach § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt. 

(2) Der bisherige Bürgermeister der aufgelösten Gemeinde ist für die Dauer seiner ver-
bleibenden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum Ort-
schaftsbürgermeister zu ernennen. Endet die verbleibende Amtszeit des bisherigen Bür-
germeisters der aufgelösten Gemeinde nach dem Ende der laufenden gesetzlichen Amts-
zeit des Gemeinderates, so ist der bisherige Bürgermeister nur für die Dauer der laufen-
den gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates unter Berufung in das Beamtenverhältnis 
als Ehrenbeamter zum Ortschaftsbürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinde-
ratsmitglieder der aufgelösten Gemeinde sind für den Rest der gesetzlichen Amtszeit des 
Gemeinderats die Ortschaftsratsmitglieder.  

(3) Die Rechte des Ortschaftsrates ergeben sich aus § 45a ThürKO. 

(4) Die Landgemeinde … stellt der/den Ortschaft/en nach § 45a Abs. 9 ThürKO die finan-
ziellen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 45a ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung.) 

 

§ 4 

Rechtsnachfolge, Ortsrecht 

(1)  Die Gemeinde … wird zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Eingliederung Gesamtrechts-
nachfolgerin der aufgelösten Gemeinde …. Sie tritt in alle Rechte und Pflichten der Ge-
meinde … ein.  

 
(2)  Das Ortsrecht der aufgelösten Gemeinde … soll, soweit es nicht durch die Eingliederung 

gegenstandslos wird, nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmun-
gen dieses Vertrags als Ortsrecht der Gemeinde … im bisherigen Geltungsbereich fort-
gelten. Die Anpassung des Ortsrechts auf dem Gebiet der aufgelösten Gemeinde … an 
das Recht der Gemeinde … erfolgt entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. 

  
(3)  Die Gemeinde … tritt entsprechend der Bestimmungen des Thüringer Gesetzes über die 

kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der jeweils geltenden Fassung als 
Rechtsnachfolgerin in die Zweckverbände und Zweckvereinbarungen ein, denen die auf-
gelöste Gemeinde angehört. *  

 
(4)  Die rechtsverbindlichen Bebauungspläne der aufgelösten Gemeinde … bleiben vorbehalt-

lich anderer Festsetzungen in Kraft. Im Übrigen werden der Flächennutzungsplan und die 
Bebauungspläne der aufgelösten Gemeinde im Rahmen der Gesamtbauleitplanung von 
der erweiterten Gemeinde ... weitergeführt und fortentwickelt.  

 (Anmerkung: Alternativ bzw. ergänzend kann vereinbart werden: Die in Aufstellung be-
findlichen Bebauungspläne und der Flächennutzungsplan der aufgelösten Gemeinde … 
werden im Rahmen der Gesamtbauleitplanung von der Gemeinde … weitergeführt und 
fortentwickelt.) 
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§ 5 

Haushaltsführung 

Die Gemeinde ... führt bis zum Erlass einer zusammengefassten Haushaltssatzung auf dem 
Gebiet der aufgelösten Gemeinde ihre Haushaltswirtschaft nach der Haushaltssatzung der 
aufgelösten Gemeinde …. Die aufzulösende Gemeinde wird Neuverschuldungen nur zur Fort-
führung bereits begonnener Maßnahmen und in Abstimmung mit der Gemeinde … vorneh-
men. 

 

§ 6 

Steuern 

Für die Vereinheitlichung der bisherigen Hebesätze für die Realsteuern (Gewerbesteuern, 
Grundsteuer A und B) der Gemeinde/n … und … gilt die Thüringer Verordnung zur Bestim-
mung der Zuständigkeit für die Zulassung unterschiedlicher Realsteuerhebesätze vom 18. Au-
gust 1995 (GVBl. 1995, 298). Gemäß dieser Verordnung wird die Vereinheitlichung innerhalb 
einer Übergangszeit bis zu 3 Jahren erfolgen.  

 

§ 7 

Übernahme von Bediensteten 

(1) Die Rechtsstellung der Beamten und Versorgungsempfänger und deren Übernahme rich-
ten sich nach den einschlägigen Regelungen des Neugliederungsgesetzes in Verbindung 
mit den Vorschriften der §§ 14 bis 18 und 29 des Thüringer Beamtengesetzes (ThürBG) 
vom 12. August 2014 (GVBl. S. 472). 

 
(2) Die Gemeinde … tritt zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Eingliederung in die Rechte 

und Pflichten aus den bestehenden Arbeitsrechtsverhältnissen der Gemeinde … ein. Die 
Rechtsstellung der Tarifbeschäftigten und Auszubildenden sowie deren Übernahme rich-
ten sich nach den einschlägigen Regelungen des Neugliederungsgesetzes. 

 
(3) Die Gemeinde … kann in der Zeit vom Abschluss dieses Vertrags bis zum Inkrafttreten 

der Eingliederung Änderungen an den bestehenden Arbeitsrechtsverhältnissen oder den 
Abschluss neuer Arbeitsrechtsverhältnisse nur falls unbedingt erforderlich und nur mit Ein-
verständnis der Gemeinde … vornehmen. Die tariflichen Regelungen bleiben unberührt.  

 

§ 8  

Wohnsitz, Bürgerrechte 

(1) Soweit für Rechte oder Pflichten die Wohndauer oder der Aufenthalt im Gebiet einer Ge-
meinde maßgeblich ist, wird die ununterbrochene Wohn- oder Aufenthaltsdauer in der 
aufgelösten Gemeinde auf die Wohn- oder Aufenthaltsdauer in der Gemeinde ... …ange-
rechnet.  

 
(2) Alle Einwohner haben die gleichen Rechte und Pflichten. Die öffentlichen Einrichtungen 

der Gemeinde ... …stehen ihnen im Rahmen der geltenden Bestimmungen in gleicher 
Weise zur Verfügung. 
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§ 9* 

Wahrung der Eigenart, Kommunale Einrichtungen 

(1) Die Gemeinde …  ist verpflichtet, den Charakter und das örtliche Brauchtum in den Orts-
teilen zu erhalten. Das kulturelle, gesellschaftliche und sportliche Leben, insbesondere 
die bestehenden örtlichen Vereine sowie die sozialen, kirchlichen und sportlichen Einrich-
tungen, werden auch weiterhin im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts gefördert. 

 
(2) Die örtlichen, öffentlichen kulturellen, sozialen und sportlichen Einrichtungen werden auch 

den Vereinen der aufgelösten Gemeinde … weiterhin im Rahmen der Möglichkeiten des 
Haushalts zur Verfügung gestellt. 

 
(3) Die in der aufgelösten Gemeinde bestehenden Beziehungen mit Partnergemeinden wer-

den erhalten und weiter gepflegt.  
 
(4) Bestand und Betrieb der auf dem Gebiet der aufgelösten Gemeinde vorhandenen kom-

munalen Einrichtungen werden gewährleistet und den Erfordernissen entsprechend wei-
terentwickelt, soweit sie einer sinnvollen Gesamtplanung entsprechen. 

 
(5) Die Gemeinde …  wird die Kinderbetreuungseinrichtungen im Gebiet der aufgelösten Ge-

meinde  … so lange erhalten und betreiben, wie die gesetzlichen Voraussetzungen ge-
geben sind und die Wirtschaftlichkeit der jeweiligen Einrichtung gewährleistet ist. 

 
(6) Die bestehenden Standorte der Freiwilligen Feuerwehr der aufgelösten Gemeinde blei-

ben nach Maßgabe des Haushalts bestehen, sofern dies einer sinnvollen Gesamtplanung 
entspricht. Die vorhandenen Feuerwehreinrichtungen und -geräte werden ordnungsge-
mäß unterhalten und entsprechend der Erfordernisse zur Erfüllung der Aufgaben im Be-
reich des Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe modernisiert. 

 
(7) Die Gemeinde …verpflichtet sich, die Friedhöfe im Gebiet der aufgelösten Gemeinde … 

beizubehalten und im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts ordnungsgemäß zu un-
terhalten. 

 

§ 10* 

Investitionen 

(1) Die Gemeinde ...... ordnet die in Anlage 1 aufgeführten und von den beteiligten Gemein-
den gewünschten Investitionen zeitlich in einen Investitionsplan für die nächsten Jahre 
ein. Dieser ist im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts und nach Maßgabe einer sinn-
vollen Gesamtplanung abzuarbeiten. Vorrang haben bereits begonnene Maßnahmen und 
solche, die bereits in ein Förderprogramm aufgenommen wurden.  

(Anmerkung: Alternativ bzw. ergänzend kann vereinbart werden: Für die Gesamtplanung 
wird vereinbart, dass bei dem im Gebiet der aufgelösten Gemeinde gemäß Anlage 1 zu 
realisierenden Investitionsvolumen mit dem Wirksamwerden der Eingliederung für einen 
Zeitraum von zwei Jahren die Höhe der eingebrachten Rücklagen, die Schulden und die 
Steuerkraft der eingegliederten Gemeinde zugrunde gelegt wird.)*  

 
(2) Die Finanzierung von Investitionsmaßnahmen mit Verpflichtungsermächtigung ist abzusi-

chern. 

(Anmerkung: ggf. in einer weiteren Anlage als Bestandteil des Vertrags einzeln aufführen.) 
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§ 11 

Meinungsverschiedenheiten, salvatorische Klausel, Vertragsbindung 

(1) Dieser Vertrag wird im Geiste der Gleichberechtigung und der Vertragstreue geschlossen. 
Auftretende Unstimmigkeiten sind daher in diesem Sinne gütlich zu regeln.  

 
(2) Können Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspartnern nicht einvernehmlich 

geregelt werden, entscheidet die Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
(3) Widerspricht eine Regelung dieses Vertrags dem geltenden oder dem künftigen Recht, so 

behält der Vertrag im Übrigen seine Gültigkeit. Die Beteiligten verpflichten sich, eine un-
gültige Bestimmung durch eine dem gewollten Ergebnis möglichst nahekommende, recht-
lich nicht zu beanstandende Regelung zu ersetzen. 

 
(4) Von einzelnen Vereinbarungen des Vertrags kann abgewichen werden, wenn sich die 

dem Vertrag zugrundeliegende Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat und die 
Bürger der betreffenden Ortschaft der Gemeinde … der Änderung oder Aufhebung von 
einzelnen Regelungen mit einer Mehrheit von zwei Dritteln zustimmen (ortschaftsbezo-
gene Abstimmungsmehrheit).  

(Anmerkung: Insbesondere durch Abs. 4 erhält der Vertragsentwurf die erforderliche Fle-
xibilität für die Anpassung an die weiteren Entwicklungen. Dabei stellen das Erfordernis 
der wesentlich geänderten Sach- und Rechtslage, die Begrenzung, nur einzelne Regelun-
gen ändern oder aufheben zu können, sowie die Notwendigkeit einer Zustimmung der 
Bürger mit Zweidrittelmehrheit in jeder betroffenen Ortschaft sicher, dass von den Ver-
tragsinhalten nicht willkürlich, sondern nur in eng begrenzten Ausnahmenfällen abgewi-
chen wird. Mit dem Begriff der Abstimmungsmehrheit wird klargestellt, dass sich das Er-
fordernis der Zwei-Drittel-Mehrheit auf die abgegebenen Stimmen bezieht und nicht auf 
die Zahl der in der jeweiligen Ortschaft lebenden Bürger.) 
 

(5) Bis zur Entscheidung des Landtags über die in diesem Vertrag vorgesehene Gemeinde-
neugliederung (Verabschiedung des Neugliederungsgesetzes) kann der Vertrag ohne An-
gabe von Gründen durch jeden Vertragspartner mit sofortiger Wirkung gekündigt werden. 
Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
 
(Anmerkungen: 
 
Die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung hat sich bereits mit Gemeindeneugliede-
rungsverträgen auf Basis der vorliegenden Vertragsmuster befasst (Verwaltungsgericht 
Meiningen, Beschluss vom 15. Oktober 2018, Az. 2 E 1235/18 Me; Verwaltungsgericht 
Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 2 K 1384/22 Ge) und ist hierbei davon ausge-
gangen, dass die Bindungswirkung des Neugliederungsvertrags auch die Umsetzung der 
Neugliederung als solche umfasst. Ausgehend von dieser Rechtsprechung können die 
beteiligten Gemeinden daher nach dem Vertragsabschluss (bis zur Verabschiedung des 
Neugliederungsgesetzes durch den Landtag) von ihrer vertraglich vereinbarten Neuglie-
derung nur dann wieder Abstand nehmen, wenn der Vertrag eine Kündigungsmöglichkeit 
vorsieht. 
 
Durch das in Absatz 5 vorgesehene Kündigungsrecht wird daher zunächst gewährleistet, 
dass die beteiligten Gemeinden bis zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Neugliede-
rungsgesetzes Herren des Verfahrens bleiben und weiterhin über die Umsetzung ihrer 
Neugliederung disponieren können, ohne vertragsbrüchig zu werden (das Abstandneh-
men von einer bereits beantragten Neugliederung setzt parallel zur Vertragskündigung die 
Rücknahme des Neugliederungsantrags voraus, siehe hierzu Frage II.10. der FAQ). 
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Des Weiteren wird durch das Kündigungsrecht sichergestellt, dass die direktdemokrati-
schen Einflussmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger auf die Gemeindeneugliederung 
nach dem Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheid (ThürEBBG) erhalten bleiben. Enthält ein rechtswirksam geschlos-
sener Neugliederungsvertrag kein solches Kündigungsrecht, sind nach der o. g. Recht-
sprechung Bürgerbegehren, die sich gegen die vom Gemeinderat beschlossene und in 
dem Neugliederungsvertrag vereinbarte Gemeindeneugliederung richten, unzulässig, da 
sie in diesem Fall auf eine rechtlich unmögliche Loslösung von dem Vertrag bzw. auf einen 
Vertragsbruch gerichtet sind und somit ein gesetzwidriges Ziel im Sinne von § 1 Abs. 3 
Nr. 1 ThürEBBG verfolgen (Verwaltungsgericht Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 
2 K 1384/22 Ge). 
 
Soweit an einem Eingliederungsvertrag mehr als zwei Gemeinden als Vertragspartner be-
teiligt sind, sollten in Absatz 5 für den Fall der Kündigung durch einzelne Vertragspartner 
auch Regelungen dazu aufgenommen werden, dass die Kündigung gegenüber allen an-
deren Vertragspartnern zu erklären ist und inwieweit der Vertrag für die übrigen Vertrags-
partner seine Gültigkeit behält. Hierzu wird auf die entsprechende Regelungsempfehlung 
in § 11 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 der beigefügten Vertragsmuster für die Neubildung einer 
Einheits- oder Landgemeinde verwiesen.) 

 

§ 12 

Inkrafttreten  

(1) Die Eingliederung der Gemeinde …in die Gemeinde … wird mit dem Inkrafttreten des 
durch den Thüringer Landtag zu beschließenden Gesetzes rechtswirksam.  

 
(2) Dieser Vertrag tritt – soweit zu seiner Umsetzung das Gesetz nicht erforderlich ist – mit 

seiner Unterzeichnung durch die Vertragspartner in Kraft. Im Übrigen tritt er mit Inkrafttre-
ten des Gesetzes nach Absatz 1 in Kraft. 

 
(3)  Folgende Regelungen dieses Vertrages gelten befristet: *  

 § … bis zum … 
 
 

................................, den .............................. ............................., den ............................ 

Bürgermeister  (Siegel)   Bürgermeister  (Siegel) 

__________________________________________________________________________ 

* Anmerkung: Dieses Vertragsmuster kann nur eine Orientierung geben, weil sich die konkreten Verhältnisse in 
jeder Gemeinde unterscheiden. Insbesondere die mit * gekennzeichneten Regelungen sind als 
Beispiele aufgeführt, die entsprechend der jeweiligen örtlichen Gegebenheiten zu prüfen und ggf. 
anzupassen sind. 
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Vertragsmuster für Eingliederung in eine Einheitsgemeinde  

 

Anlage zum Beschluss Nr.  ...vom ... des Gemeinderats ... , 

             zum Beschluss Nr. ... vom ... des Gemeinderats ... . 

 

VERTRAG ÜBER DIE EINGLIEDERUNG  
 
zwischen 
 
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in, und 
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in  
 

Präambel 

Der Gemeinderat der Gemeinde … hat in seiner Sitzung am … mit Beschluss Nr. …,  ebenso 
der Gemeinderat der Gemeinde …in seiner Sitzung am … mit Beschluss Nr. … zugestimmt, 
dass die Gemeinde … aufgelöst und in die Gemeinde … eingegliedert werden soll. 
 
(Die Einwohner der Gemeinden… und … wurden vor der Beschlussfassung der Gemeinderäte 
zu dieser Entscheidung informiert und ihre Meinung angehört)* 
 
In Durchführung der übereinstimmenden Beschlüsse ihrer Gemeinderäte und zur Regelung 
von hieraus entstehenden Rechts- und Verwaltungsfragen schließen die beteiligten Gemein-
den folgenden Vertrag:  
 

§ 1 

Eingliederung 

Mit Inkrafttreten des durch den Thüringer Landtag zu beschließenden Gesetzes wird die Ge-
meinde ... aufgelöst. Das Gebiet der aufgelösten Gemeinde wird in das Gebiet der Gemeinde 
…. eingegliedert.  
 

§ 2* 

Ortsteile, Ortsteilnamen 

(1)  Ortsteile der vergrößerten Gemeinde nach § 4 Abs. 2 Satz 1 ThürKO … sind: 
-  
-  
- . 

 
(2)  Jeder Ortsteil nach Absatz 1 führt seinen bisherigen Namen in Verbindung mit dem Na-

men der Gemeinde … als Ortsteilnamen weiter. Der Ortsteilname ist, soweit rechtlich zu-
lässig und geboten, im amtlichen Sprach- und Schriftverkehr weiter zu verwenden.  

 

§ 3  

Ortsteilverfassung 

(1)  Mit dem Wirksamwerden der Eingliederung wird gemäß § 45 Abs. 8 ThürKO für das Ge-
biet der aufgelösten Gemeinde für den Rest der gesetzlichen Amtszeit und die folgende 
gesetzliche Amtszeit des Gemeinderats die Ortsteilverfassung eingeführt. * 
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(2)  Der bisherige Bürgermeister der aufgelösten Gemeinde ist für die Dauer seiner verblei-
benden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum Orts-
teilbürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinderatsmitglieder der aufgelösten 
Gemeinde sind für den Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ortsteilrats-
mitglieder.  

 
(3)  Die Rechte des Ortsteilrates ergeben sich aus § 45 ThürKO. 
 
(4)  Die Gemeinde … stellt dem/den Ortsteil/en gemäß § 45 Abs. 6 ThürKO die finanziellen 

Mittel zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben nach § 45 ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 

(Anmerkung: Soweit ein Abweichungsantrag nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt werden 
soll, ergeben sich folgende Regelungsalternativen: 

Alternative 1 (Künftiger Verzicht auf eine Ortsteilverfassung): 

Auf dem Gebiet der aufgelösten Gemeinde … wird künftig auf eine Ortsteilverfassung 
verzichtet. Es wird ein Antrag nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt, dass § 45 Abs. 8 ThürKO 
für das Gebiet der aufgelösten Gemeinde … nicht zur Anwendung kommen soll. 

Alternative 2 (Nichtanwendung von § 45 Abs. 8 ThürKO und Ausgestaltung der Ortsteil-
verfassung nach Inkrafttreten der Neugliederung durch Regelung in der Hauptsatzung): 

(1)  Auf die gesetzliche Einführung der Ortsteilverfassung für das Gebiet der aufgelösten 
Gemeinde … sowie die Überleitung des bisherigen Bürgermeisters und der bisherigen 
Gemeinderatsmitglieder nach § 45 Abs. 8 ThürKO wird verzichtet. Hierzu wird ein Antrag 
nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt, dass § 45 Abs. 8 ThürKO für das Gebiet der aufgelösten 
Gemeinde … nicht zur Anwendung kommen soll. 

(2)  Nach dem Wirksamwerden der Eingliederung wird gemäß § 45 Abs. 1 Satz 1 ThürKO 
durch Regelung in der Hauptsatzung der Gemeinde … wie folgt die Ortsteilverfassung 
eingeführt: 

… 

(3) Die Rechte des Ortsteilrates ergeben sich aus § 45 ThürKO. 

(4) Die Gemeinde … stellt dem/den Ortsteil/en gemäß § 45 Abs. 6 ThürKO die finanziellen 
Mittel zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben nach § 45 ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 

Alternative 3 (Überleitung der bisherigen Ortsteile mit Ortsteilverfassung der aufgelösten 
Gemeinde einschließlich der Ortsteilorgane in die vergrößerte Gemeinde): 

(1) Auf die gesetzliche Einführung der Ortsteilverfassung für das Gebiet der aufgelösten 
Gemeinde … sowie die Überleitung des bisherigen Bürgermeisters und der bisherigen 
Gemeinderatsmitglieder nach § 45 Abs. 8 ThürKO wird verzichtet. Stattdessen sollen die 
gemäß der Hauptsatzung in der aufgelösten Gemeinde … bestehenden Ortsteile mit Orts-
teilverfassung …, … und … einschließlich ihrer Ortsteilbürgermeister und Ortsteilratsmit-
glieder in die vergrößerte Gemeinde … übergeleitet werden. Hierzu wird ein entsprechen-
der Antrag nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt. 

(2) Die Rechte des Ortsteilrates ergeben sich aus § 45 ThürKO. 

(3) Die Gemeinde … stellt dem/den Ortsteil/en gemäß § 45 Abs. 6 ThürKO die finanziellen 
Mittel zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben nach § 45 ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 
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Alternative 4 (Begrenzung der Anwendung von § 45 Abs. 8 ThürKO auf den Zeitraum der 
laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates): 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Eingliederung soll § 45 Abs. 8 ThürKO für das Gebiet der 
aufgelösten Gemeinde mit der Maßgabe Anwendung finden, dass nur für den Rest der 
gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ortsteilverfassung eingeführt wird. Hierzu 
wird ein entsprechender Antrag nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt. 

(2) Der bisherige Bürgermeister der aufgelösten Gemeinde ist für die Dauer seiner ver-
bleibenden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum 
Ortsteilbürgermeister zu ernennen. Endet die verbleibende Amtszeit des bisherigen Bür-
germeisters der aufgelösten Gemeinde nach dem Ende der laufenden gesetzlichen Amts-
zeit des Gemeinderats, so ist der bisherige Bürgermeister nur für die Dauer der laufenden 
gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats unter Berufung in das Beamtenverhältnis als 
Ehrenbeamter zum Ortsteilbürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinderatsmit-
glieder der aufgelösten Gemeinde sind für den Rest der gesetzlichen Amtszeit des Ge-
meinderats die Ortsteilratsmitglieder.  

(3) Die Rechte des Ortsteilrates ergeben sich aus § 45 ThürKO. 

(4) Die Gemeinde … stellt dem/den Ortsteil/en gemäß § 45 Abs. 6 ThürKO die finanziellen 
Mittel zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben nach § 45 ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung.) 

 

§ 4 

Rechtsnachfolge, Ortsrecht 

(1)  Die Gemeinde … wird zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Eingliederung Gesamtrechts-
nachfolgerin der aufgelösten Gemeinde …. Sie tritt in alle Rechte und Pflichten der Ge-
meinde … ein.  

 
(2)  Das Ortsrecht der aufgelösten Gemeinde … soll, soweit es nicht durch die Eingliederung 

gegenstandslos wird, nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmun-
gen dieses Vertrags als Ortsrecht der Gemeinde … im bisherigen Geltungsbereich fort-
gelten. Die Anpassung des Ortsrechts auf dem Gebiet der aufgelösten Gemeinde … an 
das Recht der Gemeinde … erfolgt entsprechend der gesetzlichen Vorgaben.  

 
(3)  Die Gemeinde … tritt entsprechend der Bestimmungen des Thüringer Gesetzes über die 

kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der jeweils geltenden Fassung als 
Rechtsnachfolgerin in die Zweckverbände und Zweckvereinbarungen ein, denen die auf-
gelöste Gemeinde angehört. *  

 
(4)  Die rechtsverbindlichen Bebauungspläne der aufgelösten Gemeinde … bleiben vorbehalt-

lich anderer Festsetzungen in Kraft. Im Übrigen werden der Flächennutzungsplan und die 
Bebauungspläne der aufgelösten Gemeinde im Rahmen der Gesamtbauleitplanung von 
der erweiterten Gemeinde ... weitergeführt und fortentwickelt.  

(Anmerkung: Alternativ bzw. ergänzend kann vereinbart werden: Die in Aufstellung be-
findlichen Bebauungspläne und der Flächennutzungsplan der aufgelösten Gemeinde … 
werden im Rahmen der Gesamtbauleitplanung von der Gemeinde … weitergeführt und 
fortentwickelt.) 

 
 
 
 
 



55 
 

§ 5 

Haushaltsführung 

Die Gemeinde ... führt bis zum Erlass einer zusammengefassten Haushaltssatzung auf dem 
Gebiet der aufgelösten Gemeinde ihre Haushaltswirtschaft nach der Haushaltssatzung der 
aufgelösten Gemeinde …. Die aufzulösende Gemeinde wird Neuverschuldungen nur zur Fort-
führung bereits begonnener Maßnahmen und in Abstimmung mit der Gemeinde … vorneh-
men. 

 

§ 6 

Steuern 

Für die Vereinheitlichung der bisherigen Hebesätze für die Realsteuern (Gewerbesteuern, 
Grundsteuer A und B) der Gemeinde/n … und … gilt die Thüringer Verordnung zur Bestim-
mung der Zuständigkeit für die Zulassung unterschiedlicher Realsteuerhebesätze vom 18. Au-
gust 1995 (GVBl. 1995, 298). Gemäß dieser Verordnung wird die Vereinheitlichung innerhalb 
einer Übergangszeit bis zu 3 Jahren erfolgen.  

 

§ 7 

Übernahme von Bediensteten 

(1)  Die Rechtsstellung der Beamten und Versorgungsempfänger und deren Übernahme rich-
ten sich nach den einschlägigen Regelungen des Neugliederungsgesetzes in Verbindung 
mit den Vorschriften der §§ 14 bis 18 und 29 des Thüringer Beamtengesetzes (ThürBG) 
vom 12. August 2014 (GVBl. S. 472). 

 
(2)  Die Gemeinde … tritt zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Eingliederung in die Rechte 

und Pflichten aus den bestehenden Arbeitsrechtsverhältnissen der Gemeinde … ein. Die 
Rechtsstellung der Tarifbeschäftigten und Auszubildenden sowie deren Übernahme rich-
ten sich nach den einschlägigen Regelungen des Neugliederungsgesetzes. 

 
(3)  Die Gemeinde … kann in der Zeit vom Abschluss dieses Vertrags bis zum Inkrafttreten 

der Eingliederung Änderungen an den bestehenden Arbeitsrechtsverhältnissen oder den 
Abschluss neuer Arbeitsrechtsverhältnisse nur falls unbedingt erforderlich und nur mit Ein-
verständnis der Gemeinde … vornehmen. Die tariflichen Regelungen bleiben unberührt.  

 

§ 8  

Wohnsitz, Bürgerrechte 

(1)  Soweit für Rechte oder Pflichten die Wohndauer oder der Aufenthalt im Gebiet einer Ge-
meinde maßgeblich ist, wird die ununterbrochene Wohn- oder Aufenthaltsdauer in der 
aufgelösten Gemeinde auf die Wohn- oder Aufenthaltsdauer in der Gemeinde ... …ange-
rechnet.  

 
(2)  Alle Einwohner haben die gleichen Rechte und Pflichten. Die öffentlichen Einrichtungen 

der Gemeinde ... …stehen ihnen im Rahmen der geltenden Bestimmungen in gleicher 
Weise zur Verfügung. 
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§ 9* 

Wahrung der Eigenart, Kommunale Einrichtungen 

(1)  Die Gemeinde …  ist verpflichtet, den Charakter und das örtliche Brauchtum in den Orts-
teilen zu erhalten. Das kulturelle, gesellschaftliche und sportliche Leben, insbesondere 
die bestehenden örtlichen Vereine sowie die sozialen, kirchlichen und sportlichen Einrich-
tungen, werden auch weiterhin im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts gefördert. 

 
(2)  Die örtlichen, öffentlichen kulturellen, sozialen und sportlichen Einrichtungen werden auch 

den Vereinen der aufgelösten Gemeinde … weiterhin im Rahmen der Möglichkeiten des 
Haushalts zur Verfügung gestellt. 

 
(3)  Die in der aufgelösten Gemeinde bestehenden Beziehungen mit Partnergemeinden wer-

den erhalten und weiter gepflegt.  
 
(4)  Bestand und Betrieb der auf dem Gebiet der aufgelösten Gemeinde vorhandenen kom-

munalen Einrichtungen werden gewährleistet und den Erfordernissen entsprechend wei-
terentwickelt, soweit sie einer sinnvollen Gesamtplanung entsprechen. 

 
(5)  Die Gemeinde …  wird die Kinderbetreuungseinrichtungen im Gebiet der aufgelösten Ge-

meinde … so lange erhalten und betreiben, wie die gesetzlichen Voraussetzungen gege-
ben sind und die Wirtschaftlichkeit der jeweiligen Einrichtung gewährleistet ist. 

 
(6)  Die bestehenden Standorte der Freiwilligen Feuerwehr der aufgelösten Gemeinde blei-

ben nach Maßgabe des Haushalts bestehen, sofern dies einer sinnvollen Gesamtplanung 
entspricht. Die vorhandenen Feuerwehreinrichtungen und -geräte werden ordnungsge-
mäß unterhalten und entsprechend der Erfordernisse zur Erfüllung der Aufgaben im Be-
reich des Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe modernisiert. 

 
(7)  Die Gemeinde … verpflichtet sich, die Friedhöfe im Gebiet der aufgelösten Gemeinde … 

beizubehalten und im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts ordnungsgemäß zu un-
terhalten. 

 

§ 10* 

Investitionen 

(1)  Die Gemeinde ...... ordnet die in Anlage 1 aufgeführten und von den beteiligten Gemein-
den gewünschten Investitionen zeitlich in einen Investitionsplan für die nächsten Jahre 
ein. Dieser ist im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts und nach Maßgabe einer sinn-
vollen Gesamtplanung abzuarbeiten. Vorrang haben bereits begonnene Maßnahmen und 
solche, die bereits in ein Förderprogramm aufgenommen wurden.  

(Anmerkung: Alternativ bzw. ergänzend kann vereinbart werden: Für die Gesamtplanung 
wird vereinbart, dass bei dem im Gebiet der aufgelösten Gemeinde gemäß Anlage 1 zu 
realisierenden Investitionsvolumen mit dem Wirksamwerden der Eingliederung für einen 
Zeitraum von zwei Jahren die Höhe der eingebrachten Rücklagen, die Schulden und die 
Steuerkraft der eingegliederten Gemeinde zugrunde gelegt wird.) *  

 
(2)  Die Finanzierung von Investitionsmaßnahmen mit Verpflichtungsermächtigung ist abzusi-

chern. 

(Anmerkung: ggf. in einer weiteren Anlage als Bestandteil des Vertrags einzeln aufführen.) 
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§ 11 

Meinungsverschiedenheiten, salvatorische Klausel, Vertragsbindung 

(1)  Dieser Vertrag wird im Geiste der Gleichberechtigung und der Vertragstreue geschlossen. 
Auftretende Unstimmigkeiten sind daher in diesem Sinne gütlich zu regeln.  

 
(2)  Können Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspartnern nicht einvernehmlich 

geregelt werden, entscheidet die Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
(3)  Widerspricht eine Regelung dieses Vertrags dem geltenden oder dem künftigen Recht, so 

behält der Vertrag im Übrigen seine Gültigkeit. Die Beteiligten verpflichten sich, eine un-
gültige Bestimmung durch eine dem gewollten Ergebnis möglichst nahekommende, recht-
lich nicht zu beanstandende Regelung zu ersetzen. 

 
(4)  Von einzelnen Vereinbarungen des Vertrags kann abgewichen werden, wenn sich die 

dem Vertrag zugrundeliegende Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat und die 
Bürger des betreffenden Ortsteils der Gemeinde … der Änderung oder Aufhebung von 
einzelnen Regelungen mit einer Mehrheit von zwei Dritteln zustimmen (ortsteilbezogene 
Abstimmungsmehrheit).  

(Anmerkung: Insbesondere durch Abs. 4 erhält der Vertragsentwurf die erforderliche Fle-
xibilität für die Anpassung an die weiteren Entwicklungen. Dabei stellen das Erfordernis 
der wesentlich geänderten Sach- und Rechtslage, die Begrenzung, nur einzelne Regelun-
gen ändern oder aufheben zu können, sowie die Notwendigkeit einer Zustimmung der 
Bürger mit Zweidrittelmehrheit in jedem betroffenen Ortsteil sicher, dass von den Vertrags-
inhalten nicht willkürlich, sondern nur in eng begrenzten Ausnahmefällen abgewichen 
wird. Mit dem Begriff der Abstimmungsmehrheit wird klargestellt, dass sich das Erfordernis 
der Zwei-Drittel-Mehrheit auf die abgegebenen Stimmen bezieht und nicht auf die Zahl 
der in dem jeweiligen Ortsteil lebenden Bürger.) 
 

(5) Bis zur Entscheidung des Landtags über die in diesem Vertrag vorgesehene Gemeinde-
neugliederung (Verabschiedung des Neugliederungsgesetzes) kann der Vertrag ohne An-
gabe von Gründen durch jeden Vertragspartner mit sofortiger Wirkung gekündigt werden. 
Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
 
(Anmerkungen:  
 
Die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung hat sich bereits mit Gemeindeneugliede-
rungsverträgen auf Basis der vorliegenden Vertragsmuster befasst (Verwaltungsgericht 
Meiningen, Beschluss vom 15. Oktober 2018, Az. 2 E 1235/18 Me; Verwaltungsgericht 
Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 2 K 1384/22 Ge) und ist hierbei davon ausge-
gangen, dass die Bindungswirkung des Neugliederungsvertrags auch die Umsetzung der 
Neugliederung als solche umfasst. Ausgehend von dieser Rechtsprechung können die 
beteiligten Gemeinden daher nach dem Vertragsabschluss (bis zur Verabschiedung des 
Neugliederungsgesetzes durch den Landtag) von ihrer vertraglich vereinbarten Neuglie-
derung nur dann wieder Abstand nehmen, wenn der Vertrag eine Kündigungsmöglichkeit 
vorsieht. 
 
Durch das in Absatz 5 vorgesehene Kündigungsrecht wird daher zunächst gewährleistet, 
dass die beteiligten Gemeinden bis zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Neugliede-
rungsgesetzes Herren des Verfahrens bleiben und weiterhin über die Umsetzung ihrer 
Neugliederung disponieren können, ohne vertragsbrüchig zu werden (das Abstandneh-
men von einer bereits beantragten Neugliederung setzt parallel zur Vertragskündigung die 
Rücknahme des Neugliederungsantrags voraus, siehe hierzu Frage II.10. der FAQ). 
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Des Weiteren wird durch das Kündigungsrecht sichergestellt, dass die direktdemokrati-
schen Einflussmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger auf die Gemeindeneugliederung 
nach dem Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheid (ThürEBBG) erhalten bleiben. Enthält ein rechtswirksam geschlos-
sener Neugliederungsvertrag kein solches Kündigungsrecht, sind nach der o. g. Recht-
sprechung Bürgerbegehren, die sich gegen die vom Gemeinderat beschlossene und in 
dem Neugliederungsvertrag vereinbarte Gemeindeneugliederung richten, unzulässig, da 
sie in diesem Fall auf eine rechtlich unmögliche Loslösung von dem Vertrag bzw. auf einen 
Vertragsbruch gerichtet sind und somit ein gesetzwidriges Ziel im Sinne von § 1 Abs. 3 
Nr. 1 ThürEBBG verfolgen (Verwaltungsgericht Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 
2 K 1384/22 Ge). 
 
Soweit an einem Eingliederungsvertrag mehr als zwei Gemeinden als Vertragspartner be-
teiligt sind, sollten in Absatz 5 für den Fall der Kündigung durch einzelne Vertragspartner 
auch Regelungen dazu aufgenommen werden, dass die Kündigung gegenüber allen an-
deren Vertragspartnern zu erklären ist und inwieweit der Vertrag für die übrigen Vertrags-
partner seine Gültigkeit behält. Hierzu wird auf die entsprechende Regelungsempfehlung 
in § 11 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 der beigefügten Vertragsmuster für die Neubildung einer 
Einheits- oder Landgemeinde verwiesen.) 

 

§ 12 

Inkrafttreten  

(1)  Die Eingliederung der Gemeinde …in die Gemeinde … wird mit dem Inkrafttreten des 
durch den Thüringer Landtag zu beschließenden Gesetzes rechtswirksam.  

 
(2)  Dieser Vertrag tritt – soweit zu seiner Umsetzung das Gesetz nicht erforderlich ist – mit 

seiner Unterzeichnung durch die Vertragspartner in Kraft. Im Übrigen tritt er mit Inkrafttre-
ten des Gesetzes nach Absatz 1 in Kraft.  

 
(3)  Folgende Regelungen dieses Vertrages gelten befristet: *  

 § … bis zum … 
 

 

................................, den .............................. ............................., den ............................ 

Bürgermeister/in  Siegel   Bürgermeister/in  Siegel 

 

* Anmerkung: Dieses Vertragsmuster kann nur eine Orientierung geben, weil sich die konkreten Verhältnisse in 
jeder Gemeinde unterscheiden. Insbesondere die mit * gekennzeichneten Regelungen sind als 
Beispiele aufgeführt, die entsprechend der örtlichen Gegebenheiten zu prüfen und ggf. anzupas-
sen sind.  
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Vertragsmuster für Neubildung einer Landgemeinde  

 

 

Anlage zum Beschluss Nr. … vom … des Gemeinderats …, 

            zum Beschluss Nr. … vom … des Gemeinderats … und  

            zum Beschluss Nr. … vom … des Gemeinderats … . 

 

 

VERTRAG ÜBER DEN ZUSAMMENSCHLUSS ZU EINER LANDGEMEINDE 
 
zwischen 
 
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in,  
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in, und 
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in  

 

 

Präambel 

Die Gemeinderäte der Gemeinden ..., ... und ... haben beschlossen, ihre Gemeinden aufzulö-
sen und sich zu einer Landgemeinde nach § 6 Absatz 5 der Thüringer Kommunalordnung 
(ThürKO) mit dem Namen „...“ zusammenzuschließen. Die Beschlüsse datieren im Einzelnen 
wie folgt: 

- Gemeinderat … mit Beschluss Nr. … vom … 
- Gemeinderat … mit Beschluss Nr. … vom … 
- Gemeinderat … mit Beschluss Nr. … vom …. 
 
(Die Einwohner der Gemeinden …, ..., …  wurden vor der Beschlussfassung der Gemeinde-
räte zu dieser Entscheidung informiert und ihre Meinung angehört.)* 
 
In Durchführung der übereinstimmenden Beschlüsse ihrer Gemeinderäte und zur Regelung 
von hieraus entstehenden Rechts- und Verwaltungsfragen schließen die beteiligten Gemein-
den folgenden Vertrag:  
 

§ 1 

Zusammenschluss, Name  

(1) Mit Inkrafttreten des durch den Thüringer Landtag zu beschließenden Gesetzes werden 
(die Verwaltungsgemeinschaft „ …“ sowie)* die Gemeinden ..., ... und ... aufgelöst. Aus 
dem Gebiet der aufgelösten Gemeinden wird eine neue Gemeinde nach § 6 Abs. 5 
ThürKO gebildet.  

 
(2) Die Gemeinde erhält den Namen „... „.  
 

§ 2* 

Ortsteile, Ortsteilnamen 

(1) Ortsteile der neuen Gemeinde nach § 4 Abs. 2 Satz 1 ThürKO … sind: 
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- 

- 
-. 

 
(2) Jeder Ortsteil nach Abs. 1 führt seinen bisherigen Namen in Verbindung mit dem Namen 

der neuen Gemeinde weiter. Die Ortsteilnamen sind, soweit rechtlich zulässig und gebo-
ten, im amtlichen Sprach- und Schriftverkehr weiter zu verwenden.  

 

§ 3* 

Ortschaftsverfassung 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Gemeindeneubildung wird gemäß § 45a Abs. 11 ThürKO für 
das Gebiet der aufgelösten Gemeinden für den Rest der gesetzlichen Amtszeit und die 
folgende gesetzliche Amtszeit des Gemeinderats jeweils die Ortschaftsverfassung einge-
führt. * 

 
(2) Die bisherigen Bürgermeister der aufgelösten Gemeinden sind für die Dauer ihrer verblei-

benden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum Ort-
schaftsbürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinderatsmitglieder der aufgelös-
ten Gemeinden sind für den Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ort-
schaftsratsmitglieder. 

 
(3) Die Rechte des Ortschaftsrates ergeben sich aus § 45a ThürKO. 
 
(4) Die Landgemeinde … stellt der/den Ortschaft/en nach § 45a Abs. 9 ThürKO die finanziel-

len Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 45a ThürKO in angemessenem Umfang zur 
Verfügung. 

(Anmerkung: Soweit ein Abweichungsantrag nach § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt werden 
soll, ergeben sich folgende Regelungsalternativen: 

Alternative 1 (Nichtanwendung von § 45a Abs. 11 ThürKO und Ausgestaltung der Ort-
schaftsverfassung nach Inkrafttreten der Neugliederung durch Regelung in der Hauptsat-
zung): 

(1)  Auf die gesetzliche Einführung der Ortschaftsverfassung für das Gebiet der aufgelös-
ten Gemeinden sowie die Überleitung der bisherigen Bürgermeister und der bisherigen 
Gemeinderatsmitglieder nach § 45a Abs. 11 ThürKO wird verzichtet. Hierzu wird ein An-
trag nach § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt, dass § 45a Abs. 11 ThürKO für das Gebiet der 
aufgelösten Gemeinden nicht zur Anwendung kommen soll. 

(2)  Nach dem Wirksamwerden der Gemeindeneubildung wird gemäß § 45a Abs. 1 Satz 1 
ThürKO durch Regelung in der Hauptsatzung der Landgemeinde … wie folgt die Ort-
schaftsverfassung eingeführt: 

… 

(3) Die Rechte des Ortschaftsrates ergeben sich aus § 45a ThürKO. 

(4) Die Landgemeinde … stellt der/den Ortschaft/en nach § 45a Abs. 9 ThürKO die finan-
ziellen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 45a ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 

Alternative 2 (Überleitung der bisherigen Ortsteile mit Ortsteilverfassung einer oder meh-
rerer aufgelöster Gemeinden einschließlich der Ortsteilorgane in die neu gebildete Land-
gemeinde): 
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(1) Auf die gesetzliche Einführung der Ortschaftsverfassung für das Gebiet der aufgelös-
ten Gemeinde/n … sowie die Überleitung der bisherigen Bürgermeister und der bisherigen 
Gemeinderatsmitglieder nach § 45a Abs. 11 ThürKO wird verzichtet. Stattdessen sollen 
die gemäß der Hauptsatzung in der aufgelösten Gemeinde … bestehenden Ortsteile mit 
Ortsteilverfassung …, … und … sowie die gemäß der Hauptsatzung in der aufgelösten 
Gemeinde … bestehenden Ortsteile mit Ortsteilverfassung …, … und … einschließlich 
ihrer Ortsteilbürgermeister und Ortsteilratsmitglieder auf die Ortschaftsebene der neu ge-
bildeten Landgemeinde … übergeleitet werden. Hierzu wird ein entsprechender Antrag 
nach § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt. 

(2) Die Rechte des Ortschaftsrates ergeben sich aus § 45a ThürKO. 

(3) Die Landgemeinde … stellt der/den Ortschaft/en nach § 45a Abs. 9 ThürKO die finan-
ziellen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 45a ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 

Alternative 3 (Begrenzung der Anwendung von § 45a Abs. 11 ThürKO auf den Zeitraum 
der laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates): 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Gemeindeneubildung soll § 45a Abs. 11 ThürKO für das 
Gebiet der aufgelösten Gemeinden mit der Maßgabe Anwendung finden, dass nur für den 
Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ortschaftsverfassung eingeführt 
wird. Hierzu wird ein entsprechender Antrag nach § 45a Abs. 12 ThürKO gestellt. 

(2) Die bisherigen Bürgermeister der aufgelösten Gemeinden sind für die Dauer ihrer ver-
bleibenden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum Ort-
schaftsbürgermeister zu ernennen. Endet die verbleibende Amtszeit des bisherigen Bür-
germeisters einer aufgelösten Gemeinde nach dem Ende der laufenden gesetzlichen 
Amtszeit des Gemeinderats, so ist der bisherige Bürgermeister nur für die Dauer der lau-
fenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats unter Berufung in das Beamtenverhältnis 
als Ehrenbeamter zum Ortschaftsbürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinde-
ratsmitglieder der aufgelösten Gemeinden sind für den Rest der gesetzlichen Amtszeit 
des Gemeinderats die Ortschaftsratsmitglieder.  

(3) Die Rechte des Ortschaftsrates ergeben sich aus § 45a ThürKO. 

(4) Die Landgemeinde … stellt der/den Ortschaft/en nach § 45a Abs. 9 ThürKO die finan-
ziellen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 45a ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung.) 

 

§ 4 

Rechtsnachfolge, Ortsrecht 

(1) Die neue Gemeinde ... wird zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gemeindeneubildung 
Gesamtrechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemeinden ..., ..., … (sowie der aufgelösten 
Verwaltungsgemeinschaft „…“)*. Sie tritt damit in alle Rechte und Pflichten dieser Gemein-
den (und der Verwaltungsgemeinschaft „…“)* ein. 

 
(Anmerkung: Die neu gebildete Gemeinde wird nur dann Gesamtrechtsnachfolger einer 
aufgelösten Verwaltungsgemeinschaft und tritt in ihre Rechte und Pflichten ein, wenn alle 
bisherigen Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft in der neu gebildeten Ge-
meinde aufgehen.) 

 
(2) Das in den aufgelösten Gemeinden geltende Ortsrecht soll, soweit es nicht durch den 

Zusammenschluss gegenstandslos geworden ist, nach Maßgabe der gesetzlichen Vor-
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schriften und den Bestimmungen dieses Vertrags im bisherigen Geltungsbereich fortgel-
ten. Die Schaffung eines neuen einheitlichen Ortsrechts der neu gebildeten Gemeinde ... 
erfolgt entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. 

 
(3) Die neue Gemeinde ... tritt entsprechend der Bestimmungen des Thüringer Gesetzes über 

die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der jeweils geltenden Fassung als 
Rechtsnachfolgerin in die Zweckverbände und Zweckvereinbarungen ein, denen die auf-
gelösten Gemeinden angehören. * 

 
(4) Die rechtsverbindlichen Bebauungspläne der aufgelösten Gemeinden bleiben vorbehalt-

lich anderer Festsetzungen in Kraft. Im Übrigen werden die Flächennutzungspläne und 
Bebauungspläne der aufgelösten Gemeinden im Rahmen der Gesamtbauleitplanung von 
der neuen Gemeinde ... weitergeführt und fortentwickelt. 

 
(Anmerkung: Alternativ bzw. ergänzend kann vereinbart werden: Die in Aufstellung be-
findlichen Bebauungspläne und die Flächennutzungspläne der aufgelösten Gemeinden 
werden im Rahmen der Gesamtbauleitplanung von der neuen Gemeinde ... weitergeführt 
und fortentwickelt.) 

 

§ 5 

Haushaltsführung 

Die neue Gemeinde ... führt bis zum Erlass einer zusammengefassten Haushaltssatzung 
durch die neue Gemeinde ihre Haushaltswirtschaft nach den einzelnen Haushaltssatzungen 
der aufgelösten Gemeinden. Die beteiligten Gemeinden …, … und … werden Neuverschul-
dungen nur zur Fortführung bereits begonnener Maßnahmen und in gegenseitiger Abstim-
mung vornehmen. 

 

§ 6 

Steuern 

Für die Vereinheitlichung der bisherigen Hebesätze für die Realsteuern (Gewerbesteuern, 
Grundsteuer A und B) der Gemeinde/n … und … gilt die Thüringer Verordnung zur Bestim-
mung der Zuständigkeit für die Zulassung unterschiedlicher Realsteuerhebesätze vom 18. Au-
gust 1995 (GVBl. 1995, 298). Gemäß dieser Verordnung wird die Vereinheitlichung innerhalb 
einer Übergangszeit bis zu 3 Jahren erfolgen. 

  

§ 7 

Übernahme von Bediensteten  

(1) Die Rechtsstellung der Beamten und Versorgungsempfänger und deren Übernahme rich-
tet sich nach den einschlägigen Regelungen des Neugliederungsgesetzes in Verbindung 
mit den Vorschriften der §§ 14 bis 18 und 29 des Thüringer Beamtengesetzes (ThürBG) 
vom 12. August 2014 (GVBl. S. 472).  

 
(2) Die neue Gemeinde … tritt zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gemeindeneubildung in 

die Rechte und Pflichten aus den bestehenden Arbeitsrechtsverhältnissen (der Verwal-
tungsgemeinschaft „...“ und)* der Gemeinden ..., ... , ...  ein. Die Rechtsstellung der Tarif-
beschäftigten und Auszubildenden sowie deren Übernahme richten sich nach den ein-
schlägigen Regelungen des Neugliederungsgesetzes. 

 
(Anmerkung: Die neu gebildete Gemeinde tritt nur dann in die Rechte und Pflichten aus 
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den bestehenden Arbeitsverhältnissen einer Verwaltungsgemeinschaft ein, wenn alle bis-
herigen Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft in der neu gebildeten Ge-
meinde aufgehen und es daher zu einer Gesamtrechtsnachfolge kommt.) 

 
(3) Die beteiligten Gemeinden (und die Verwaltungsgemeinschaft „....“)*  verpflichten sich, in 

der Zeit vom Abschluss dieses Vertrags bis zum Inkrafttreten der Gemeindeneubildung 
Änderungen an den bestehenden Arbeitsrechtsverhältnissen oder den Abschluss neuer 
Arbeitsrechtsverhältnisse nur falls unbedingt erforderlich und nur in Abstimmung und mit 
dem Einverständnis aller an der Gemeindeneubildung beteiligter Gemeinden vorzuneh-
men. Die tariflichen Regelungen bleiben unberührt. 
 

§ 8  

Wohnsitz, Bürgerrechte 

(1) Soweit für Rechte oder Pflichten die Wohndauer oder der Aufenthalt im Gebiet einer Ge-
meinde maßgeblich ist, wird die ununterbrochene Wohn- oder Aufenthaltsdauer in den 
aufgelösten Gemeinden auf die Wohn- oder Aufenthaltsdauer in der neu gebildeten Ge-
meinde ... angerechnet.  

 
(2) Alle Einwohner der neuen Gemeinde haben die gleichen Rechte und Pflichten. Die öffent-

lichen Einrichtungen der Gemeinde ...  stehen ihnen im Rahmen der geltenden Bestim-
mungen in gleicher Weise zur Verfügung. 

 

§ 9 * 

Wahrung der Eigenart, Kommunale Einrichtungen 

(1) Die neue Gemeinde ist verpflichtet, den Charakter und das örtliche Brauchtum in den Ort-
schaften zu erhalten. Das kulturelle, gesellschaftliche und sportliche Leben, insbesondere 
die bestehenden örtlichen Vereine sowie die sozialen, kirchlichen und sportlichen Einrich-
tungen, werden auch weiterhin im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts gefördert. 

 
(2) Die örtlichen, öffentlichen kulturellen, sozialen und sportlichen Einrichtungen werden den 

Vereinen der bisherigen Gemeinden weiterhin im Rahmen der Möglichkeiten des Haus-
halts zur Verfügung gestellt. 

 
(3) Die in den bisherigen Gemeinden bestehenden Beziehungen mit Partnergemeinden wer-

den erhalten und weiter gepflegt. 
 
(4) Bestand und Betrieb der in den bisherigen Gemeinden vorhandenen kommunalen Ein-

richtungen werden gewährleistet und den Erfordernissen entsprechend weiterentwickelt, 
soweit sie einer sinnvollen Gesamtplanung entsprechen. 

 
(5) Die neue Gemeinde ... wird die Kinderbetreuungseinrichtungen so lange erhalten und be-

treiben, wie die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind und die Wirtschaftlichkeit 
der jeweiligen Einrichtung gewährleistet ist. 

 
(6) Die bestehenden Standorte der Freiwilligen Feuerwehren der bisherigen Gemeinden …, 

…, … bleiben nach Maßgabe des Haushalts und, sofern es einer sinnvollen Gesamtpla-
nung entspricht, bestehen. Die vorhandenen Feuerwehreinrichtungen und –geräte wer-
den ordnungsgemäß unterhalten und entsprechend den Erfordernissen zur Erfüllung der 
Aufgaben im Bereich des Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe modernisiert. 
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(7) Die neue Gemeinde … verpflichtet sich, die Friedhöfe in …, …, … beizubehalten und im 
Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts ordnungsgemäß zu unterhalten. 

 

§ 10* 

Investitionen 

(1) Die neue Gemeinde ... ordnet die in Anlage 1 aufgeführten und von den beteiligten Ge-
meinden gewünschten Investitionen zeitlich in einen Investitionsplan für die nächsten 
Jahre ein. Dieser ist im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts und nach Maßgabe 
einer sinnvollen Gesamtplanung abzuarbeiten. Vorrang haben bereits begonnene Maß-
nahmen und solche, die bereits in ein Förderprogramm aufgenommen wurden. 
  
(Anmerkung: Alternativ bzw. ergänzend kann vereinbart werden: Für die Gesamtplanung 
wird vereinbart, dass bei dem in den zukünftigen Ortschaften ..., …, … gemäß Anlage 1 
zu realisierendem Investitionsvolumen mit Wirksamwerden der Bestandsänderung für ei-
nen Zeitraum von zwei Jahren die Höhe der eingebrachten Rücklagen, die Schulden und 
die Steuerkraft der bisherigen Gemeinden und künftigen Ortschaften zugrunde gelegt 
wird.)*  

 
(2) Die Finanzierung von Investitionsmaßnahmen mit Verpflichtungsermächtigung ist abzusi-

chern. 
  
(Anmerkung: ggf. in einer weiteren Anlage als Bestandteil des Vertrags einzeln aufführen). 

 

§ 11 

Meinungsverschiedenheiten, salvatorische Klausel, Vertragsbindung 

(1) Dieser Vertrag wird im Geiste der Gleichberechtigung und der Vertragstreue geschlossen. 
Auftretende Unstimmigkeiten sind daher in diesem Sinne gütlich zu regeln.  

 
(2) Können Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspartnern nicht einvernehmlich 

geregelt werden, entscheidet die Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
(3) Widerspricht eine Regelung dieses Vertrages dem geltenden oder dem künftigen Recht, 

so behält der Vertrag im Übrigen seine Gültigkeit. Die Beteiligten verpflichten sich, eine 
ungültige Bestimmung durch eine dem gewollten Ergebnis möglichst nahekommende, 
rechtlich nicht zu beanstandende Regelung zu ersetzen. 

 
(4) Von einzelnen Vereinbarungen des Vertrags kann abgewichen werden, wenn sich die 

dem Vertrag zugrunde liegende Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat und die 
Bürger der betreffenden Ortschaften der Gemeinde … der Änderung oder Aufhebung von 
einzelnen Regelungen jeweils mit einer Mehrheit von zwei Dritteln zustimmen (ortschafts-
bezogene Abstimmungsmehrheit).  

 
(Anmerkung: Insbesondere durch Abs. 4 erhält der Vertragsentwurf die erforderliche Fle-
xibilität für die Anpassung an die weiteren Entwicklungen. Dabei stellen das Erfordernis 
der wesentlich geänderten Sach- und Rechtslage, die Begrenzung, nur einzelne Rege-
lungen ändern oder aufheben zu können, sowie die Notwendigkeit einer Zustimmung der 
Bürger mit Zweidrittelmehrheit in jeder betroffenen Ortschaft sicher, dass von den Ver-
tragsinhalten nicht willkürlich, sondern nur in eng begrenzten Ausnahmefällen abgewichen 
wird. Mit dem Begriff der Abstimmungsmehrheit wird klargestellt, dass sich das Erfordernis 
der Zwei-Drittel-Mehrheit auf die abgegebenen Stimmen bezieht und nicht auf die Zahl 
der in der jeweiligen Ortschaft lebenden Bürger.) 
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(5) Bis zur Entscheidung des Landtags über die in diesem Vertrag vorgesehene Gemeinde-

neugliederung (Verabschiedung des Neugliederungsgesetzes) kann der Vertrag ohne An-
gabe von Gründen durch jeden Vertragspartner mit sofortiger Wirkung gekündigt werden. 
Die Kündigung ist gegenüber allen anderen Vertragspartnern zu erklären und bedarf der 
Schriftform. Nach einer Kündigung durch einen oder mehrere Vertragspartner besteht der 
Vertrag zwischen den übrigen Vertragspartnern fort, soweit mindestens zwei Vertrags-
partner keine Kündigung erklärt haben. 
 
(Anmerkungen:  
 
Die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung hat sich bereits mit Gemeindeneugliede-
rungsverträgen auf Basis der vorliegenden Vertragsmuster befasst (Verwaltungsgericht 
Meiningen, Beschluss vom 15. Oktober 2018, Az. 2 E 1235/18 Me; Verwaltungsgericht 
Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 2 K 1384/22 Ge) und ist hierbei davon ausge-
gangen, dass die Bindungswirkung des Neugliederungsvertrags auch die Umsetzung der 
Neugliederung als solche umfasst. Ausgehend von dieser Rechtsprechung können die 
beteiligten Gemeinden daher nach dem Vertragsabschluss (bis zur Verabschiedung des 
Neugliederungsgesetzes durch den Landtag) von ihrer vertraglich vereinbarten Neuglie-
derung nur dann wieder Abstand nehmen, wenn der Vertrag eine Kündigungsmöglichkeit 
vorsieht. 
 
Durch das in Absatz 5 vorgesehene Kündigungsrecht wird daher zunächst gewährleistet, 
dass die beteiligten Gemeinden bis zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Neugliede-
rungsgesetzes Herren des Verfahrens bleiben und weiterhin über die Umsetzung ihrer 
Neugliederung disponieren können, ohne vertragsbrüchig zu werden (das Abstandneh-
men von einer bereits beantragten Neugliederung setzt parallel zur Vertragskündigung die 
Rücknahme des Neugliederungsantrags voraus, siehe hierzu Frage II.10. der FAQ). 
 
Des Weiteren wird durch das Kündigungsrecht sichergestellt, dass die direktdemokrati-
schen Einflussmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger auf die Gemeindeneugliederung 
nach dem Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheid (ThürEBBG) erhalten bleiben. Enthält ein rechtswirksam geschlos-
sener Neugliederungsvertrag kein solches Kündigungsrecht, sind nach der o. g. Recht-
sprechung Bürgerbegehren, die sich gegen die vom Gemeinderat beschlossene und in 
dem Neugliederungsvertrag vereinbarte Gemeindeneugliederung richten, unzulässig, da 
sie in diesem Fall auf eine rechtlich unmögliche Loslösung von dem Vertrag bzw. auf einen 
Vertragsbruch gerichtet sind und somit ein gesetzwidriges Ziel im Sinne von § 1 Abs. 3 
Nr. 1 ThürEBBG verfolgen (Verwaltungsgericht Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 
2 K 1384/22 Ge). 
 
An einer Gemeindeneubildung und dem hierzu geschlossenen Neugliederungsvertrag ist 
in der Regel eine größere Zahl von Gemeinden beteiligt. Nimmt eine einzelne Gemeinde 
oder ein Teil der Gemeinden von dem vereinbarten Zusammenschluss durch eine Kündi-
gung des Vertrages (und Rücknahme ihres bereits eingereichten Neugliederungsantrags) 
wieder Abstand, werden die übrigen beteiligten Gemeinden gegebenenfalls dennoch an 
einer Gemeindeneubildung (ohne die im Zuge der Kündigung ausgeschiedenen Vertrags-
partner) festhalten. Absatz 5 Satz 3 sieht daher vor, dass der Vertrag für die übrigen Ver-
tragspartner seine Wirksamkeit behält, solange diese den Vertrag nicht ebenfalls kündi-
gen. 

 

§ 12 

Inkrafttreten  
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(1) Der Zusammenschluss der Gemeinden …, … und … zur neuen Landgemeinde …wird mit 
dem Inkrafttreten des durch den Thüringer Landtag zu beschließenden Gesetzes rechts-
wirksam.  

 
(2) Dieser Vertrag tritt – soweit zu seiner Umsetzung das Gesetz nicht erforderlich ist – mit 

seiner Unterzeichnung durch die Vertragspartner in Kraft. Im Übrigen tritt er mit Inkrafttre-
ten des Gesetzes nach Absatz 1 in Kraft. 

 
(3)  Folgende Regelungen dieses Vertrages gelten befristet: *  

 § … bis zum … 
 
 
 

................................, den .............................. ............................., den ............................ 

Bürgermeister  (Siegel)   Bürgermeister  (Siegel) 

__________________________________________________________________________ 

* Anmerkung: Dieses Vertragsmuster kann nur eine Orientierung geben, weil sich die konkreten Verhältnisse in 
jeder Gemeinde unterscheiden. Insbesondere die mit * gekennzeichneten Regelungen sind als 
Beispiele aufgeführt, die entsprechend der jeweiligen örtlichen Gegebenheiten zu prüfen und ggf. 
anzupassen sind. 
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Vertragsmuster für Neubildung einer Einheitsgemeinde  

 

Anlage zum Beschluss Nr. … vom … des Gemeinderats …, 
             zum Beschluss Nr. … vom … des Gemeinderats … und  
             zum Beschluss Nr. … vom … des Gemeinderats … . 
 
 

VERTRAG ÜBER DEN GEMEINDEZUSAMMENSCHLUSS 
 
zwischen 
 
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in,  
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in, und 
der Gemeinde ..., vertreten durch den/die Bürgermeister/in  
 
 

Präambel 

Die Gemeinderäte der Gemeinden ..., ... und ... haben beschlossen, ihre Gemeinden aufzulö-
sen und sich zu einer neuen Gemeinde mit dem Namen ... zusammenzuschließen. Die Be-
schlüsse datieren im Einzelnen wie folgt: 
- Gemeinderat … mit Beschluss Nr. … vom … 
- Gemeinderat … mit Beschluss Nr. … vom … 
- Gemeinderat … mit Beschluss Nr. … vom …. 
 
(Die Einwohner der Gemeinden …, ..., …  wurden vor der Beschlussfassung der Gemeinde-
räte zu dieser Entscheidung informiert und ihre Meinung angehört.)* 
 
In Durchführung der übereinstimmenden Beschlüsse ihrer Gemeinderäte und zur Regelung 
von hieraus entstehenden Rechts- und Verwaltungsfragen schließen die beteiligten Gemein-
den folgenden Vertrag:  
 

§ 1 

Zusammenschluss, Name  

(1) Mit Inkrafttreten des durch den Thüringer Landtag zu beschließenden Gesetzes werden 
(die Verwaltungsgemeinschaft „ …“ sowie)* die Gemeinden ..., ... und ... aufgelöst. Aus 
dem Gebiet der aufgelösten Gemeinden wird eine neue Gemeinde gebildet.  

 
(2) Die neue Gemeinde erhält den Namen „ ... „.  
 

§ 2* 

Ortsteile, Ortsteilnamen,  

(1) Ortsteile der neuen Gemeinde nach § 4 Abs. 2 Satz 1 ThürKO … sind: 
- 
-  

 
(2) Jeder Ortsteil nach Abs. 1 führt seinen bisherigen Namen in Verbindung mit dem Namen 

der neuen Gemeinde weiter. Die Ortsteilnamen sind, soweit rechtlich zulässig und gebo-
ten, im amtlichen Sprach- und Schriftverkehr weiter zu verwenden.  
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§ 3* 

Ortsteilverfassung 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Gemeindeneubildung wird gemäß § 45 Abs. 8 ThürKO für 
das Gebiet der aufgelösten Gemeinden für den Rest der gesetzlichen Amtszeit und die 
folgende gesetzliche Amtszeit des Gemeinderats jeweils die Ortsteilverfassung einge-
führt. 

 
(2) Die bisherigen Bürgermeister der aufgelösten Gemeinden sind für die Dauer ihrer verblei-

benden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamte zum Ortsteil-
bürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinderatsmitglieder der aufgelösten Ge-
meinden sind für den Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ortsteilrats-
mitglieder. 

 
(3) Die Rechte des Ortsteilrates ergeben sich aus § 45 ThürKO. 
 
(4) Die neue Gemeinde … stellt dem/den Ortsteil/en gemäß § 45 Abs. 6 ThürKO die finanzi-

ellen Mittel zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben nach § 45 ThürKO in angemessenem Um-
fang zur Verfügung.   

(Anmerkung: Soweit ein Abweichungsantrag nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt werden 
soll, ergeben sich folgende Regelungsalternativen: 

Alternative 1 (Künftiger Verzicht auf eine Ortsteilverfassung): 

In der neu gebildeten Gemeinde … wird auf eine Ortsteilverfassung verzichtet. Es wird ein 
Antrag nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt, dass § 45 Abs. 8 ThürKO für das Gebiet der 
aufgelösten Gemeinden nicht zur Anwendung kommen soll. 

Alternative 2 (Nichtanwendung von § 45 Abs. 8 ThürKO und Ausgestaltung der Ortsteil-
verfassung nach Inkrafttreten der Neugliederung durch Regelung in der Hauptsatzung): 

(1)  Auf die gesetzliche Einführung der Ortsteilverfassung für das Gebiet der aufgelösten 
Gemeinden sowie die Überleitung der bisherigen Bürgermeister und der bisherigen Ge-
meinderatsmitglieder nach § 45 Abs. 8 ThürKO wird verzichtet. Hierzu wird ein Antrag 
nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt, dass § 45 Abs. 8 ThürKO für das Gebiet der aufgelösten 
Gemeinden nicht zur Anwendung kommen soll. 

(2)  Nach dem Wirksamwerden der Gemeindeneubildung wird durch Regelung in der 
Hauptsatzung der Gemeinde … wie folgt die Ortsteilverfassung eingeführt: 

… 

(3) Die Rechte des Ortsteilrates ergeben sich aus § 45 ThürKO. 

(4) Die Gemeinde … stellt dem/den Ortsteil/en gemäß § 45 Abs. 6 ThürKO die finanziellen 
Mittel zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben nach § 45 ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 

Alternative 3 (Überleitung der bisherigen Ortsteile mit Ortsteilverfassung einer oder meh-
rerer aufgelöster Gemeinden einschließlich der Ortsteilorgane in die neu gebildete Ge-
meinde): 

(1) Auf die gesetzliche Einführung der Ortsteilverfassung für das Gebiet der aufgelösten 
Gemeinde/n … sowie die Überleitung der bisherigen Bürgermeister und der bisherigen 
Gemeinderatsmitglieder nach § 45 Abs. 8 ThürKO wird verzichtet. Stattdessen sollen die 
gemäß der Hauptsatzung in der aufgelösten Gemeinde … bestehenden Ortsteile mit Orts-
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teilverfassung …, … und …  sowie die gemäß der Hauptsatzung in der aufgelösten Ge-
meinde … bestehenden Ortsteile mit Ortsteilverfassung …, … und …  einschließlich ihrer 
Ortsteilbürgermeister und Ortsteilratsmitglieder in die neu gebildete Gemeinde … überge-
leitet werden. Hierzu wird ein entsprechender Antrag nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt. 

(2) Die Rechte des Ortsteilrates ergeben sich aus § 45 ThürKO. 

(3) Die Gemeinde … stellt dem/den Ortsteil/en gemäß § 45 Abs. 6 ThürKO die finanziellen 
Mittel zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben nach § 45 ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung. 

Alternative 4 (Begrenzung der Anwendung von § 45 Abs. 8 ThürKO auf den Zeitraum der 
laufenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates): 

(1) Mit dem Wirksamwerden der Gemeindeneubildung soll § 45 Abs. 8 ThürKO für das 
Gebiet der aufgelösten Gemeinden mit der Maßgabe Anwendung finden, dass nur für den 
Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die Ortsteilverfassung eingeführt wird. 
Hierzu wird ein entsprechender Antrag nach § 45 Abs. 9 ThürKO gestellt. 

(2) Die bisherigen Bürgermeister der aufgelösten Gemeinden sind für die Dauer ihrer ver-
bleibenden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter zum 
Ortsteilbürgermeister zu ernennen. Endet die verbleibende Amtszeit des bisherigen Bür-
germeisters einer aufgelösten Gemeinde nach dem Ende der laufenden gesetzlichen 
Amtszeit des Gemeinderats, so ist der bisherige Bürgermeister nur für die Dauer der lau-
fenden gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats unter Berufung in das Beamtenverhältnis 
als Ehrenbeamter zum Ortsteilbürgermeister zu ernennen. Die bisherigen Gemeinderats-
mitglieder der aufgelösten Gemeinden sind für den Rest der gesetzlichen Amtszeit des 
Gemeinderats die Ortsteilratsmitglieder.  

(3) Die Rechte des Ortsteilrates ergeben sich aus § 45 ThürKO. 

(4) Die Gemeinde … stellt dem/den Ortsteil/en gemäß § 45 Abs. 6 ThürKO die finanziellen 
Mittel zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben nach § 45 ThürKO in angemessenem Umfang 
zur Verfügung.) 

 

§ 4 

Rechtsnachfolge, Ortsrecht 

(1) Die neue Gemeinde ... wird zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gemeindeneubildung 
Gesamtrechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemeinden ..., ..., … (sowie der aufgelösten 
Verwaltungsgemeinschaft „…“)*. Sie tritt damit in alle Rechte und Pflichten dieser Gemein-
den (und der Verwaltungsgemeinschaft „…“)* ein. 

(Anmerkung: Die neu gebildete Gemeinde wird nur dann Gesamtrechtsnachfolger einer 
aufgelösten Verwaltungsgemeinschaft und tritt in ihre Rechte und Pflichten ein, wenn alle 
bisherigen Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft in der neu gebildeten Ge-
meinde aufgehen.) 

(2) Das in den aufgelösten Gemeinden geltende Ortsrecht soll, soweit es nicht durch den 
Zusammenschluss gegenstandslos wird, nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
und den Bestimmungen dieses Vertrags im bisherigen Geltungsbereich fortgelten. Die 
Schaffung eines neuen einheitlichen Ortsrechts der neu gebildeten Gemeinde ... erfolgt 
entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. 

 
(3) Die neue Gemeinde ... tritt entsprechend den Bestimmungen des Thüringer Gesetzes 

über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der jeweils geltenden Fassung 
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als Rechtsnachfolgerin in die Zweckverbände und Zweckvereinbarungen ein, denen die 
aufgelösten Gemeinden angehören. * 

 
(4) Die rechtsverbindlichen Bebauungspläne der aufgelösten Gemeinden bleiben vorbehalt-

lich anderer Festsetzungen in Kraft. Im Übrigen werden die Flächennutzungspläne und 
Bebauungspläne der aufgelösten Gemeinden im Rahmen der Gesamtbauleitplanung von 
der neuen Gemeinde ... weitergeführt und fortentwickelt.  

 
(Anmerkung: Alternativ bzw. ergänzend kann vereinbart werden: Die in Aufstellung be-
findlichen Bebauungspläne und die Flächennutzungspläne der aufgelösten Gemeinden 
werden im Rahmen der Gesamtbauleitplanung von der neuen Gemeinde ... weitergeführt 
und fortentwickelt.)  

 

§ 5 

Haushaltsführung 

Die neue Gemeinde ... führt bis zum Erlass einer zusammengefassten Haushaltssatzung 
durch die neue Gemeinde ihre Haushaltswirtschaft nach den einzelnen Haushaltssatzungen 
der aufgelösten Gemeinden. Die beteiligten Gemeinden …, … und … werden Neuverschul-
dungen nur zur Fortführung bereits begonnener Maßnahmen und in gegenseitiger Abstim-
mung vornehmen.  
 

§ 6 

Steuern 

Für die Vereinheitlichung der bisherigen Hebesätze für die Realsteuern (Gewerbesteuern, 
Grundsteuer A und B) der Gemeinde/n … und … gilt die Thüringer Verordnung zur Bestim-
mung der Zuständigkeit für die Zulassung unterschiedlicher Realsteuerhebesätze vom 18. Au-
gust 1995 (GVBl. 1995, 298). Gemäß dieser Verordnung wird die Vereinheitlichung innerhalb 
einer Übergangszeit bis zu 3 Jahren erfolgen.  
  

§ 7 

Übernahme von Bediensteten  

(1) Die Rechtsstellung der Beamten und Versorgungsempfänger und deren Übernahme rich-
ten sich nach den einschlägigen Regelungen des Neugliederungsgesetzes in Verbindung 
mit den Vorschriften der §§ 14 bis 18 und 29 des Thüringer Beamtengesetzes (ThürBG) 
vom 12. August 2014 (GVBl. S. 472). 

 
(2) Die neue Gemeinde … tritt zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gemeindeneubildung in 

die Rechte und Pflichten aus den bestehenden Arbeitsrechtsverhältnissen (der Verwal-
tungsgemeinschaft „...“ und)* der Gemeinden ..., ... , ...  ein. Die Rechtsstellung der Tarif-
beschäftigten und Auszubildenden sowie deren Übernahme richten sich nach den ein-
schlägigen Regelungen des Neugliederungsgesetzes.  

(Anmerkung: Die neu gebildete Gemeinde tritt nur dann in die Rechte und Pflichten aus 
den bestehenden Arbeitsverhältnissen einer Verwaltungsgemeinschaft ein, wenn alle bis-
herigen Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft in der neu gebildeten Ge-
meinde aufgehen und es daher zu einer Gesamtrechtsnachfolge kommt.) 

(3) Die beteiligten Gemeinden (und die Verwaltungsgemeinschaft „....“)*  verpflichten sich, in 
der Zeit vom Abschluss dieses Vertrags bis zum Inkrafttreten der Gemeindeneubildung 
Änderungen an den bestehenden Arbeitsrechtsverhältnissen oder den Abschluss neuer 
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Arbeitsrechtsverhältnisse nur falls unbedingt erforderlich und nur in Abstimmung und mit 
dem Einverständnis aller an der Gemeindeneubildung beteiligten Gemeinden vorzuneh-
men. Die tariflichen Regelungen bleiben unberührt. 
 

§ 8  

Wohnsitz, Bürgerrechte 

(1) Soweit für Rechte oder Pflichten die Wohndauer oder der Aufenthalt im Gebiet einer Ge-
meinde maßgeblich ist, wird die ununterbrochene Wohn- oder Aufenthaltsdauer in den 
bisherigen Gemeinden auf die Wohn- oder Aufenthaltsdauer in der neu gebildeten Ge-
meinde ... angerechnet.  

 
(2) Alle Einwohner der neuen Gemeinde haben die gleichen Rechte und Pflichten. Die öffent-

lichen Einrichtungen der Gemeinde ... stehen ihnen im Rahmen der geltenden Bestim-
mungen in gleicher Weise zur Verfügung. 

 

§ 9 * 

Wahrung der Eigenart, Kommunale Einrichtungen 

(1) Die neue Gemeinde .... ist verpflichtet, den Charakter und das örtliche Brauchtum in den 
Ortsteilen zu erhalten. Das kulturelle, gesellschaftliche und sportliche Leben, insbeson-
dere die bestehenden örtlichen Vereine sowie die sozialen, kirchlichen und sportlichen 
Einrichtungen, werden auch weiterhin im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts geför-
dert. 

 
(2) Die örtlichen, öffentlichen kulturellen, sozialen und sportlichen Einrichtungen werden auch 

den Vereinen der bisherigen Gemeinden weiterhin im Rahmen der Möglichkeiten des 
Haushalts zur Verfügung gestellt. 

 
(3) Die in den bisherigen Gemeinden bestehenden Beziehungen mit Partnergemeinden wer-

den erhalten und weiter gepflegt. 
 
(4) Bestand und Betrieb der in den bisherigen Gemeinden vorhandenen kommunalen Ein-

richtungen werden gewährleistet und den Erfordernissen entsprechend weiterentwickelt, 
soweit sie einer sinnvollen Gesamtplanung entsprechen. 

 
(5) Die neue Gemeinde ... wird die Kinderbetreuungseinrichtungen so lange erhalten und be-

treiben, wie die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind und die Wirtschaftlichkeit 
der jeweiligen Einrichtung gewährleistet ist. 

 
(6) Die bestehenden Standorte der Freiwilligen Feuerwehren der bisherigen Gemeinden …, 

…, … bleiben nach Maßgabe des Haushalts bestehen, sofern dies einer sinnvollen Ge-
samtplanung entspricht. Die vorhandenen Feuerwehreinrichtungen und -geräte werden 
ordnungsgemäß unterhalten und entsprechend den Erfordernissen zur Erfüllung der Auf-
gaben im Bereich des Brandschutzes und der allgemeinen Hilfe modernisiert. 

 
(7) Die neue Gemeinde … verpflichtet sich, die Friedhöfe in …, …, … beizubehalten und im 

Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts ordnungsgemäß zu unterhalten. 
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§ 10 * 

Investitionen 

(1) Die neue Gemeinde ... ordnet die in Anlage 1 aufgeführten und von den beteiligten Ge-
meinden gewünschten Investitionen zeitlich in einen Investitionsplan für die nächsten 
Jahre ein. Dieser ist im Rahmen der Möglichkeiten des Haushalts und nach Maßgabe 
einer sinnvollen Gesamtplanung abzuarbeiten. Vorrang haben bereits begonnene Maß-
nahmen und solche, die bereits in ein Förderprogramm aufgenommen wurden.  

(Anmerkung: Alternativ bzw. ergänzend kann vereinbart werden: Für die Gesamtplanung 
wird vereinbart, dass bei dem in den zukünftigen Ortsteilen ..., …, … gemäß Anlage 1 zu 
realisierendem Investitionsvolumen mit Wirksamwerden der Bestandsänderung für einen 
Zeitraum von zwei Jahren die Höhe der eingebrachten Rücklagen, die Schulden und die 
Steuerkraft der bisherigen Gemeinden und künftigen Ortsteilen zugrunde gelegt wird.)*  

 
(2) Die Finanzierung von Investitionsmaßnahmen mit Verpflichtungsermächtigung ist abzusi-

chern.  

(Anmerkung: ggf. in einer weiteren Anlage als Bestandteil des Vertrags einzeln aufführen). 
 

§ 11 

Meinungsverschiedenheiten, salvatorische Klausel, Vertragsbindung 

(1) Dieser Vertrag wird im Geiste der Gleichberechtigung und der Vertragstreue geschlossen. 
Auftretende Unstimmigkeiten sind daher in diesem Sinne gütlich zu regeln.  

 
(2) Können Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspartnern nicht einvernehmlich 

geregelt werden, entscheidet die Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
(3) Widerspricht eine Regelung dieses Vertrages dem geltenden oder dem künftigen Recht, 

so behält der Vertrag im Übrigen seine Gültigkeit. Die Beteiligten verpflichten sich, eine 
ungültige Bestimmung durch eine dem gewollten Ergebnis möglichst nahekommende, 
rechtlich nicht zu beanstandende Regelung zu ersetzen. 

 
(4) Von einzelnen Vereinbarungen des Vertrags kann abgewichen werden, wenn sich die 

dem Vertrag zugrundeliegende Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat und die 
Bürger der betreffenden Ortsteile der Gemeinde … der Änderung oder Aufhebung von 
einzelnen Regelungen jeweils mit einer Mehrheit von zwei Dritteln zustimmen (ortsteilbe-
zogene Abstimmungsmehrheit).  

(Anmerkung: Insbesondere durch Abs. 4 erhält der Vertragsentwurf die erforderliche Fle-
xibilität für die Anpassung an die weiteren Entwicklungen. Dabei stellen das Erfordernis 
der wesentlich geänderten Sach- und Rechtslage, die Begrenzung, nur einzelne Regelun-
gen ändern oder aufheben zu können, sowie die Notwendigkeit einer Zustimmung der 
Bürger mit Zweidrittelmehrheit in jedem betroffenen Ortsteil sicher, dass von den Vertrags-
inhalten nicht willkürlich, sondern nur in eng begrenzten Ausnahmefällen abgewichen 
wird. Mit dem Begriff der Abstimmungsmehrheit wird klargestellt, dass sich das Erfordernis 
der Zwei-Drittel-Mehrheit auf die abgegebenen Stimmen bezieht und nicht auf die Zahl 
der in dem jeweiligen Ortsteil lebenden Bürger.) 
 

(5) Bis zur Entscheidung des Landtags über die in diesem Vertrag vorgesehene Gemeinde-
neugliederung (Verabschiedung des Neugliederungsgesetzes) kann der Vertrag ohne An-
gabe von Gründen durch jeden Vertragspartner mit sofortiger Wirkung gekündigt werden. 
Die Kündigung ist gegenüber allen anderen Vertragspartnern zu erklären und bedarf der 
Schriftform. Nach einer Kündigung durch einen oder mehrere Vertragspartner besteht der 
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Vertrag zwischen den übrigen Vertragspartnern fort, soweit mindestens zwei Vertrags-
partner keine Kündigung erklärt haben. 
 
(Anmerkungen:  
 
Die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung hat sich bereits mit Gemeindeneugliede-
rungsverträgen auf Basis der vorliegenden Vertragsmuster befasst (Verwaltungsgericht 
Meiningen, Beschluss vom 15. Oktober 2018, Az. 2 E 1235/18 Me; Verwaltungsgericht 
Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 2 K 1384/22 Ge) und ist hierbei davon ausge-
gangen, dass die Bindungswirkung des Neugliederungsvertrags auch die Umsetzung der 
Neugliederung als solche umfasst. Ausgehend von dieser Rechtsprechung können die 
beteiligten Gemeinden daher nach dem Vertragsabschluss (bis zur Verabschiedung des 
Neugliederungsgesetzes durch den Landtag) von ihrer vertraglich vereinbarten Neuglie-
derung nur dann wieder Abstand nehmen, wenn der Vertrag eine Kündigungsmöglichkeit 
vorsieht. 
 
Durch das in Absatz 5 vorgesehene Kündigungsrecht wird daher zunächst gewährleistet, 
dass die beteiligten Gemeinden bis zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Neugliede-
rungsgesetzes Herren des Verfahrens bleiben und weiterhin über die Umsetzung ihrer 
Neugliederung disponieren können, ohne vertragsbrüchig zu werden (das Abstandneh-
men von einer bereits beantragten Neugliederung setzt parallel zur Vertragskündigung die 
Rücknahme des Neugliederungsantrags voraus, siehe hierzu Frage II.10. der FAQ). 
 
Des Weiteren wird durch das Kündigungsrecht sichergestellt, dass die direktdemokrati-
schen Einflussmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger auf die Gemeindeneugliederung 
nach dem Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheid (ThürEBBG) erhalten bleiben. Enthält ein rechtswirksam geschlos-
sener Neugliederungsvertrag kein solches Kündigungsrecht, sind nach der o. g. Recht-
sprechung Bürgerbegehren, die sich gegen die vom Gemeinderat beschlossene und in 
dem Neugliederungsvertrag vereinbarte Gemeindeneugliederung richten, unzulässig, da 
sie in diesem Fall auf eine rechtlich unmögliche Loslösung von dem Vertrag bzw. auf einen 
Vertragsbruch gerichtet sind und somit ein gesetzwidriges Ziel im Sinne von § 1 Abs. 3 
Nr. 1 ThürEBBG verfolgen (Verwaltungsgericht Gera, Urteil vom 27. September 2023, Az. 
2 K 1384/22 Ge). 
 
An einer Gemeindeneubildung und dem hierzu geschlossenen Neugliederungsvertrag ist 
in der Regel eine größere Zahl von Gemeinden beteiligt. Nimmt eine einzelne Gemeinde 
oder ein Teil der Gemeinden von dem vereinbarten Zusammenschluss durch eine Kündi-
gung des Vertrages (und Rücknahme ihres bereits eingereichten Neugliederungsantrags) 
wieder Abstand, werden die übrigen beteiligten Gemeinden gegebenenfalls dennoch an 
einer Gemeindeneubildung (ohne die im Zuge der Kündigung ausgeschiedenen Vertrags-
partner) festhalten. Absatz 5 Satz 3 sieht daher vor, dass der Vertrag für die übrigen Ver-
tragspartner seine Wirksamkeit behält, solange diese den Vertrag nicht ebenfalls kündi-
gen. 

 

§ 12 

Inkrafttreten  

(1) Der Zusammenschluss der Gemeinden …, … und … zur neuen Gemeinde …wird mit dem 
Inkrafttreten des durch den Thüringer Landtag zu beschließenden Gesetzes rechtswirk-
sam.  
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(2) Dieser Vertrag tritt – soweit zu seiner Umsetzung das Gesetz nicht erforderlich ist – mit 
seiner Unterzeichnung durch die Vertragspartner in Kraft. Im Übrigen tritt er mit Inkrafttre-
ten des Gesetzes nach Absatz 1 in Kraft. 

 
(3) Folgende Regelungen dieses Vertrages gelten befristet: *  

§ … bis zum … 
 

 

................................, den .............................. ............................., den ............................ 

Bürgermeister  (Siegel)   Bürgermeister  (Siegel) 

__________________________________________________________________________ 

* Anmerkung: Dieses Vertragsmuster kann nur eine Orientierung geben, weil sich die konkreten Verhältnisse in 
jeder Gemeinde unterscheiden. Insbesondere die mit * gekennzeichneten Regelungen sind als 
Beispiele aufgeführt, die entsprechend der jeweiligen örtlichen Gegebenheiten zu prüfen und ggf. 
anzupassen sind. 

 


